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Der Handlungsbedarf war groß und die Zeit dräng-
te, als im Februar 2002 die Bundesregierung die
Kommission „Moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt” – besser bekannt unter dem Namen
„Hartz-Kommission”1 – ins Leben rief. Ein Bericht
des Bundesrechnungshofes über Fehler in der
Vermittlungsstatistik der Bundesanstalt für Arbeit
hatte die Öffentlichkeit und damit – angesichts des
beginnenden Bundestagswahlkampfs – auch die
Bundesregierung aufgeschreckt.2 Was war pas-
siert? Die Bundesanstalt für Arbeit hatte die Zahl
der von ihr initiierten Arbeitsvermittlungen übertrie-
ben positiv dargestellt, so daß Medien und
Opposition schnell von einem „Vermittlungsskan-
dal” sprachen. Doch das konkrete Ausmaß der

öffentlichen Erregung über diesen Vorgang war –
selbst wenn man den bevorstehenden Wahlkampf
berücksichtigt – nicht nur die Folge des eigent-
lichen Erfassungsfehlers. Dieser betraf eine statisti-
sche Größe, die zwar nicht unbedeutend ist, aber in
der öffentlichen Diskussion bis dahin kaum eine
Rolle gespielt hatte und inzwischen auch nicht
mehr spielt. Vielmehr waren die heftigen Reaktio-
nen auf den Bericht des Rechnungshofes Ausdruck
einer gesellschaftlich tief verankerten Unzu-
friedenheit über die sich stetig verschlechternde
Arbeitsmarktlage und die vermeintliche Machtlo-
sigkeit der Politik, daran etwas zu ändern. Seit
Mitte der 70er Jahre war es der Politik nicht ge-
lungen, die Trendentwicklung der Arbeitslosigkeit

umzukehren, die nur eine
Richtung kannte: nach
oben (vgl. Abbildung 1).

Das Fatale an dieser Ent-
wicklung ist die zu beob-
achtende Plateau-Bildung
der Arbeitslosigkeit auf im-
mer höheren Niveaus (in
Abbildung 1 angedeutet
durch die horizontalen Li-
nien). Die in konjunkturel-
len Schwächephasen auf-
gebaute Arbeitslosigkeit
wird regelmäßig im darauf-
folgenden Aufschwung
nicht mehr vollständig ab-
gebaut. Statt dessen tre-
ten Beharrungstendenzen
auf (Persistenz- und Hy-
sterese-Effekte)3. Der Un-
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Abb. 1: Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Deutschland (1970–2002)*

* Bis 1990 nur Westdeutschland. 
** Arbeitslose in Prozent der abhängigen zivilen Erwerbspersonen.
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit.
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terschied zwischen Deutschland und beschäfti-
gungspolitisch erfolgreicheren Ländern besteht
also insbesondere in der Arbeitsmarktentwicklung
während ökonomischer Aufschwungphasen: Wäh-
rend es in Deutschland maximal zu einem leichten
Rückgang, häufig jedoch nur zu einer Stagnation
der Arbeitslosenzahlen kommt, gelingt es anderen
Ländern, in Zeiten positiver Konjunktur die Ar-
beitslosigkeit abzubauen. Besonders deutlich wird
dieser Unterschied, wenn man die zeitliche Ent-
wicklung der Arbeitslosigkeit in Deutschland mit
der Entwicklung in den USA vergleicht (Abbildung
2).  

Eine zentrale Aufgabe jeder arbeitsmarktpolitischen
Reform muß also darin bestehen, den negativen
Trend bei der Entwicklung der Arbeitslosigkeit nach-
haltig zu durchbrechen. Die Hartz-Kommission soll-

te dazu einen Beitrag leisten.
Außerdem stellt die zuneh-
mende Schwarzarbeit ein Pro-
blem für den Arbeitsmarkt dar.4

Der Auftrag 
an die Kommission

Im Februar 2002, als die Hartz-
Kommission ihre Arbeit auf-
nahm, waren rund 4,3 Mio.
Menschen offiziell arbeitslos
gemeldet. Nimmt man die
große Zahl von Menschen hin-
zu, die nur aufgrund arbeits-
marktpolitischer Maßnahmen
der Bundesanstalt für Arbeit
aus der Arbeitslosenstatistik
herausfallen, ohne daß sie auf
dem regulären ersten Arbeits-
markt eine „unsubventionierte”
Beschäftigung haben, so stellt

sich die damalige Beschäftigungssituation noch
dramatischer dar.5 Angesichts der Größe und der
Hartnäckigkeit der Arbeitsmarktprobleme mutet der
konkrete Auftrag der Bundesregierung an die Hartz-
Kommission vergleichsweise bescheiden an. Zu-
nächst standen weder die allgemeinen Rahmenbe-
dingungen des Arbeitsmarktes noch die allgemeine
Beschäftigungspolitik zur Diskussion. Statt dessen
stellte der Kommissionsauftrag die Reform der Bun-
desanstalt für Arbeit in den Mittelpunkt. So sollten
Konzepte für den künftigen Aufgabenzuschnitt, eine
neue Organisationsstruktur sowie ein passendes
Durchführungskonzept erarbeitet werden.6

Allerdings stand die Begrenztheit des ursprüngli-
chen Auftrags in keinem Verhältnis zum politischen
Getöse während und nach Abschluß des Endbe-
richts, dem auch die Kommissionsmitglieder nicht
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Abb. 2: Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Deutschland und den USA

Quelle: OECD.
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entgegentraten. Intern wurde dann auch der Auf-
trag der Kommission erweitert, ohne daß die Kom-
mission jedoch die Zeit und die Ressourcen ge-
habt hätte, dieser Erweiterung des Auftrags ent-
sprechend ihre Beratungen auszuweiten. Trotz-
dem wurde in den Monaten während und nach
dem Bundestagswahlkampf medienwirksam die
„1:1-Umsetzung” des Hartz-Konzepts als be-
schäftigungspolitisches Allheilmittel propagiert
und plakativ durch die Formel „Abbau der Arbeits-
losigkeit um 2 Mio. in drei Jahren” konkretisiert.
Diesen bis zur politischen Umsetzung der ersten
beiden Teile – den sogenannten Hartz I und Hartz
II Gesetzen – Ende 2002 bewußt geprägten An-
spruch, den entscheidenden Beitrag zum Abbau
der Arbeitslosigkeit zu leisten, sehen inzwischen
alle Beteiligten sehr viel nüchterner und realisti-
scher. Dabei war eine „1:1-Umsetzung”, die dem
Parlament jede Gestaltungs- und Entscheidungs-
möglichkeit genommen hätte, angesichts der
Mehrheitsverhältnisse in Bundestag und Bundes-
rat von Anfang an ebenso unrealistisch7 wie die
angekündigte Halbierung der Arbeitslosigkeit.
Zurück blieb daher in der Bevölkerung einmal
mehr das Gefühl, daß die Politik doch nicht zu
einer tatsächlichen Verbesserung der Arbeits-
marktsituation in der Lage sei.

Die Reform der Bundesanstalt für Arbeit

Geht man von dem ursprünglichen Ansatz aus,
durch eine Reform der Bundesanstalt für Arbeit ei-
nen Beitrag zur Bewältigung des Arbeitsmarktpro-
blems zu leisten, ist auf die Rolle der Bundesanstalt
abzustellen. Diese ist zum einen eine Versicherungs-
anstalt, bei der sich abhängig Beschäftigte gegen
das Risiko des Einnahmenausfalls durch Arbeits-
losigkeit versichern müssen. Neben dieser Ver-
sicherungsfunktion besteht eine weitere Hauptauf-
gabe der Bundesanstalt für Arbeit in einer möglichst

effizienten Vermittlung der Arbeitslosen. Freie Stellen
sollen möglichst schnell und paßgenau durch
Arbeitssuchende besetzt werden. Funktioniert dieser
Vermittlungsprozeß unzureichend, so sind Arbeits-
suchende unnötig lange ohne Beschäftigung, bevor
sie einen neuen Arbeitsplatz finden; es entsteht frik-
tionelle Arbeitslosigkeit. Darüber hinaus ist der Bun-
desanstalt für Arbeit die aktive Arbeitsmarktpolitik
übertragen worden. Mit einem umfangreichen In-
strumentarium – am bekanntesten sind die Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen (ABM), die Struktur-
anpassungsmaßnahmen (SAM), die Maßnahmen zur
Beruflichen Weiterbildung sowie die Eingliede-
rungszuschüsse – soll die Vermittlungsfähigkeit der
Arbeitslosen aufrechterhalten werden, indem auf
einem zweiten, aus den Versicherungsgeldern und
ggf. einem Zuschuß aus dem Bundeshaushalt zu
finanzierenden Arbeitsmarkt künstlich Beschäfti-
gung erzeugt wird oder Arbeitsverhältnisse subven-
tioniert werden. 

Eine Reformmöglichkeit hätte darin bestanden, die
Bundesanstalt für Arbeit durch eine Aufgabenkon-
zentration auf die Versicherungsfunktion von einem
Großteil ihrer bisherigen Aufgaben zu entlasten.
Dazu hätte die Vermittlung weitgehend privaten Ak-
teuren überlassen, die aktive Arbeitsmarktpolitik
deutlich zurückgefahren werden müssen.8 Obwohl
die geringe Effizienz vieler Maßnahmen aktiver Ar-
beitsmarktpolitik seit langem bekannt ist und durch
die Aufgabenkonzentration die Lohnnebenkosten
entscheidend hätten gesenkt werden können, wähl-
te die Hartz-Kommission einen anderen Weg. Sie
zielte – unter Beibehaltung des umfangreichen
Instrumentariums – auf eine verbesserte Effizienz
sowohl der Vermittlungsbemühungen als auch der
aktiven Arbeitsmarktpolitik. Dazu sollten neue Instru-
mente der Arbeitsmarktpolitik alte ergänzen oder
ersetzen, die Arbeitsteilung zwischen Kommunen
und Arbeitsamt sollte verbessert werden. Die Hartz-

Damit Hartz wirkt: Von der Effizienzverbesserung in der Arbeitsmarktpolitik zur beschäftigungspolitischen Strategie



10

Kommission, der kein einziger renommierter
Arbeitsmarktökonom angehörte, setzte damit auf
eine Effizienzsteigerung bei grundsätzlich un-
verändertem Aufgabenzuschnitt der Bundesanstalt
und blieb damit bei der Aufgabenstellung hinter
dem Notwendigen zurück.

Ansatzpunkte einer 
beschäftigungspolitischen Strategie

Für eine sinnvolle beschäftigungspolitische Strate-
gie hätte aber auch eine gründliche Aufgabenkritik
der Bundesanstalt nicht ausgereicht. Denn die
Massenarbeitslosigkeit in Deutschland ist nach fast
einhelliger Einschätzung von Arbeitsmarktexperten
nur zu einem geringen Teil auf reine Vermittlungs-
defizite zurückzuführen, vielmehr ist sie vor allem
das Ergebnis fundamentaler Strukturprobleme.

Zu den zentralen beschäftigungspolitischen Pro-
blembereichen zählen die vielfältigen Rigiditäten
und Anreizverzerrungen auf dem Arbeitsmarkt: 

n Der Lohnfindungsprozeß basiert auf mehr oder
weniger starren Flächentarifverträgen und läßt die
Interessen der Arbeitslosen unberücksichtigt.9

n Der Kündigungsschutz erhöht die mit Neuein-
stellungen verbundenen Risiken für die Unter-
nehmen und senkt die Beschäftigung.10

n Die (immer noch) vor allem in zeitlicher Hinsicht
vergleichsweise großzügige finanzielle Absiche-
rung der Arbeitslosen nimmt diesen, in Verbin-
dung mit hohen Transferentzugsraten, den An-
reiz, eine Arbeit anzunehmen.11

n Die ineffizienten und nicht mehr zeitgemäß aus-
gestalteten Sozialversicherungen belasten den
Faktor Arbeit übermäßig.12

Angesichts dieses Konglomerats an anstehenden
Reformaufgaben führt der im Bundestagswahl-
kampf und während der anschließenden politi-
schen Umsetzung der ersten Teile des Hartz-Kon-
zepts von Teilen der Politik bewußt geprägte Ein-
druck, das entwickelte Reformkonzept sei ein um-
fassender Ansatz zur Bewältigung der beschäfti-
gungspolitischen Probleme in Deutschland, in die
Irre. Selbst eine noch so effiziente private Arbeits-
vermittlung vermag gegen diese fundamentalen
Strukturprobleme nicht anzukommen, noch viel
weniger eine optimierte Bundesanstalt für Arbeit.

Daß in den elf Monaten seit Inkrafttreten der ersten
Teile des Hartz-Konzepts (bis Ende November
2003) die Arbeitslosigkeit um 158.000 auf knapp
4,2 Mio. anstieg, ist indes nicht dem Hartz-Konzept
anzulasten. Zum einen waren mit dem Umbau der
Bundesanstalt für Arbeit (Hartz III) und der Zusam-
menlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe
(Hartz IV) wesentliche Elemente des Konzepts noch
gar nicht umgesetzt. Zum zweiten können selbst
optimale Instrumente erst einige Zeit nach ihrer
Einführung wirksam werden. Zum dritten liegt die
zentrale Aufgabe der Arbeitsmarktpolitik in
Deutschland darin, einen größeren Abbau der Ar-
beitslosigkeit in Aufschwungphasen zu erreichen.
Eine solche Wirkung konnten die neuen Instrumen-
te noch nicht unter Beweis stellen. Angesichts der
wirtschaftlichen Stagnation im Jahr 2003 ist bereits
die Dämpfung des Anstiegs im Vergleich zu ande-
ren Abschwungphasen ein arbeitsmarktpolitischer
Erfolg. Dieser ist wesentlich auf die Bereinigung der
Statistik um nicht arbeitswillige Arbeitslose zurück-
zuführen, was vor dem Hintergrund einer effizienten
Verwendung der Versicherungsgelder und der
Steuermittel zu begrüßen ist. 

Damit „Hartz” richtig wirkt, ist also sicherlich eine
wirtschaftliche Erholung erforderlich. Doch das al-
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lein wird nicht genügen. Ohne ergänzende Verän-
derungen bei den oben angesprochenen Struktur-
problemen und Anreizverzerrungen kann der in
Abbildung 1 dargestellte Trend nicht umgekehrt
werden. Voraussetzung dafür, daß die durch das
Hartz-Konzept angestrebte Steigerung der Ver-
mittlungseffizienz zu einer positiven, das Produk-
tionspotential erhöhenden Beschäftigungswirkung
beiträgt und nicht nur die Arbeitslosenstatistik ent-
lastet, sind zügige Reformschritte in diesen Be-
reichen. Werden sie nicht offensiv angegangen,
dann laufen die Bemühungen um eine effizientere
Arbeitslosenvermittlung notwendigerweise ins
Leere – zum Schaden der Arbeitslosen und der
Beschäftigten. 

Eine erste Bewertung des Hartz-Konzepts

Der vorliegende Sammelband geht auf eine Fach-
tagung von Stiftung Marktwirtschaft und Hanns-
Seidel-Stiftung zurück. Etwa ein Jahr nach Ver-
öffentlichung des Berichts der Hartz-Kommission,
am 17. Juli 2003, nahmen die beiden Stiftungen
eine erste Bewertung der Ergebnisse der Hartz-
Reformen vor: Bestehen Chancen, mit den um-
gesetzten Hartz-Reformen den langjährigen Trend
umzukehren? Können die mit dem Hartz-Konzept
verbundenen Hoffnungen erfüllt werden? 

Die Beiträge der Referenten aus Politik, Wissen-
schaft und Praxis auf der genannten Fachtagung,
die dieser Band – teils in erweiterter Fassung –
dokumentiert, geben Antworten auf zwei Fragen:

Erstens geht es um eine Bewertung der einzelnen
Maßnahmen: Können die vorgeschlagenen und um-
gesetzten Maßnahmen die Vermittlungseffizienz der
Bundesanstalt für Arbeit steigern und weisen so in
die richtige Richtung, oder sind die neuen Instru-
mente schon vom Ansatz her verfehlt?

Zweitens wird nach ergänzenden Maßnahmen aus
anderen Politikbereichen gefragt, die im Sinne einer
Strategie für mehr Beschäftigung über die arbeits-
marktpolitischen Instrumente des Hartz-Konzepts
hinausreichen: Welche zusätzlichen Schritte und
Maßnahmen sind notwendig, um die seit Jahrzehn-
ten steigenden Arbeitslosenzahlen nachhaltig zu
verringern? 

Große Übereinstimmung besteht zwischen den
Referenten im zweiten Fragenbereich. Sie sind sich
einig, daß die durch das Hartz-Konzept angestoße-
nen Reformen bei weitem nicht ausreichend sind,
um die Misere am Arbeitsmarkt zu lösen. Ohne
grundlegende  Reformen, sowohl was die Regulie-
rung des Arbeitsmarktes selbst, aber auch, was die
Interdependenzen mit den Sozialversicherungssy-
stemen betrifft, sei keine entscheidende Verbesse-
rung zu erwarten. Die gegenwärtig diskutierten Re-
formschritte im Bereich des Kündigungsschutzes
oder der Gesetzlichen Krankenversicherung auf
Basis der Rürup-Kommission seien jedoch nicht
der dringend erforderliche ordnungspolitische Be-
freiungsschlag für ein nachhaltiges Absenken der
Arbeitslosenquote auf Vollbeschäftigungswerte. 

Weniger eindeutig wird dagegen der erste Fragen-
komplex beantwortet, der auf den Teilbeitrag des
Hartz-Konzepts zum Abbau der Arbeitslosigkeit
abstellt. Diesbezüglich schwanken die Einschät-
zungen. Unionspolitiker wie die bayerische Arbeits-
und Sozialministerin Christa Stewens oder der
Staatssekretär im bayerischen Wirtschaftsministe-
rium, Hans Spitzner, sehen, unterstützt von den
Wissenschaftlern Norbert Berthold und Sascha von
Berchem von der Universität Würzburg, die Hartz-
Konzepte als kontraproduktive Maßnahmen an.
Insbesondere die neuen oder modifizierten Instru-
mente – PersonalServiceAgenturen, Ich-AG, etc. –
und ihre konkrete Umsetzung stehen in der Kritik.

Damit Hartz wirkt: Von der Effizienzverbesserung in der Arbeitsmarktpolitik zur beschäftigungspolitischen Strategie
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Andere werten die Hartz-Konzepte als Schritt in die
richtige Richtung. Durchweg positiv eingeschätzt
werden die erhöhten Anforderungen an die Arbeits-
losen. 

Die Beiträge im einzelnen

Der einführende Beitrag von Norbert Bensel, Mit-
glied der Hartz-Kommission, erläutert die Ziele und
die Vorgehensweise der Kommission aus der Sicht
eines direkt am Entstehungsprozeß des Reformkon-
zepts Beteiligten. Eines der Hauptverdienste der
Hartz-Kommission sei gewesen, ein produktives und
offenes Reformklima in Deutschland zu schaffen.
Themen, die noch vor wenigen Jahren zu den politi-
schen Tabus gehörten, wie etwa die Zusammenle-
gung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe, seien nun
zentrale Bestandteile konkreter politischer Reform-
bemühungen. Die angesprochene Zusammenle-
gung soll im Rahmen des zweiten aus dem Kommis-
sionsbericht resultierenden Reformblocks, der aus
den landläufig als Hartz III und Hartz IV bezeichneten
Gesetzen besteht, erfolgen, über die derzeit zwi-
schen Bundesregierung und Opposition verhandelt
wird. Dabei steht die Frage im Mittelpunkt, welche
der beiden in der bisherigen Doppelstruktur zustän-
digen Institutionen – Arbeitsamt oder kommunales
Sozialamt – nun mit der Betreuung der Langzeitar-
beitslosen betraut werden soll. Aus Sicht der in die-
sem Band vertretenen Wissenschaftler liegen die
Vorteile eindeutig bei einer Zuordnung der Verant-
wortlichkeiten auf die Kommunen.

Für Christa Stewens ist die konkrete Ausgestaltung
dieses Reformschritts dagegen von untergeordne-
ter Bedeutung, sofern sichergestellt ist, daß die
Langzeitarbeitslosen effizient und anreizkompatibel
betreut werden, mit dem Ziel ihrer Wiedereingliede-
rung in den Arbeitsmarkt. Dazu müssen Kommu-

nen und Arbeitsämter ohnehin effektiv zusammen-
arbeiten. Daneben thematisiert sie den Umbau der
Bundesanstalt für Arbeit und fordert eine Flexibili-
sierung des Arbeitsmarktes, die im Bereich des
Kündigungsschutzes und der betrieblichen Bünd-
nisse für Arbeit deutlich über die Pläne der Bundes-
regierung hinausgeht.

Norbert Berthold und Sascha von Berchem ordnen
die Hartz-Reformen in den längerfristigen arbeits-
marktpolitischen Reformprozeß der rot-grünen
Bundesregierung ein, angefangen vom Job-Aqtiv-
Gesetz bis zur Agenda 2010 und unterziehen die
neu eingeführten Instrumente wie Job-Floater (Pro-
gramm Kapital für Arbeit), Mini- und Midi-Jobs, Ich-
AG (Existenzgründungszuschuß) und PersonalSer-
viceAgenturen einer eingehenden Analyse. Ihr
Urteil ist ernüchternd: Keines der Instrumente
könne in der gegenwärtigen Ausgestaltung über-
zeugen. Gemessen an wettbewerblichen Grund-
prinzipien würden die meisten der neuen Ansätze
eine staatlich-interventionistische Tendenz aufwei-
sen, so daß sie zum Scheitern oder bestenfalls zur
Wirkungslosigkeit verurteilt seien.

Ulrich Walwei geht der Frage nach, welchen Bei-
trag eine aktivierende Arbeitsmarktpolitik zur Lö-
sung des Beschäftigungsproblems leisten kann.
Ausgehend von den grundsätzlichen Zielen und der
Wirkungsweise der unterschiedlichen Ansatzpunk-
te für eine aktivierende Arbeitsmarktpolitik analy-
siert er zwei zentrale Elemente des Hartz-Kon-
zepts: Eine Intensivierung der Vermittlung sowie die
Leih- oder Zeitarbeit. Aufgrund komplexer Wir-
kungszusammenhänge bedarf es einer sorgfältigen
Ausgestaltung dieser beiden Instrumente, um
bloße Mitnahme- und Verdrängungseffekte zu ver-
meiden und gesamtwirtschaftlich positive Arbeits-
markteffekte zu generieren.

Guido Raddatz / Gerhard Schick



13

Zeitarbeit ist auch das Thema des Beitrags von
Willem Plessen und Reinhold Henseler. Die beiden
Autoren bewerten die neu geschaffenen Personal-
ServiceAgenturen sowie die Änderungen im Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetz aus der Perspektive ei-
nes europaweit agierenden Personaldienstleistungs-
unternehmens: Im Vergleich zu anderen europä-
ischen Ländern habe die Zeitarbeit in Deutschland
bisher eine deutlich geringere Bedeutung. Dabei zei-
ge insbesondere die Erfahrungen in den Niederlan-
den, daß Zeitarbeit als „Job-Maschine” ein entschei-
dendes Element einer wirkungsvollen Arbeitsmarkt-
politik darstellen könne. Da sie die Beschäftigungs-
schwelle für Arbeitslose senke, erleichtere sie ihre
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt und erhöhe
die Chancen auf eine Festanstellung. Aufgrund der
Regulierungsmodalitäten der Zeitarbeit in Deutsch-
land sei jedoch nicht mit einem nachhaltigen Beitrag
zur Verbesserung der Arbeitslosigkeit zu rechnen.
Vielmehr bestehe die Gefahr, daß etablierte Zeitar-
beitsunternehmen durch die neue, subventionierte
Konkurrenz der PersonalServiceAgenturen im Rah-
men eines unfairen Wettbewerbs aus dem Markt ge-
drängt würden; zumindest aber seien Wettbewerbs-
verzerrungen zu erwarten.

Mit der Frage, welche zusätzlichen Reformschritte
neben das Hartz-Konzept treten müssen, damit die-
ses zu einem Rückgang der Arbeitslosigkeit beitra-
gen kann, beschäftigen sich schwerpunktmäßig die
beiden Beiträge von Ulrich van Suntum und Jürgen
Jerger. Ausgehend von einer international vergleich-
enden Analyse13 unterscheidet Ulrich van Suntum
unterschiedliche beschäftigungspolitische Strate-
gien wichtiger Industrieländer. Während insbesonde-
re die angelsächsischen Länder mit einer wett-
bewerbsorientierten marktwirtschaftlichen Strategie
große Erfolge erzielten, nähmen insbesondere die
verteilungsorientierten Wohlfahrtsstaaten, zu denen
auch Deutschland gehöre, die unteren Plätze im

internationalen Beschäftigungsranking ein. Ange-
sichts dieser empirisch erdrückenden Beweislage
empfiehlt van Suntum weitreichende Reformen. Da-
zu zählen die Entregulierung der Arbeitsmärkte, eine
Neuausrichtung der Tarifpolitik, eine grundlegende
Umstellung der sozialen Sicherungssysteme, insbe-
sondere der Gesetzlichen Krankenversicherung –
mit einer Trennung von Risikovorsorge und Um-
verteilungskomponente – sowie eine dezentral aus-
gerichtete Reform der aktiven Arbeitsmarktpolitik.

Jürgen Jerger analysiert die makroökonomischen
Bedingungen für eine Ausweitung der Beschäfti-
gung, wobei er die zentrale Rolle von aggregierter
Nachfrage und gesamtwirtschaftlich zu bezah-
lendem Lohnsatz herausstellt. Anhand eines ver-
einfachenden Modells wird deutlich, daß sich die
Wachstumsrate der Beschäftigung als Differenz der
Wachstumsrate von nominaler Nachfrage und
Nominallöhnen ergibt. Da sowohl die Geldpolitik als
auch die Fiskalpolitik aufgrund exogener Restriktio-
nen als beschäftigungspolitische Instrumente aus-
fallen, liege die Hauptlast der beschäftigungspoliti-
schen Verantwortung bei den Tarifparteien. Dane-
ben seien aber auch geeignete institutionelle Rah-
menbedingungen für mehr Beschäftigung notwen-
dig. Neben einer Modifikation der aktiven Arbeits-
marktpolitik nennt Jerger hier vor allem eine Locke-
rung des Kündigungsschutzes sowie Veränderun-
gen bei den Rahmenbedingungen der Lohnver-
handlungen – konkret der Tarifautonomie. Haupt-
manko der Lohnfindung in Deutschland sei, daß die
Arbeitslosen bei den Tarifverhandlungen nicht mit
am Verhandlungstisch säßen und ihre Interessen
nicht zur Geltung bringen könnten.

Die Handlungsoptionen für mehr Beschäftigung
nach Hartz beleuchtet Hans Spitzner, Staatssekre-
tär im bayerischen Wirtschaftsministerium, aus po-
litischer Perspektive.  Dabei fordert er einen reform-

Damit Hartz wirkt: Von der Effizienzverbesserung in der Arbeitsmarktpolitik zur beschäftigungspolitischen Strategie
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politischen Befreiungsschlag, um eine neue Wachs-
tums- und Beschäftigungsdynamik zu erzeugen.

Neue Dynamik am deutschen Arbeitsmarkt

So verdeutlichen die Beiträge dieses Sammelban-
des die Aufgabenstellung für die Beschäftigungs-
politik ein Jahr nach der Vorstellung des Hartz-Be-
richts: Um den langjährigen Trend treppenförmig
ansteigender Arbeitslosenzahlen zu brechen, müs-
sen Korrekturen in der Hartz-Gesetzgebung erfol-
gen. Marktwirtschaftliche Lösungen bei der Zeitar-
beit und bei der Arbeitsvermittlung sind hierbei er-
folgversprechend. Entscheidend wird darüber hin-
aus jedoch sein, ob es gelingt, eine beschäfti-
gungspolitische Strategie über verschiedene ar-
beitsmarktrelevante Politikbereiche zu formulieren,
die verbesserte Vermittlungsbemühungen erst er-
folgreich macht, weil sie neue Dynamik am deut-
schen Arbeitsmarkt entfacht. 

Anmerkungen
1  Vorsitzender der Kommission „Moderne Dienstleistungen

am Arbeitsmarkt” war Dr. Peter Hartz, Vorstandsmitglied
der Volkswagen AG.

2 Neben der Einsetzung der Hartz-Kommission und dem bei
solchen „Skandalen” obligatorischen Stühlerücken an der
Spitze der Bundesanstalt für Arbeit ergriff die Bundesre-
gierung auch eine Reihe von Sofortmaßnahmen. Dazu
gehörten u.a. Veränderungen in der Leitungsstruktur der
Bundesanstalt für Arbeit, freier Marktzutritt für private
Arbeitsvermittler, die Einführung von Vermittlungsgut-
scheinen für arbeitslose Leistungsbezieher sowie diverse
administrative Veränderungen innerhalb der Bundesan-
stalt für Arbeit, vgl. Hartz-Kommission (2002), S. 12–14
sowie Steck/Kossens (2003), S. 1. 

3  Vgl. Landmann/Jerger (1999), S. 247–272, Ball/Mankiw
(2002) und Blanchard/Summers (1986).

4 Vgl. zur Entwicklung, den Ursachen und den Wirkungen der
Schattenwirtschaft beispielsweise Schneider/Ernste (2000).

5  In der Abgrenzung der Stiftung Marktwirtschaft wurde die
Arbeitslosenstatistik im Februar 2002 um ca. 1,1 Mio. Per-
sonen „entlastet“, im November 2003 betrug die Zahl
knapp 1,3 Mio. Personen; vgl. die regelmäßigen Kurzana-
lysen unter www.stiftung-marktwirtschaft.de. Eine ähnli-
che Analyse – mit einer etwas anderen Abgrenzung der
nichterfaßten Arbeitslosen – nimmt auch der Sachverstän-
digenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung in seinen Jahresgutachten vor, vgl. z.B. SVR
(2003), Ziffer 224f.

6  Hartz-Kommission (2002), S. 15f.

7 Nicht umgesetzte Elemente des ursprünglichen Hartz-
Konzepts sind u.a. die „familienfreundliche Quick-
Vermittlung“, das vorruhestandsfördernde Bridge-System
für ältere Arbeitnehmer, das beschäftigungsorientierte
Bonussystem für Unternehmen hinsichtlich der Beiträge
zur Arbeitslosenversicherung sowie das Ausbildungszeit-
Wertpapier für Jugendliche.

8  Vgl. Berthold/von Berchem (2002) und Eekhoff/Milleker
(2000).

9  Vgl. Berthold (2000).

10  Vgl. überblicksartig Jerger (2003).

11  Vgl. Steiner (2003) und Berthold/von Berchem (2002).

12  Einen Überblick über die ungebremste Dynamik steigen-
der Sozialversicherungsbeiträge aufgrund der demogra-
phischen Entwicklung gibt z.B. die Rürup-Kommission
(2003). Vgl. für ein Lösungsmodell zur Reform der Gesetz-
liche Krankenversicherung Kronberger Kreis (2002).

13  Vgl. van Suntum/Schlotböller (2002).
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In diesem Beitrag möchte ich in sechs Thesen dar-
legen, auf welcher Arbeitsgrundlage die Arbeit der
„Kommission für moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt“ basiert und wie die Umsetzung Ihrer
Arbeit aus der Sicht eines Kommissionsmitglieds
und Personalvorstands zu beurteilen ist. In der letz-
ten These werde ich außerdem darauf eingehen,
welche Fragestellungen die Kommission nicht be-
handelt hat, um so zu belegen, weshalb es sich
nicht um eine Kommission zur Reform des deut-
schen Arbeitsmarktes handelte.

These 1: Das Ziel der Hartz-Kommission war,
Reformvorschläge für die Bundesanstalt für
Arbeit zu entwickeln. Selbst gesteckte Ziele
der Kommission ergänzen dieses Ziel.

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat
am 22. Februar 2002 die Kommission „Moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ unter der Lei-
tung von Peter Hartz, Vorstandsmitglied der Volks-
wagen AG, ins Leben gerufen. Anders als in der Öf-
fentlichkeit dargestellt und diskutiert, fokussierte
sich das Ziel und damit der Auftrag der Kommission
auf die Bundesanstalt für Arbeit. Die Bundesanstalt
sollte mit Hilfe eines Konzeptes für den Aufgaben-
zuschnitt und die Organisationsstruktur sowie ent-
sprechenden Durchführungsvorschlägen zu einer
modernen Dienstleistungseinrichtung werden. 

Im Rahmen der Gesamtarbeit in der Kommission
wurden die Ziele von den Experten ergänzt und auf
allgemeine arbeitsmarktpolitische Instrumente aus-
gedehnt. Die Einsicht, daß der Umbau der Bundes-
anstalt für Arbeit nur dann voran gebracht werden
kann, wenn der „Nachschub für Nürnberg“ und da-

mit auch arbeitsmarktpolitische Themen berück-
sichtigt werden, setzte sich unter den Kommis-
sionsmitgliedern durch. Das mit Verkündung des
Kommissionsberichts am 16. August 2002 in den
Mittelpunkt gerückte Ziel, zwei Millionen Arbeitslo-
se innerhalb von drei Jahren abzubauen, ist als
Zielergänzung zu verstehen. 

These 2: Bei der Arbeit ließ sich die Kom-
mission von volkswirtschaftlichen Fakten lei-
ten und versuchte im internationalen Ver-
gleich, Anregungen für die eigene Arbeit zu
erhalten. 

Neben allgemein diskutierten Problemstellungen
des Arbeitsmarktes haben wir uns in der Kommis-
sion „Moderne Dienstleistungen auf dem Arbeits-
markt“ auch zum Ziel gesetzt, auf wichtige Trends
in Deutschland einzugehen. Dabei wurden Daten
und Fakten der OECD-Staaten ebenso herangezo-
gen wie eine eigens angefertigte Studie zum
„Benchmarking Deutschland: Arbeitsmarkt und
Beschäftigung“. 

Mit den Daten konnte der gesellschaftliche Hand-
lungsdruck verdeutlicht werden. Das soll an einigen
Beispielen veranschaulicht werden. 

n Die Entwicklung der Arbeitslosenzahlen in
Deutschland unterliegt seit den 80er Jahren ei-
nem kontinuierlichem Anstieg (vgl. Abb. 1).

n Die Zahl der Langzeitarbeitslosen in Deutsch-
land ist mit 52 % im OECD-Vergleich überpro-
portional hoch. In Norwegen sind nur 5 % der
Menschen länger als zwölf Monate arbeitslos,

Die Hartz-Kommission: 
Vision, Reformvorschläge 
und Stand der Umsetzung

Norbert Bensel
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dies ist neben den USA der geringste Wert.
Übertroffen wird Deutschland nur von Italien mit
einem Anteil der Langzeitarbeitslosen von 63 %.
(OECD Labour Force Statistics 2002, Zahlen
Deutschland 2000).

n Die Struktur der Arbeitslosigkeit wird ferner da-
von geprägt, daß die Arbeitslosenquote von Ge-
ringqualifizierten mit 13,7 % deutlich über dem
bundesdeutschen Durchschnitt liegt (OECD
Employment Outlook 2002).

n Im Bereich der Zeitarbeit liegt noch Beschäfti-
gungspotential. Während in den Niederlanden
der Anteil der Beschäftigten in der Zeitarbeit
4,5 % beträgt, hat Deutschland mit 0,87 % nicht
einmal ein Prozent der Arbeitnehmer im Zeitar-
beitssektor beschäftigt. Aber auch Dänemark
mit 0,3 % hat hier noch Potentiale (CIETT „Re-
port of Activities“ 2001).

Norbert Bensel

Abb. 1: Absolute Arbeitslosenzahl in Deutschland in Millionen, 1978 - 2002

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit.
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These 3: Die 13 Module der Kommission
haben insgesamt 4 Leitbilder als Grundlage. 

Bei den Vorschlägen zum Umbau der Bundesan-
stalt für Arbeit und der Gestaltung der Rahmenbe-
dingungen des Arbeitsmarktes ließ sich die Kom-
mission von den vier in Abbildung 2 dargestellten
Leitbildern leiten, die durch die Experten als
Erfolgsfaktoren identifiziert wurden:

n Eigenaktivität auslösen, Sicherheit einlösen,

n Marktorientierung,

n Kundenorientierung,

n Reduzierung gesetzlicher Vorgaben.

Diese Leitbilder nehmen direkten Einfluß auf die
von den Kommissionsmitgliedern vorgeschlagenen
13 Module, die in Abbildung 3 dargestellt sind.

Abb. 2: Die Leitbilder der Kommission „Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“

Die Hartz-Kommission: Vision, Reformvorschläge und Stand der Umsetzung

Quelle: Bericht der Kommission „Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“.
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These 4: Die gesetzlichen Grundlagen zur
Umsetzung der Kommissionsergebnisse sind
geschaffen beziehungsweise befinden sich in
Vorbereitung — ihre Wirkung zeigt die kon-
krete Umsetzung.

Hartz I, Hartz II, Hartz III, Hartz IV und die Agenda
2010 — all dies sind Gesetze, die die Ergebnisse
der Kommissionsarbeit umsetzten und als konkre-
te Politik formulieren. Ich möchte an einem Beispiel
verdeutlichen, welche Rolle die Politik hat und wie
Impulse der Kommission zielgerichtet eingebracht
werden können:

Die Zusammenlegung von Sozial- und Arbeitslo-
senhilfe war noch vor wenigen Monaten undenkbar.
In den Köpfen der Arbeitsmarktpolitiker war das
Sozialamt ausgespart und in den Köpfen der So-
zialpolitiker gab es kein Arbeitsamt. Nicht zuletzt
auf Vorschlag der Kommission „Moderne Dienstlei-
stungen am Arbeitsmarkt“ gelang es, diese Barriere
zu überwinden. Alle (!) sprechen nun davon, daß hier
eine Zusammenlegung stattfinden muß und soll.
Einziger Streitpunkt ist noch, in wessen Ho-
heitsbereich dies übertragen werden sollte. Ist es
eine Aufgabe, die in den Kommunen besser auf-
gehoben ist, oder eine, die besser bei der Bundes-

Norbert Bensel

Abb. 3: Die 13 Module der Kommission„Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“

Quelle: Bericht der Kommission „Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“.
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anstalt für Arbeit liegen sollte? Eine Beurteilung die-
ser Detailfrage ist sicherlich besser den Experten
aus der Verwaltung und letztendlich den Politikern
zu überlassen. Jedoch die Agenda-Setzung, also
die Tatsache, daß diese Reformdebatte in Deutsch-
land geführt wird, wäre ohne den Vorschlag durch
die Kommission vermutlich undenkbar gewesen
oder hätte erst viel später in der öffentlichen Diskus-
sion stattgefunden. Aufgabe und Ziel der Kommis-
sion war somit, durch konkrete Zielvorstellungen
politische Knoten aufzulösen, Impulse zu geben
und damit das Reformklima zu verbessern.

Anhand dieses Beispiels wird auch ein weiterer As-
pekt zur politischen Umsetzung der Kommissions-

ergebnisse deutlich: Die Umsetzung der Kommis-
sionsvorschläge in Gesetzen findet bereits dort
statt, wo die Hartz-Kommission sich an ihren ei-
gentlichen Kernauftrag — die Vorschläge zur Re-
form der Bundesanstalt für Arbeit — gehalten hatte.
In dieser Beziehung hat die Kommission ihr Ziel also
bereits erfüllt. Die Impulse, die darüber hinaus ge-
setzt werden konnten und nach wie vor gesetzt wer-
den, können als zusätzlicher Beitrag zur Lösung des
Reformbedarfs in Deutschland betrachtet werden.

Einige Umsetzungsbeispiele verdeutlichen, daß die
gesetzlichen Grundlagen zur Umsetzung der Hartz-
Ergebnisse geschaffen sind oder sich in Vorbe-
reitung befinden. 

Die Hartz-Kommission: Vision, Reformvorschläge und Stand der Umsetzung

Die gesetzlichen Grundlagen zur Umsetzung der 
Hartz-Ergebnisse sind geschaffen oder in Vorbereitung

Hartz I 
Gesetz

Umgesetzt

Umgesetzt

Geplant

n PersonalServiceAgentur eingeführt, Equal Pay ohne Tarifvertrag, 
Zumutbarkeit geändert, Beweislastumkehr

n Frühzeitige Meldepflicht, Sperrzeitregeln, 
befristete Beschäftigung Älterer

Hartz II 
Gesetz

n Einrichtung von JobCentern
n Ich-AG, Mini-Jobs, Förderung der Beschäftigung im Haushalt

Hartz III 
Gesetz

n Kürzung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes
n Vereinfachung des Leistungs- und Förderrechts
n Umfassende Umorganisation der Arbeitsverwaltung

GeplantHartz IV 
Gesetz

Agenda 
2010

n Zusammenlegung Arbeitslosen- und Sozialhilfe
n Neu: Arbeitslosengeld II
n Verbesserung der Hinzuverdienstmöglichkeiten (Mini-Jobs)

n Schnellere Eingliederung in Arbeit
n Veränderung beim Kündigungsschutz
n Umbau Bundesanstalt für Arbeit 

Geplant

Abb. 4: Umgesetzte und geplante Umsetzung der Hartz-Vorschläge (Stand 10/2003)
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Modul 1: Doppelter Kundenauftrag: Arbeits-
suchende und Arbeitgeber — Verbesserter
Service für Kunden — JobCenter 

Der Kerngedanke der JobCenter, die die alten loka-
len Arbeitsämter ablösen sollen, ist „One face to the
customer“. Dabei geht es darum, sowohl die Zu-
sammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhil-
fe zu gestalten als auch alle anderen arbeitsmarkt-
relevanten Beratungs- und Betreuungsleistungen
unter einem Dach zu bündeln. Vorteil für die Kunden
soll es sein, einen ganzheitlichen Service zu erhal-
ten. In einem dreistufigen Prozeß werden die Kun-
den der JobCenter schnell und zielgerichtet bedient
und somit der Kundenbedarf schnell gedeckt:

(1) Informiert: Reinen Informationskunden wird ein
vielfältiges Angebot an Selbstinformationsein-
richtungen zur Verfügung gestellt.

(2) Beraten: Kunden, die schnell wieder in den Ar-
beitsmarkt vermittelt werden können, erhalten
zügig paßgenaue Angebote durch ihren Vermitt-
ler.

(3) Betreut: Kunden mit erheblichen Vermittlungs-
hemmnissen werden von eigenen Fallmanagern
betreut. Diese greifen auf die gesamte zur Verfü-
gung stehende Betreuungs- und Beratungs-
struktur zurück.

Neben dieser Lenkung der direkten Kundenströme
gibt es einen weiteren neuen Aspekt der JobCenter
durch die Vorschläge der Kommission: Die Job-
Center gestalten aktiv Betriebskontakte und betrei-
ben Akquise offener Stellen. Ferner soll es eine
branchenspezifische Betreuung von kleinen und
mittelständischen Unternehmen geben sowie feste
Ansprechpartner für große Unternehmen (Arbeitge-
berservice). 

Bewertung der bisherigen Umsetzung:

Die gesetzliche Umsetzung der JobCenter ist ge-
plant und soll im Frühjahr 2004 in Kraft treten. Die
tatsächliche Wirkung dieser Umgestaltung der Ar-
beitsämter wird sich jedoch erst zeigen, wenn der
Kerngedanke, alle Leistungen aus einer Hand, auch
effizient vor Ort gelebt wird. Die vorhandenen Mo-
dell-JobCenter in Nordrhein-Westfalen sind hier
beispielgebend. 

Der Gedanke eines Arbeitgeberservice in den
JobCentern kommt jedoch bisher in den Vorlagen
zum Umbau der Bundesanstalt für Arbeit und der
JobCenter zu kurz. Insgesamt kann festgehalten
werden, daß eine noch zügigere Umsetzung der
JobCenter durchaus denkbar gewesen wäre. 

Modul 3: Neue Zumutbarkeit und Zusammen-
arbeit 

Zumutbarkeit und Zusammenarbeit schildert das
Verhältnis zwischen Arbeitslosen und JobCenter.
Die Zumutbarkeit von Arbeitsplatzangeboten wird
neu definiert und richtet sich auch nach der fami-
liären Situation und der Dauer der Arbeitslosigkeit.
Die bisherigen Sperrzeiten bei Arbeitslosengeld
und -hilfe sollen flexibler eingesetzt werden kön-
nen. Ferner wurde eine Beweislastumkehr gefor-
dert, so daß es künftig Aufgabe des Arbeitslosen
ist, nicht zumutbare Arbeitsplatzangebote begrün-
det abzulehnen.  

Bewertung der bisherigen Umsetzung:

Insgesamt ist das Modul 3 der Kommissionsvor-
schläge bereits heute sehr gut umgesetzt. Die ge-
setzlichen Regelungen, z.B. in den §§ 121, 144
SGB III, sind bereits in Kraft. Unklar ist es, inwiefern
die Sperrzeitregelungen tatsächlich zur einfacheren

Norbert Bensel
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Sanktionierung mangelnden Engagements ange-
wandt werden. Denn die Umsetzung dieser Geset-
ze erfordert von jedem einzelnen Vermittler in der
Bundesanstalt für Arbeit eine hohe Sensibilität und
Eskalationsbereitschaft. Somit sind durch diese
Veränderungen auch neue Anforderungen an die
Arbeitsvermittler gestellt worden. Eine noch zu ver-
tiefende Frage ist, wie fehlende Eigenbemühungen
der Arbeitslosen effizient behandelt werden kön-
nen.

Modul 4: Jugendliche Arbeitslose — Ausbil-
dungszeitwertpapier

Neben der Verbesserung des Schulunterrichts, der
mehr Praxisbestandteile gerade für weniger theorie-
begabte Jugendliche enthalten soll, ist das Kern-
stück dieses Moduls das Ausbildungszeitwertpapier.
Es ist als zweck- und personengebundenes Wertpa-
pier gedacht, das dem Inhaber eine Ausbildung bei
entsprechender Eignung garantieren soll. Die Finan-
zierung soll über ein Rabattkartensystem erfolgen.

Bewertung der bisherigen Umsetzung:

Dieses Modul ist und wird in seinem Kernstück
nicht umgesetzt. Trotzdem engagiert sich die Bun-
desregierung aktiv für mehr Arbeitsplätze, wie bei-
spielsweise in der Ausbildungstour von Bundesmi-
nister Clement im August 2003 und weiteren So-
fortprogrammen.

Modul 8: Aufbau von PersonalServiceAgenturen
(PSA) — Betriebsnahe Weiterbildung — Integra-
tion schwer Vermittelbarer

Die Chancen der Zeitarbeit für die Integration von
Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt zu nutzen, ist Sinn
und Zweck der PersonalServiceAgenturen. Das
Kernstück der Kommissionsvorschläge soll dafür

sorgen, daß Arbeitslose in der vermittlungsorien-
tierten Arbeitnehmerüberlassung schnell wieder in
den ersten Arbeitsmarkt integriert werden. 

Bewertung der bisherigen Umsetzung:

Insgesamt wurden in ganz Deutschland die Perso-
nalServiceAgenturen ausgeschrieben und damit
das Potential der Zeitarbeit zum Abbau der Arbeits-
losigkeit genutzt. Drei Aspekte sollen hier angeführt
werden, die dazu führen, die Umsetzung der PSA
mit Aufmerksamkeit zu beobachten:

(1) Zur Durchführung der PersonalServiceAgentu-
ren haben sich in den Arbeitsamtsbezirken un-
terschiedliche Akteure beworben. Dabei kann
teilweise festgestellt werden, daß der Zuschlag
zur Durchführung der PSA auch an Akteure
ging, die sich bisher noch nicht bzw. kaum bei
der Arbeitnehmerüberlassung etabliert haben.
Vorteil dieser neuen Akteure bei der Arbeitneh-
merüberlassung kann sein, daß dadurch der
Markt belebt wird. Nachteil könnte sein, daß ge-
rade in der kritischen Startphase dieses Instru-
ments das Vertrauen in dessen Qualität gemin-
dert wird.

(2) Jede PSA stellt nach einer Startphase minde-
stens 70 Arbeitslose ein und erhält eine Förde-
rung zwischen 900-1.300 Euro pro Arbeitslo-
sem. Diese Summen reduzieren sich im Verlauf
der Tätigkeit bei der PSA. Diese Zuschüsse wa-
ren im Ursprungsgedanken der Kommission ei-
nerseits dafür vorgesehen, die Nachteile gegen-
über gewerblicher Arbeitnehmerüberlassung bei
der durchaus bemerkenswert anderen Mitarbei-
terstruktur auszugleichen. Andererseits waren
diese Beträge für potentielle Qualifizierungs-
maßnahmen in den entleihungsfreien Zeiten ge-
dacht. Faktisch gibt es erste Praxisberichte, daß

Die Hartz-Kommission: Vision, Reformvorschläge und Stand der Umsetzung
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diese Beträge zur Lohnsubventionierung der
Arbeitslosen in der PSA verwendet werden und
damit Marktverdrängung gewerblicher Anbieter
stattfindet.

(3) Die bisherige Umsetzungserfahrung mit PSA
zeigt, daß die hohen Potentiale, die ihnen zuge-
schrieben wurden, noch nicht umgesetzt sind.
So waren von Mai bis Juli 2003 nur 6.103 Men-
schen in PSA beschäftigt, von denen 188 Ar-
beitnehmer eine neue Anstellung fanden. Ge-
plant war jedoch für 2003, 50.000 Menschen
neu in Arbeit zu bringen. 

Modul 9: Neue Beschäftigung und Abbau von
Schwarzarbeit durch „Ich-AG“ und „Familien-
AG“ mit vollwertiger Versicherung — Mini-Jobs
mit Pauschalabgabe und Abzugsfähigkeit von
privaten Dienstleistungen

Die Reduzierung der Schwarzarbeit steht als Leit-
gedanke hinter dem Vorschlag der Mini-Jobs und
der Ich-AG. Die Ich-AG ist als Vorstufe zur Selbstän-
digkeit vorgeschlagen und soll es Arbeitslosen er-
leichtern, diesen Weg einzuschlagen. Deshalb wer-
den die Einnahmen der Ich-AG bis zu einer Ver-
dienstgrenze von 25.000 Euro pauschal besteuert.

Die Mini-Jobs sollen helfen, den Bedarf an haus-
haltsnahen Dienstleistungen aus dem Schattenda-
sein heraus zu befördern. Deshalb werden Mini-
Jobs mit einer Sozialversicherungspauschale von
10 % bis 500 Euro gefördert.

Bewertung der bisherigen Umsetzung:

Die tatsächliche Umsetzung der Mini-Jobs geht in
Teilaspekten über die Vorschläge der Hartz-Kommis-
sion hinaus. Insgesamt ist die Umsetzung zügig und
umfassend. Aber auch bei den Mini-Jobs ist die Fra-

ge nach dem Entstehen neuer Jobs noch nicht end-
gültig zu beantworten. Denn in der ersten Phase der
Umsetzung ist das Entstehen von 1,6 Mio. zusätzli-
cher Mini-Jobs mit darauf zurückzuführen, daß be-
stehende Nebenjobs umgewandelt wurden. Inwie-
fern die ca. 900.000 weiteren Mini-Jobs tatsächlich
neue Arbeitsplätze sind oder nur in „legale“ Beschäf-
tigung umgewandelte Schwarzarbeit darstellen, wird
erst gegen Ende des Jahres festzustellen sein. 

Erfreulich dagegen ist die Zahl der Ich-AGs im Juli
2003 mit bis dahin 43.000 Neugründungen. Aber
auch hier wird sich die tatsächliche Auswirkung auf
die Arbeitslosenzahlen erst im Zeitablauf zeigen,
denn von einer erfolgreichen Gründung kann man
erst nach ca. drei Geschäftsjahren sprechen. Erst
dann ist sicher, ob die Firmenidee sowie deren Um-
setzung am Markt Bestand hat. 

These 5: Die Vorschläge der Kommission
bedienen unterschiedliche Hebel bei der
Vermittlung Arbeitsloser.

Die drei Hebel zur Vermittlung Arbeitsloser in Arbeit
sind:

(1) Vermittlung/Transferprozesse: Hierbei geht es
darum, möglichst schnell wieder eine neue Ar-
beit oder Tätigkeit anzubieten.

(2) Integration in ein Unternehmen: Durch das
„Kennenlernen in Unternehmen“ bei befristeten
Tätigkeiten entstehen häufig Arbeitsplatzange-
bote (sog. „Klebeeffekt“).

(3) Qualifikation: Sollte das eigene Qualifikations-
profil eines Arbeitslosen auf dem Arbeitsmarkt
nicht mehr gefragt sein, kann er durch gezielte
Angebote auf offene Stellen hin qualifiziert wer-
den.

Norbert Bensel
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These 6: Die Umsetzung der Kommissions-
ergebnisse kommt voran, die tatsächliche
Wirkung wird die Zeit zeigen. 

Die Kommission „Moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt“ stieß mit ihren Vorschlägen zahlrei-
che Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt und in
der Arbeitsverwaltung an. Ihre Kernleistung besteht
darin, daß es durch sie gelang, ein Reformklima in
Deutschland zu schaffen, das es ohne sie nicht ge-
geben hätte. 

Jedoch ist auch eine Kommission, die von Dauer,
Zusammensetzung und Zielstellung sehr eng ge-
faßt ist, nicht in der Lage, den Arbeitsmarkt in
Deutschland flächendeckend zu reformieren. Hier-
zu müßte sich die Politik noch stärker den Aufga-
ben widmen,

n die Lohnkosten und die Flexibilität auf dem
Arbeitsmarkt zur Schaffung und Sicherung von
Arbeitsplätzen zu verändern,

n die Reform der Wirtschaftspolitik zur Stärkung
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit voran
zu bringen,

n die notwendige Verknüpfung von Arbeitsmarkt-
politik und Bildungspolitik zu fokussieren.

Um Arbeitsplätze in Deutschland zu schaffen sowie
die Nachfrage nach Arbeitsplätzen und das Ange-
bot paßgenauer aufeinander abzustimmen, sind
diese Reformfragen von zentraler Bedeutung.
Schafft es die Bundesrepublik nicht, diese Fragen
zügig anzugehen, können die Ergebnisse der Kom-
mission „Moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt“ nur ein kleiner Impuls bei der Reformtätig-
keit in Deutschland sein. Eine wirkliche Reform und
Zukunftsstrategie wäre dann jedoch noch zu schaf-
fen.

Hebel zur Vermittlung Hartz- Beispiele
Relevanz 

der 
Hebel bei Hartz

Vermittlung / 
Transferprozesse

n JobCenter
n Zumutbarkeit
n Kündigung = Arbeitslosenmeldung

n Arbeitslose entscheiden 
bei ihrer Qualifizierung mit

n Betriebsnahe Qualifikation 
in den PSA

Integration in ein 
Unternehmen

Qualifikation

n Zeitarbeit in den 
PersonalServiceAgenturen

Abb. 5: Drei bedeutsame Hebel zur Vermittlung Arbeitsloser in Arbeit
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1 Ausgangslage

Es gibt derzeit kaum ein Thema, das die Menschen
mehr bewegt als die Situation auf dem Arbeits-
markt. Denn die Arbeitslosigkeit befindet sich mit
einer Arbeitslosenquote von 10,2 % im Juni 2003
(das sind 4,26 Mio. Arbeitslose) auf dem höchsten
Stand seit der Wiedervereinigung. Bayern hat mit
einer Quote von 6,2 % (Juni 2003) zwar die nach
Baden-Württemberg günstigste Arbeitslosenquote
aller Länder; die Zahl von 415.000 Arbeitslosen al-
lein in Bayern zeigt aber, daß wir uns vom bundes-
weiten Trend nicht abkoppeln können. Und baldige
Entspannung auf dem Arbeitsmarkt ist nicht zu er-
warten: Für Januar und Februar des kommenden
Jahres schließen manche Experten sogar ein Über-
schreiten der 5 Millionen-Marke nicht mehr aus.
Dazu kommen noch die wenig rosigen Wachs-
tumsprognosen: Auch 2004 wird kein Wirtschafts-
wachstum erreicht werden, das eine ausreichende
Beschäftigung schafft. Diese düstere Situation
birgt volkswirtschaftlich und gesellschaftlich ge-
fährlichen Sprengstoff.

Hauptursache für den desolaten Arbeitsmarkt ist
neben der internationalen konjunkturellen Schwä-
chephase die beschäftigungsfeindliche Politik der
Bundesregierung. Die Wachstums- und Beschäfti-
gungskrise ist ganz überwiegend hausgemacht,
was auch die OECD bestätigt hat: Demnach wirkt
sich die Finanzpolitik der Bundesregierung kontra-
produktiv auf die wirtschaftliche Entwicklung in
Deutschland aus. Der Bundeshaushalt hat einen
viel zu hohen Konsumanteil, aber einen zu niedrigen
lnvestitionsanteil. Die OECD kommt zu dem Schluß,
daß die deutsche Arbeitsmarktmisere nur zu 15 %

auf die lahmende Weltkonjunktur zurückgeführt
werden kann, zu 85 % ist sie selbstverschuldet.

Die wichtigsten dieser hausgemachten Probleme
liegen auf der Hand, nämlich die zunehmende Re-
gulierung des Arbeitsmarktes und die immer noch
steigenden, mittlerweile unerschwinglichen Arbeits-
kosten, insbesondere die Lohnnebenkosten. Dies
hat gravierende Konsequenzen: Es führt zu einem
Erlahmen der wirtschaftlichen Kräfte und des unter-
nehmerischen Engagements und stellt ein Hinder-
nis dar für Einstellungen und Existenzgründungen. 

Wie dramatisch die Situation ist, verdeutlichen fol-
gende Zahlen: Jeden Tag müssen mehr als 100
Betriebe in Deutschland Insolvenz anmelden; jedes
vierte deutsche Unternehmen möchte aufgrund der
hohen Arbeitskosten die Produktion ins Ausland
verlagern (DIHK-Studie).

Nötig ist deshalb eine Reform der wirtschafts-,
finanz-, sozial- und arbeitsmarktpolitischen Rah-
menbedingungen, die diesen Namen auch verdient.
Wir brauchen mehr Markt im Arbeitsmarkt! Dabei
müssen wir den Ausgleich suchen im Spannungs-
feld von Markt und sozialem Schutz der Arbeitneh-
mer unter den Prämissen

n soviel Markt wie möglich und soviel sozialer
Schutz wie nötig, 

n sozial ist, was Beschäftigung schafft.

Dies berücksichtigt das Gesamtkonzept der Union,
das eine weitreichende Flexibilisierung des Arbeits-
marktes mit einem Konzept zur Reform der Bun-

Die Zukunft gewinnen – 
notwendige Schritte einer 
wirksamen Arbeitsmarktpolitik

Christa Stewens



28

desanstalt für Arbeit und Vorschlägen zur Zusam-
menlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe ver-
bindet.

2 Flexibilisierung des Arbeitsmarkts

Der bayerische Entwurf eines Gesetzes zur Moder-
nisierung des Arbeitsrechts, den ich am 11. Juli
2003 im Bundesrat eingebracht habe, leistet einen
entscheidenden Beitrag zum nachhaltigen Abbau
der hohen Regelungsdichte und zur Senkung der
Arbeitskosten. Dazu tragen vor allem folgende
Kernelemente bei:

n Betriebliche Bündnisse für Arbeit werden auf ei-
ne gesetzliche Grundlage gestellt.

n Das Kündigungsschutzgesetz findet keine An-
wendung für Neueinstellungen bei Unterneh-
men, die weniger als 20 Arbeitnehmer beschäfti-
gen, und für Existenzgründer während der er-
sten vier Jahre. Mit diesem Vorschlag wahren
wir die Balance zwischen der nötigen Flexibilität
für die Unternehmen und dem sozialen Schutz
der Arbeitnehmer, da von der geplanten Ände-
rung nur Neueinstellungen erfaßt sind.

n Es wird die Möglichkeit geschaffen, bei der Ein-
stellung einen Verzicht auf Kündigungsschutz
gegen eine Abfindungszusage zu vereinbaren.
Dies schafft – anders als der Vorschlag der Bun-
desregierung – Rechtssicherheit für beide Sei-
ten bereits bei der Einstellung.

n Schließlich werden Kürzungen beim Arbeitslo-
sengeld vorgenommen: Das Arbeitslosengeld
wird im ersten Monat der Arbeitslosigkeit um
25 % gesenkt. Außerdem wird die Bezugsdauer
des Arbeitslosengeldes gekürzt, wobei wir dies

– anders als die Bundesregierung – nach der
Zahl der Beitragsjahre, nicht nach dem Lebens-
alter, staffeln, denn: Lebensleistung muß sich
lohnen! Wir sind hier sozialer als die Bundesre-
gierung, da eine Vertrauensschutzregelung für
alle, die mehr als 40 Jahre gearbeitet haben,
vorgesehen ist (Bezugsdauer des Arbeitslosen-
geldes von 24 Monaten).

3 Reform der 
Bundesanstalt für Arbeit (BA)

Ein Markt lebt davon, daß Angebot und Nachfrage
zum Ausgleich kommen, im Arbeitsmarkt also freie
Stellen mit geeigneten Arbeitnehmern besetzt wer-
den. Daher spielt eine effektive Vermittlung von
Arbeitslosen eine Schlüsselrolle. Die Bundesanstalt
für Arbeit kann dies als Mammutbehörde mit ca.
90.000 Mitarbeitern nicht leisten. Dennoch ist uns
die Bundesregierung aufgrund gegenläufiger Akti-
vitäten von Bundeswirtschaftsminister Clement
und BA-Chef Gerster bisher leider ein schlüssiges
Reformkonzept schuldig geblieben. Die Union hat
dagegen klare Reformvorstellungen:

Wir brauchen erstens eine deutliche Erhöhung der
Zahl der Vermittler. Es geht nicht an, daß derzeit
rund ein Drittel der Mitarbeiter der BA mit der Lei-
stungsberechnung beschäftigt ist, während jeder
Vermittler ca. 400 Arbeitslose betreuen muß. Wenn
BA-Vorstand Gerster nun aber eine Personalmeh-
rung von 12.000 Mitarbeitern anstrebt, zeigt dies,
daß er nichts begriffen hat: Denn das wäre nicht nur
finanziell utopisch, eine Personalaufstockung in
derartiger Größenordnung würde die BA auch end-
gültig handlungsunfähig machen.

Eine Erhöhung der Vermittleranzahl läßt sich auch
auf seriösem Wege erreichen: Erforderlich ist dafür

Christa Stewens
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zunächst eine Konzentration der BA auf ihre Kern-
aufgabe, die Arbeitsvermittlung, was u.a. durch die
Auslagerung arbeitsmarktferner Aufgaben (z.B.
Vollzug des Bundeserziehungsgeldgesetzes) und
Privatisierung geeigneter Aufgaben, z.B. des Ge-
bäudemanagements, erreicht werden kann. Zu-
gleich brauchen wir eine effektivere Einbindung pri-
vater Vermittler. Wichtig sind zudem eine radikale
Vereinfachung des Leistungsrechts, v.a. durch Lei-
stungspauschalierungen und -verschlankung, so-
wie mehr Flexibilität bei den arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahmen. Nur dann können die Vermittler
im wesentlichen frei, ohne aufwendige Prüfung der
Leistungsvoraussetzungen über individuell passen-
de Maßnahmen entscheiden.

Mehr Flexibilität ist nicht nur bei den Maßnahmen
und Leistungen nötig. Darüber hinaus brauchen wir
eine umfangreiche Flexibilisierung und Dezentrali-
sierung der BA: Das bedeutet zum einen, daß Ar-
beitsämter organisatorisch, finanziell und personell
einen größeren Freiraum erhalten müssen. Zugleich
ist unabdingbar, daß die Landesarbeitsämter erhal-
ten bleiben und gestärkt werden: Das Reformkon-
zept der Bundesanstalt selbst sieht eine Umwand-
lung der Landesarbeitsämter in Regionaldirektionen
mit arbeitsmarkt- und wirtschaftspolitischen Aufga-
ben vor. Dem werden wir keinesfalls zustimmen.
Denn die Landesarbeitsämter sind wichtige An-
sprechpartner der Landesregierungen und überneh-
men entscheidende Vollzugsaufgaben sowie Steue-
rungsfunktion gegenüber den Arbeitsämtern.

Zudem stellt die Wirtschaftsstrukturpolitik eine
Länderaufgabe dar, die wir hier in Bayern vorbild-
lich wahrnehmen. Die Einmischung einer Bundes-
behörde in diesen Bereich wäre daher kompetenz-
widrig und schädlich. Erforderlich – und einzig sinn-
voll – wäre vielmehr, die Kompetenzen der Lan-
desarbeitsämter gegenüber der Hauptstelle auszu-

weiten, z.B. um arbeitsamtsübergreifende Maßnah-
men zu koordinieren. Denn nur damit schaffen wir
den nötigen Spielraum, um auf die unterschied-
lichen Bedürfnisse in den einzelnen Ländern zu
reagieren.

4 Zusammenlegung von 
Arbeitslosen- und Sozialhilfe

Nicht immer kann jedoch eine Vermittlung in den
Arbeitsmarkt erfolgen; dann gebietet die Solidarität
eine finanzielle Unterstützung der Arbeitslosen. Da-
bei muß aber klar sein: Ziel bleibt die Integration in
den ersten Arbeitsmarkt, die die Arbeitssuchenden
auch aktiv angehen müssen – insoweit kommt ihre
Eigenverantwortung zum Tragen. Diese Grundsätze
müssen auch bei der Zusammenlegung von Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe zum neuen Arbeitslo-
sengeld II berücksichtigt werden.

Eine Einigung mit der Bundesregierung ist diesbe-
züglich leider noch nicht in Sicht. Zwar zeichnet
sich Konsens in einigen Fragen ab, u.a., daß Aus-
gangspunkt für die Leistungshöhe die Sozialhilfe
sein soll, daß die künftige Leistung grundsätzlich
alle Erwerbsfähigen und ihre Familienmitglieder er-
fassen soll und daß die Empfänger kranken- und
pflegeversichert sein sollen.

Im übrigen besteht aber noch in wichtigen Punkten
Dissens. Dieser betrifft zunächst die Leistungshö-
he: Während die Bundesregierung Zuschläge je-
denfalls für ehemalige Arbeitslosengeldempfänger
vorsehen möchte, fordern wir eine generelle Ab-
senkung des zukünftigen Arbeitslosengelds II um
30 % für Leistungsunwillige. Im Hinblick auf die
Vermögensanrechnung verlangt die Union die
Übernahme der strengen Anrechnungsregeln, die
derzeit für Sozialhilfeempfänger gelten. Allerdings
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soll dabei ein stärkerer Schutz des Vermögens für
die Alterssicherung vorgesehen werden als derzeit
in der Sozialhilfe – das fördert die Eigenverantwor-
tung. Schließlich sind wir der Ansicht, daß eine
Rentenversicherung nur für ehemalige Empfänger
von Arbeitslosengeld und auch nur befristet ge-
rechtfertigt ist. Sonst käme es zu einer Besserstel-
lung der jetzigen erwerbsfähigen Sozialhilfe-
empfänger, die nicht rentenversichert sind.

Und auch die wichtige Frage, wer zukünftig für die
erwerbsfähigen Leistungsempfänger zuständig
sein soll – die Bundesanstalt für Arbeit oder die
Kommunen – ist noch nicht entschieden. Für mich
als Arbeitsministerin ist maßgeblich, daß den Ar-
beitslosen schnell und effektiv geholfen wird. Wich-
tig ist, daß die vorhandenen – und finanzierbaren –
Kräfte optimal zum Nutzen der Arbeitslosen einge-
setzt werden können. Das bedeutet, daß die BA
und die Kommunen auch weiterhin zusammen-
arbeiten müssen. Denn nur wenn die bestehende
Erfahrung beider im Vollzug gebündelt wird, kann
den Langzeitarbeitslosen optimal geholfen werden
– unabhängig von zukünftiger Aufgabenträger-
schaft.

Der amerikanische Autor Norman Cousins sagte
einmal: „Die Grundvoraussetzung jedes Fort-
schritts ist die Überzeugung, daß das Nötige mög-
lich ist.” Wir dürfen uns daher nicht beirren lassen
von Besitzstandswahrern, ewig Gestrigen und son-
stigen Zauderern, die grundlegende Änderungen
für unmöglich erklären, sondern müssen die nöti-
gen Reformen entschlossen angehen. Damit kön-
nen wir wieder zuversichtlich nach vorne blicken,
damit können wir die Zukunft gewinnen.

Christa Stewens
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1 Einleitende Bemerkungen

Deutschland kämpft seit über einem viertel Jahr-
hundert erfolglos gegen eine zunehmende Arbeits-
losigkeit. Mehr oder weniger kontinuierlich stieg die
Zahl der Arbeitslosen an, auch günstige makroöko-
nomische Konstellationen brachten keine nachhal-
tige Entspannung der Beschäftigungsmisere. Of-
fensichtlich setzt die Globalisierung und der unauf-
haltsame strukturelle Wandel mit all den vielschich-
tigen ökonomischen Begleiterscheinungen dem
deutschen Arbeitsmarkt besonders zu.1 Mit ein
Grund hierfür sind die institutionellen Gegebenhei-
ten am Arbeitsmarkt, die immer weniger zu den
sich rascher ändernden ökonomischen Realitäten
passen. Es besteht kein Zweifel, das rechtlich-insti-
tutionelle Setting des deutschen Arbeitsmarktes ist
den ökonomischen Erfordernissen nicht mehr ge-
wachsen.2 Rigide regionale, sektorale und qualifi-
katorische Lohnstrukturen, zu zentrale und undiffe-
renzierende Lohnabschlüsse sowie weitere mobi-
litätshemmende institutionelle Regelungen und ar-
beitsmarktliche Überregulierungen sorgen für man-
gelhafte Flexibilität und stehen dem strukturellen
Wandel und dem Prozeß schöpferischer Zerstö-
rung im Wege. 

Im Ergebnis führt die zu geringe Anpassungskapa-
zität zu hoher und persistenter Arbeitslosigkeit.
Entlassungen und weniger Neueinstellungen sind
oft die einzigen Reaktionsmöglichkeiten. Beson-
ders betroffen von Arbeitslosigkeit sind Geringqua-
lifizierte, sie haben die geringsten Wiedereingliede-
rungschancen. Diese Gruppe muß bei fehlender
Anpassungskapazität als Hauptverlierer des struk-
turellen Wandels und der immer komplexer wer-

denden Ansprüche an das Arbeitskräftepotential
gelten. Eine im internationalen Vergleich außeror-
dentlich hohe Arbeitslosen- und eine sehr niedrige
Beschäftigungsquote der Geringqualifizierten be-
stätigen diesen Sachverhalt.3 Das zunehmende
Verfestigungsproblem läßt sich an der sehr hohen
Langzeitarbeitslosenquote ersehen. Nach standar-
disierten OECD-Angaben ist in Deutschland mitt-
lerweile mehr als jeder zweite Arbeitslose bereits
länger als zwölf Monate arbeitslos, ein internatio-
naler „Spitzenwert”.4

Seit langem versucht die Politik durch verschiedene
Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik die Folgen
von Arbeitslosigkeit abzufedern bzw. Arbeitslosigkeit
zu bekämpfen. Trotz enormer Anstrengungen und
Ausgaben für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen
und Programme, Früchte tragen diese Bemühungen
offenkundig kaum. Verwundern kann dies allerdings
nicht. So hat der größte Teil der Arbeitslosigkeit
strukturelle Ursachen, er ist vor allem in rechtlich-
institutionellen Rigiditäten und Überregulierungen
begründet. Zwischen 80 und 90 % der Arbeitslo-
sigkeit in Deutschland ist strukturell bedingt, kon-
junkturelle Arbeitslosigkeit spielt nur eine unterge-
ordnete Rolle.5

Es ist völlig klar, daß in einer solchen Situation
strukturelle Reformen Not tun, arbeitsmarktpoliti-
sche Maßnahmen haben nur eine sehr begrenzte
Wirkung. So können Flurschäden, die durch eine
zentralistische und undifferenzierende Lohn- und
Tarifpolitik verursacht werden, durch arbeitsmarkt-
politische Reparaturmaßnahmen nicht nachhaltig
und ohne unliebsame Nebenwirkungen beseitigt
werden. Doch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen
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können unter bestimmten Bedingungen auch sinn-
volle Hilfestellungen auf dem Weg zurück in Lohn
und Brot bieten. Allerdings verursachen sie Rigidi-
täten und Arbeitslosigkeit,6 wenn sie nicht zu den
ökonomischen Realitäten passen. Es soll unter-
sucht werden, ob die mit dem Job-AQTIV-Gesetz
und den ersten Hartz-Gesetzen für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt umgesetzten
Reformen und die geplanten Reformen im Rahmen
von Hartz III, Hartz IV sowie der Agenda 2010 auf
diesem Felde in die richtige Richtung weisen und
tatsächlich Anlaß zur Hoffnung auf Besserung ge-
ben. Dabei wird weniger auf institutionelle Details
der Änderungen eingegangen; vielmehr interessiert
die ordnungspolitische Grundausrichtung der jüng-
sten (geplanten) Reformen. 

2 Subventionen statt
flexibler Lohnstrukturen
und anreizverträglicher
Lohnersatzleistungen – 
teuer und am Ziel vorbei

Die jüngsten arbeitsmarktpolitischen Reformen
verfolgen drei Ziele: Erstens soll durch eine Ver-
besserung der Beratungs- und Vermittlungs-
aktivitäten die durchschnittliche Dauer der Arbeits-
platzsuche und somit friktionelle Arbeitslosigkeit
verringert werden. Zweitens sollen durch passende
Qualifizierungsmaßnahmen die individuellen Wie-
dereinstellungschancen auch geringqualifizierter
Arbeitsloser erhöht werden. Schließlich soll drittens
durch pekuniäre Anreize direkt die Arbeitsnachfra-
ge und das Arbeitsangebot zugunsten der gegen-
wärtig Arbeitslosen beeinflußt werden. Subventio-
nen auf Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite stellen
eine Alternative zu Beratung, Vermittlung und Qua-
lifizierung dar. Arbeitslose sollen auf diese Weise

Anreize und Möglichkeiten erhalten, in das reguläre
Berufsleben zurückzukehren oder den Schritt in die
Selbständigkeit zu wagen.

„Job-Floater”: Gott sei Dank ein Flop

Mit dem Programm „Kapital für Arbeit” der
Kreditanstalt für Wiederaufbau sollen kleinen und
mittleren Unternehmen mit einem Jahresumsatz
von höchstens 500 Millionen Euro zusätzliche Fi-
nanzmittel zur Verfügung gestellt werden, wenn sie
Arbeitslose, von Arbeitslosigkeit bedrohte oder ge-
ringfügig beschäftigte Arbeitnehmer dauerhaft so-
zialversicherungspflichtig übernehmen („Darlehen
für Neueinstellungen” bzw. „Job-Floater”). Weitere
Förderkriterien sind gute Zukunftsaussichten und
eine gute Bonität der Unternehmungen. Pro Neu-
einstellung beträgt die Unterstützung bis zu 
100.000 Euro, wobei sich diese Summe zur Hälfte
in einen Förderkredit zur Aufstockung des Fremd-
kapitals und in ein sogenanntes eigenkapitalnahes
Nachrangdarlehen unterteilt. Die Laufzeit der Dar-
lehen beträgt zehn Jahre.7 Ein erleichterter Zugang
mittelständischer Betriebe zu Finanzmitteln soll auf
diese Weise simultan mit dem Ziel eines Abbaus
von Arbeitslosigkeit erreicht werden. Allerdings
wird dabei folgendes offenkundig nicht bedacht:
Neueinstellungen im Rahmen des Programms sind
hauptsächlich die Folge von Mitnahmeeffekten, um
ohnehin geplante Einstellungen mit einer Erhöhung
der Kapitaldecke zu verbinden. Darüber hinaus
haben Unternehmungen mit guten Zukunfts-
aussichten und guter Bonität in der Regel ohnehin
keine Schwierigkeiten, an Kapital zu gelangen. 

Schließlich kann der Schuß unabhängig von reinen
Mitnahmeeffekten nach hinten losgehen: Zwar
kann die mit den verbilligten Darlehen einhergehen-
de Kostenreduktion theoretisch Neueinstellungen
fördern, allerdings können verringerte Kapital-
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kosten auch zu einer kapitalintensiveren Pro-
duktion, also zu einer Substitution von Arbeit durch
Kapital, führen. Gerade die Geringqualifizierten
sind dann die ersten, die aus dem Produktionspro-
zeß ausgeschlossen werden, ihre Arbeitsmarkt-
chancen werden sich bei unveränderten Lohnstruk-
turen kaum erhöhen.8 Angesichts dieser Einwände
ist es auch nicht traurig, daß das Job-Floater-Pro-
gramm offenkundig nur wenig angenommen wird.
Laut Statistik der Kreditanstalt für Wiederaufbau
sind bis Ende August bundesweit gerade einmal
7.095 „neue” Arbeitsplätze entstanden. Liegen
Produktivität und zu zahlende Entlohnung zu weit
auseinander und sind keine raschen Produktivitäts-
fortschritte (oder Lohnsenkungen) nach Einstellung
zu erwarten, führt eine einmalige Finanzspritze an
den Arbeitgeber kaum zu zusätzlichen Arbeits-
plätzen. Fast alle der dokumentierten „neuen”
Arbeitsplätze sind nicht zusätzlich geschaffen wor-
den, die verbilligten Darlehen sind dankbar ange-
nommene Geschenke mit zweifelhaften Folgen für
die Beschäftigung insgesamt. 

„Mini- und Midi-Jobs”: 
große Zahlen, nichts dahinter

Der Einstieg in eine reguläre Beschäftigung soll Ge-
ringqualifizierten und arbeitsmarktfernen Arbeitslo-
sen auch durch die Einführung der Hartz'schen Mini-
und Midi-Jobs erleichtert werden.9 Dazu wurden die
bislang gültigen Regelungen zu den sogenannten
325 Euro-Jobs durch neue Mini-Job-Regelungen
ersetzt und das relevante Segment geringfügig Be-
schäftigter auf bis 400 Euro ausgeweitet. Die bisher
geltende Arbeitszeitschwelle von 15 Stunden pro
Woche wurde abgeschafft, die Arbeitgeber-Pau-
schalabgaben auf 25 % des Bruttolohnes festgelegt
(12 % Gesetzliche Rentenversicherung (GRV), 11 %
Gesetzliche Krankenversicherung (GKV) und 2 %
Steuern mit Abgeltungswirkung). Dies stellt eine

leicht höhere Belastung der Arbeitgeber im Vergleich
zur bisherigen Regelung (12 % GRV, 10 % GKV) dar.
Allerdings wurde im Gegenzug das Melde- und Bei-
tragsverfahren für Arbeitgeber vereinfacht.10 Für Pri-
vathaushalte wurden im Rahmen der Neuregelungen
zusätzliche Anreize geschaffen. So beträgt die Abga-
benlast für den Arbeitgeber hauhaltsnaher Mini-Jobs
nur 12 % (je 5 % GKV und GRV und 2 % Steuern mit
Abgeltungswirkung). Zusätzlich wird geringfügige
Beschäftigung im Privathaushalt durch einen Abzug
von der Steuerschuld gefördert. Bei Mini-Jobs kön-
nen 10 % der Kosten bis zu einem Maximalbetrag
von jährlich 510 Euro von der Steuerschuld abgezo-
gen werden, bei sozialversicherungspflichtiger
Beschäftigung 12 % bis maximal 2.400 Euro, bei
sonstigem Erwerb haushaltsnaher Dienstleistungen
gegen Rechnung 20 % bis maximal 600 Euro.

Für die Arbeitnehmer in einem Mini-Job fallen über-
haupt keine Sozialversicherungsbeiträge an, bei
Zahlung der Steuerpauschalen durch den Arbeitge-
ber auch keine Lohnsteuer. Nach wie vor erwirbt der
Beschäftigte in einem Mini-Job nur geringe Lei-
stungsansprüche in der Rentenversicherung (es sei
denn, die Rentenversicherungsbeiträge werden frei-
willig aufgestockt) und keine Ansprüche in der Kran-
kenversicherung. Allerdings ist es seit dem 1.4.2003
gestattet, in einem Mini-Job sozialversicherungsfrei
zu arbeiten, auch wenn man bereits im Haupterwerb
sozialversicherungspflichtig tätig ist. Im Gegensatz
zur bisherigen Regelung wird das Einkommen aus
einer Nebentätigkeit, sofern es nicht mehr als 400
Euro im Monat beträgt, nicht mehr mit dem Verdienst
aus dem Hauptberuf zusammengerechnet. Geringfü-
gig beschäftigte Ehepartner bleiben dabei nach wie
vor steuer- und sozialversicherungsbefreit. 

An die Geringfügigkeitsgrenze von 400 Euro
schließt sich die sogenannte Gleitzone an. Diese
Zone der Midi-Jobs reicht von 400,01 bis 800 Euro
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und stellt gleichsam die allgemeine Einführung der
im Mainzer Modell erprobten Förderung der Be-
schäftigung im Niedriglohnbereich dar.11 Arbeitge-
ber zahlen in diesem Bereich die vollen Anteile zur
Sozialversicherung, gegenwärtig rund 21 % des
Bruttolohnes. Dies stellt gegenüber dem Bereich
der Mini-Jobs eine geringfügige Entlastung dar, al-
lerdings entfallen für die Midi-Jobs auch die ver-
waltungstechnischen Erleichterungen. Für den Ar-
beitnehmer findet eine spürbare Entlastung von
Beiträgen zur Sozialversicherung statt. Der Bei-
tragssatz für die Arbeitnehmerbeiträge zur Sozial-
versicherung steigt oberhalb der Geringfügigkeits-
grenze gleitend von gut 4 % auf schließlich den vol-
len Beitragssatz von rund 21 % an. Auf diese Weise
soll der bisherige schlagartige Anstieg der Abga-
benbelastung bei Überschreiten der Geringfügig-
keitsschwelle beseitigt werden. 

Die Ziele, die mit den Mini- und Midi-Jobs erreicht
werden sollen, sind klar: Mit Hilfe der Regelungen
zu geringfügiger Beschäftigung erhofft man sich,
ein Stück Flexibilität in den regulierten Arbeitsmarkt
zu bringen. Geringfügig Beschäftigte können relativ
unkompliziert zur Abdeckung von Auftragsspitzen
und für saisonale Tätigkeiten eingesetzt werden.
Das Problem war allerdings, daß diese Flexibilität
bisher an der Geringfügigkeitsschwelle von 325 Eu-
ro abrupt abbrach. Die volle Sozialversicherungs-
pflicht und der Sprung von der Pauschal- zur Indi-
vidualbesteuerung bei Nebenverdiensten sorgte
beim Überschreiten dieser Grenze für erhebliche
Nettolohneinbußen des Arbeitnehmers. Die Anhe-
bung der Geringfügigkeitsgrenze von 325 auf 400
Euro bringt also zusätzliche Flexibilität. Um zu ver-
hindern, daß die „Beschäftigungsmauer” lediglich
um 75 Euro verschoben wird, setzt nun oberhalb
von 400 Euro mit den Midi-Jobs die Gleitzone an.
Die Sprungstelle im Einkommensverlauf, bei der
zusätzliches Bruttoeinkommen das Netteinkom-

men erheblich reduziert, soll so vermieden werden.
Insgesamt werden auf diese Weise die Sozialver-
sicherungsbeiträge für Arbeitnehmer in einem brei-
teren Einkommensintervall auf null gehalten bzw.
dauerhaft gesenkt. Ziel ist eine Stärkung der Anrei-
ze zur Aufnahme einer niedrig entlohnten Tätigkeit
und eine Erleichterung der Einrichtung und Hand-
habung derartiger Beschäftigungsverhältnisse
durch die Arbeitgeber. Unter dem Strich erhofft
man sich durch die Neuerungen eine Ausweitung
von Niedriglohnjobs und damit zusätzliche Arbeits-
plätze sowie bessere Möglichkeiten zu einem nie-
derschwelligen Berufseinstieg. Auch die Substitu-
tion bisheriger Schwarzarbeit durch reguläre Be-
schäftigung – insbesondere im Bereich haushalts-
naher Dienstleistungen – ist anvisiertes und ori-
ginäres Ziel der Reformen.12

Die Verschiebung der Geringfügigkeitsgrenze und
die neu geschaffene Gleitzone erhöhen den Netto-
lohn eines Beschäftigten gegenüber den alten Re-
gelungen im Einkommensbereich bis 800 Euro, ei-
ne neue „Beschäftigungsmauer” wird vermieden.
Es ist daher in jedem Fall zu erwarten, daß viele
bisherige 325-Euro-Jobber ihre Erwerbstätigkeit
bis 400 Euro und darüber hinaus ausdehnen. Ins-
besondere für Schüler, Studenten, Rentner etc. hat
die Reform also in jedem Fall die erhoffte Wirkung.
Da es gemäß der neuen Regelungen nun gestattet
ist, in einem Mini-Job sozialversicherungsfrei zu ar-
beiten, auch wenn man bereits einen sozialversi-
cherungspflichtigen Haupterwerb hat, und der Ne-
benerwerbstätige daher seinen Bruttolohn bis 400
vollständig behalten kann, dürfte die Zahl der Voll-
oder Teilzeitbeschäftigten mit einem zusätzlichen
Mini-Job zunehmen. Ebenso zu erwarten ist ange-
sichts der steuer- und sozialversicherungsfreien
geringfügigen Beschäftigung von Ehepartnern, daß
ein Großteil der Mini-Jobs auf derartige Zweitver-
diener entfällt. Die Anreizeffekte der Hartz-Refor-
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men sind eindeutig: Zu den Gewinnern der Neue-
rungen zählen in jedem Fall Nebenerwerbstätige
mit einem sozialversicherungspflichtigen Haupter-
werb und Personen mit erwerbstätigen Ehepart-
nern. Allerdings wird bei ihnen die Einsatzfähigkeit
aus Arbeitgebersicht nicht wirklich flexibler, da für
beide Gruppen mit einem Überschreiten der 400
Euro-Grenze starke Einkommensverluste verbun-
den sind. Von der Gleitzone voll profitiert die Grup-
pe der Schüler, Rentner und Studenten, für die die
Sprungstelle an der Geringfügigkeitsgrenze nahezu
gänzlich entfallen ist.13

Für die Arbeitgeberseite bestehen möglicherweise
durch die Neuerungen Anreize, zusätzliche Mini-
und Midi-Jobs anzubieten. Es kann dabei jedoch
zu einer Ausweitung von Mini- und Midi-Jobs zu
Lasten der teureren regulären Beschäftigungsver-
hältnisse kommen, indem voll sozialversicherungs-
pflichtige in beitragsfreie bzw. -geminderte Jobs
umgewandelt werden. Darüber hinaus besteht für
Arbeitgeber ein Anreiz, bei flexibler Arbeitszeitge-
staltung Mini-Jobs in Midi-Jobs umzuwandeln, da
die Pauschalabgaben für Mini-Jobs mit 25 % et-
was höher liegen als der Beitragssatz zur Sozialver-
sicherung von derzeit rund 21 %. Allerdings ist dies
zumindest für Nebenerwerbstätige mit einem so-
zialversicherungspflichtigen Haupterwerb und Per-
sonen mit erwerbstätigen Ehepartner uninteres-
sant, so daß dieser Effekt kein allzu großes Gewicht
haben dürfte. In jedem Fall dürfte es für Arbeitgeber
leichter sein, angebotene sozialversicherungsbe-
freite oder -geminderte Stellen zu besetzen. We-
sentliche Kostenanreize zur Schaffung zusätzlicher
Arbeitsplätze werden jedoch durch die Reformen
nicht gesetzt.

Unabhängig von der Frage, ob es mit den
Hartz'schen Mini- und Midi-Jobs tatsächlich ge-
lingt, zusätzliche Beschäftigung zu schaffen, gegen-

über der bisherigen Regelung handelt es sich um ei-
ne Schwächung der Bemessungsbasis für Steuern
und Sozialabgaben. Dies läuft der erforderlichen
Reduzierung der Steuer- und Abgabensätze zuwi-
der, zumal Beschäftigte in der Gleitzone für minima-
le Beiträge einen umfassenden Schutz in der Kran-
ken- und Pflegeversicherung erwerben können, der
nicht von der Höhe der eingezahlten Beiträge ab-
hängt. Ebenfalls betroffen ist die Rentenversiche-
rung, wenngleich hier die Leistungsansprüche von
den Beiträgen abhängig sind.14 Müssen die zusätz-
lich entstehenden Lasten von den regulär Beschäf-
tigten über höhere Steuern und Abgaben geschul-
tert werden, so ist über diese Schiene gar mit ge-
samtwirtschaftlich steigender Arbeitslosigkeit zu
rechnen. Dies gilt umso eher, je weniger Mini- und
Midi-Jobs zusätzlich geschaffen werden. 

Der alles entscheidende Einwand gegen die Neure-
gelungen ist: Angenommen, von Arbeitgeberseite
werden die neuen Gestaltungsmöglichkeiten tat-
sächlich den Präferenzen potentieller Mini- und
Midi-Jobber entsprechend genutzt. Was sind die
Folgen? Rentner, Schüler, Studenten arbeiten
mehr/länger; verstärkt werden neben sozialversi-
cherungspflichtigen Hauptbeschäftigungen Mini-
Jobs angenommen und steuer- und beitragsfrei bis
zu 4.800 Euro pro Jahr hinzuverdient; mehr und
mehr Personen mit erwerbstätigen Ehepartnern ge-
hen einer geringfügigen Beschäftigung nach. Wirk-
lich attraktiv sind die Jobs nur für Personen, die an-
derweitig finanziell abgesichert sind. Dies ist je-
doch nicht die Zielgruppe der Reformen. Die ei-
gentlichen Adressaten sind die Arbeitslosen mit ge-
ringen Verdienst- und Wiedereingliederungschan-
cen, also vor allem Empfänger von Arbeitslosenhil-
fe und Sozialhilfe. Gerade für diese Gruppe stellen
sich die Anreize jedoch fundamental anders dar. Da
nach Bestimmung des Nettoverdienstes die An-
rechnungsregeln der Arbeitslosen- bzw. Sozialhilfe
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anzusetzen sind, vernichten die hohen Transferent-
zugsraten/impliziten Steuersätze von – abgesehen
von einem geringen Freibetrag – teilweise 100 %
auch nach der Ausweitung der Mini- und der Ein-
führung der Midi-Jobs jeden positiven Effekt. Hohe
Transferentzugsraten sorgen dafür, daß von einem
Hinzuverdienst kaum etwas übrigbleibt.15

Die eigentliche Zielgruppe wird somit verfehlt, und
die möglichen Vergünstigungen kommen bei Perso-
nengruppen an, die nicht zu fördern sind.16 Die am
Beschäftigungsverhältnis ansetzende Förderung
hat alle negativen Eigenschaften einer typischen
Objektförderung. An und für sich sollte die Politik
mittlerweile gelernt haben, daß eine Subjektförde-
rung, in diesem Falle ein Transfer, der an der Höhe
des Haushaltseinkommens ansetzt, die dominante
Strategie ist.17 Solange sich jedenfalls an den an-
reizschädlichen Hinzuverdienstmöglichkeiten in der
Arbeitslosen- und Sozialhilfe nichts Merkliches än-
dert, bleiben die Empfänger dieser Leistungen in
der Armuts- und Arbeitslosigkeitsfalle gefangen.
Nicht nur von daher ist es von entscheidender Be-
deutung, ob und in welcher Weise die gegenwärtig
hohen Transferentzugsraten im Zuge der geplanten
Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe
tatsächlich abgesenkt werden.

Alles in allem kann das Konzept der Hartz'schen
Mini- und Midi-Jobs nicht überzeugen. Vor allem ist
nicht zu erwarten, daß in großem Stile neue Jobs
entstehen, die dann von bisher Arbeitslosen als
Chance genutzt werden, schrittweise wieder den
Weg zurück in Lohn und Brot zu finden. Vor dem
Hintergrund der klaren Zielgruppenverfehlung,
diverser statistischer Umbuchungs- und Verschie-
bungseffekte und nicht zuletzt aufgrund möglicher
Verdrängungs- und Substitutionseffekte müssen
auch die Daten der Minijob-Zentrale bzw. der Bun-
desknappschaft mit Vorsicht interpretiert werden.18

So gibt es alleine rund 750.000 Umbuchungen von
vorher bestehenden sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigungen unter 400 Euro, die nun sozialver-
sicherungsfrei sind. Beschäftigungsverhältnisse
zwischen 400 und 800 Euro, die nun als Midi-Jobs
gelten, gab es im Juni 2000 bereits über 1,1 Millio-
nen.19 Diese (und andere) Zahlen sind bei ver-
meintlichen Erfolgsmeldungen stets im Hinterkopf
zu behalten. Darüber hinaus war offenkundig in der
Vorjahreszahl aus der Beschäftigtenstatistik der
Bundesanstalt für Arbeit ein Bestand von ca.
600.000 statistisch „dubiosen” Fällen von geringfü-
giger Beschäftigung nicht enthalten, die bei den
neuen Zahlen von der Bundesknappschaft vermut-
lich großteils als Mini-Jobs verbucht wurden.
Zudem bleiben mit den offiziell gemeldeten Zahlen
Verdrängungseffekte zu Lasten versicherungs-
pflichtiger Beschäftigungsverhältnisse grundsätz-
lich unberücksichtigt.20 Insofern kann die von der
Bundesregierung sogleich als großer Erfolg ver-
buchte Meldung, abzüglich der 750.000 Umbu-
chungen gäbe es mit Ablauf der ersten drei Mona-
te, d.h. Ende Juni 2003, bereits 930.000 neue Mini-
Jobs, nicht ernstgenommen werden. 

„Ich-AG”: trügerische Hoffnungen, 
merkwürdige Details

Daß man Arbeitslosigkeit auf erfolgreiche Weise
auch beenden kann, indem man sich unabhängig
von gegebenen Lohnstrukturen und dem Einstel-
lungsverhalten potentieller Arbeitgeber eine selb-
ständige Existenz aufbaut, wurde von der Hartz-
Kommission keinesfalls übersehen und mit dem
Konzept der „Ich-AG” eine neue Variante eines
Überbrückungsgeldes für Arbeitslose geschaf-
fen.21 Politisch umgesetzt mit § 421 l SGB III heißt
diese Variante offiziell „Existenzgründungszu-
schuß” und trat seit 01.01.2003 als zusätzliches,
zunächst auf drei Jahre begrenztes Förderinstru-
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ment neben das nach wie vor bestehende „Über-
brückungsgeld” für Existenzgründer gemäß § 57
SGB III. Arbeitslosen bzw. Beschäftigten in Arbeits-
beschaffungs- und Strukturanpassungsmaßnah-
men soll mit staatlicher Unterstützung der Weg zu
einer selbständigen Existenz ermöglicht werden.
Implizites Ziel ist es dabei auch, in der Schatten-
wirtschaft ausgeübte Tätigkeiten in eine legale Be-
schäftigungsform zu überführen. 

Arbeitslose, die die Gründung einer „Ich-AG” an-
melden, erhalten bis zu drei Jahre lang von der
Bundesanstalt für Arbeit steuerfreie Zuschüsse, so-
fern das Arbeitseinkommen nach § 15 SGB IV
25.000 Euro im Jahr (voraussichtlich) nicht über-
steigt. Die monatlichen Zuschüsse sind zeitlich de-
gressiv gestaffelt und betragen im ersten Jahr 600,
im zweiten Jahr 360 und im dritten Jahr 240 Euro,
immer unter der Voraussetzung, daß das jährliche
Arbeitseinkommen unter 25.000 Euro bleibt.22 Die
Selbständigen im Rahmen der Existenzgründungs-
zuschüsse werden in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung pflichtversichert. Der Pauschalbetrag
hierfür beträgt in den alten Bundesländern 230 Eu-
ro im Monat, bei einem nur geringen Einkommen
kann dieser Beitrag auf Antrag deutlich vermindert
werden. Darüber hinaus können die Geförderten zu
sehr günstigen Konditionen (ca. 190 Euro pro Mo-
nat) in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversi-
cherung freiwillig Mitglied werden. Die Zeit der (ge-
förderten) Selbständigkeit gilt für den Bezug von
Lohnersatzleistungen als Pause. Scheitert die „Ich-
AG”, können die Ansprüche auf Arbeitslosengeld
bzw. -hilfe, die während der Förderzeit geruht ha-
ben, wieder geltend gemacht werden. Die Ansprü-
che erlöschen beim Arbeitslosengeld nach vier, bei
der Arbeitslosenhilfe nach drei Jahren.23

Verstärkte Bemühungen zur Überführung von
Schwarzarbeit in legale Beschäftigung und Erleich-

terungen für Personen, die sich selbständig ma-
chen wollen, sind ohne Frage positiv zu bewerten.
In diesem Zusammenhang seien auch einige be-
reits umgesetzte und geplante Erleichterungen für
die Geschäftsführung zur Förderung kleiner und
mittlerer Unternehmungen (vereinfachte Besteue-
rung, verminderte Buchführungspflichten, Überar-
beitung der Handwerksordnung etc.) erwähnt, die
auch den „Ich-AGs” zugute kommen sollen. Aller-
dings kann auch hier vor überzogenen Erwartun-
gen nur gewarnt werden. Es kann nicht erwartet
werden, durch die Förderung der „Ich-AGs” das
Problem der zunehmenden Schwarzarbeit spürbar
abzumildern. Auch wird die Vorstellung, daß Kon-
strukte wie die „Ich-AG” ursächlich und in großem
Stile zu zusätzlichen Existenzgründungen von Ar-
beitslosen führen und als Vorstufe von nachhaltig
tragfähigen Unternehmungen fungieren, von der
Realität nicht gestützt werden. 

Zur Bekämpfung der Schwarzarbeit – und dies be-
trifft die trügerischen Hoffnungen, die an die Mini-
und Midi-Jobs geknüpft sind, ebenso – ist festzu-
halten: Der Umfang der Schattenwirtschaft in
Deutschland muß mit mittlerweile rund 17 % des
offiziellen Bruttoinlandsprodukts und einem abso-
luten Volumen von ca. 370 Milliarden Euro als be-
denklich hoch eingestuft werden. Vor allem die
Wachstumsrate der Schattenwirtschaft gibt Anlaß
zu ernsthafter Beunruhigung.24 Die Gründe hierfür
liegen hauptsächlich in einer hohen Steuer- und
Abgabenbelastung, der Verkürzung der Arbeitszeit,
Vorruhestandsregelungen und der Überregulierung
des Arbeitsmarktes. In der Diskussion um Arbeits-
marktpolitik und Schwarzarbeit wird jedoch oft
nicht berücksichtigt, daß der überwiegende Teil der
illegalen Beschäftigung von Personen im Vorruhe-
stand und insbesondere von regulär beschäftigten
Personen verrichtet wird. Arbeitslose und speziell
Geringqualifizierte und Langzeitarbeitslose sind
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nicht nur vom regulären Arbeitsmarkt ausgeschlos-
sen. Wegen fehlender Fähigkeiten und Kenntnisse,
Kontakte, Werkzeuge und Materialien etc. sind sie
oft auch nicht in der Schattenwirtschaft erfolgreich. 

Schwarzarbeit im klassischen Fall wird von Fach-
kräften „nach Feierabend”, nicht selten sogar unter
Mithilfe des Arbeitgebers der Fachkraft, verrich-
tet.25 Insofern können Arbeitslose nicht der Schlüs-
sel zur Bekämpfung von Schwarzarbeit sein. Es ist
allerdings in bescheidenem Umfange denkbar, daß
regelmäßig schwarz arbeitende Arbeitslose nun ei-
nen Existenzgründungszuschuß in Anspruch neh-
men und zumindest einen Teil ihres Einkommens
legalisieren. Ebenso denkbar ist, daß Schwarzar-
beit von erfolgreich geförderten Existenzgründern
durch preisgünstige Dienstleistungsangebote weg-
konkurriert wird. Allerdings sind gerade die anvi-
sierten haushaltsbezogenen Dienstleistungen und
handwerklichen Leistungen an Privatpersonen
leicht zu verheimlichen, so daß nur geringe Anreize
bestehen, das damit verbundene Einkommen nicht
ebenso zu verheimlichen, gerade wenn die Ein-
kommensgrenze von 25.000 Euro überschritten
wird. Es besteht die Gefahr, daß sich vormals aus-
schließlich schwarz arbeitende Arbeitslose mit der
„Ich-AG” einen legalen Anschein und Zugang zu
staatlichen Fördermitteln verschaffen, jedoch einen
Großteil des Arbeitseinkommens nach wie vor „im
Schatten” belassen.

Ein weiteres kommt hinzu: Es ist damit zu rechnen,
daß bei erfolgreich geförderten Existenzgründungen
ein Großteil der Fördermittel nicht ursächlich zu die-
sem Erfolg beitragen, sondern vielmehr reine Mit-
nahmen sind, da anzunehmen ist, daß Personen mit
adäquater Motivation und geeigneten Fähigkeiten
auch ohne die Förderung den Schritt in die Selbstän-
digkeit wagen. Da jedoch fraglich ist, ob tatsächlich
viele der Arbeitslosen diese Eigenschaften aufwei-

sen – das IAB geht von einem Potential geeigneter
Arbeitsloser von maximal 5 % aus26 – , sind bedeu-
tende Mitnahmen in diesem Sinne ebenso fraglich.
Vielmehr ist zu befürchten, daß durch die Förder-
voraussetzung „Arbeitslosigkeit” eine Wettbe-
werbsverzerrung zu Ungunsten von Existenz-
gründungen aus einem Beschäftigungsverhältnis
heraus erfolgen. Besonders bedenklich ist hierbei,
daß für den Existenzgründungszuschuß eine
Absichtserklärung für selbständige Erwerbstätigkeit
und eine Gewerbeanmeldung genügen, jedoch
keine positive fachkundige Begutachtung der
Erfolgsaussichten des Projektes erforderlich ist.

Diesbezüglich unterscheiden sich die Förderkrite-
rien auch ganz erheblich von denen des Über-
brückungsgeldes nach § 57 SGB III. Beim Über-
brückungsgeld, das für die Dauer von sechs Mona-
ten in Höhe der zuletzt bezogenen Leistungen an
Arbeitslosengeld oder -hilfe und in Form von Zu-
schüssen zu den Sozialversicherungsbeiträgen ge-
währt wird, muß ein Unternehmenskonzept vorlie-
gen und ein Experte muß sein Einverständnis zum
Geschäftsplan abgeben. Darüber hinaus dürfen
innerhalb kürzester Zeit auch hohe Gewinne erwirt-
schaftet werden, ohne daß davon die Höhe des
Überbrückungsgeldes berührt wird. Wer also eine
zukunftsträchtige Geschäftsidee hat, die nach einer
kurzen Anlaufzeit voraussichtlich auch größere Ge-
winne abwirft, ist wahrscheinlich mit dem Über-
brückungsgeld besser beraten. Insbesondere ein
hohes Arbeitslosengeld spricht für diese Variante.
Beträgt der (offizielle) Gewinn bzw. das (offizielle)
Einkommen wahrscheinlich unter 25.000 Euro pro
Jahr, so spricht dies eher für die „Ich-AG” als domi-
nantes Förderkonzept, insbesondere bei einem
recht niedrigen Arbeitslosengeld.27

In der Summe führt dies dazu, daß die „Ich-AG”
eher für die schlechteren unternehmerischen Risi-
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ken interessant sein dürfte, die ohne ein beste-
chendes Konzept einmal „etwas probieren” wollen,
wenn man sie schon dazu drängt. Es kommt also
teilweise zu einer Substitution des weiterhin beste-
henden Überbrückungsgeldes für arbeitslose
Existenzgründer nach § 57 SGB III durch die „Ich-
AGs”. Die Gefahr besteht, daß Existenzgründungen
bei Verzicht auf einen detaillierten Geschäftsplan
mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit scheitern wer-
den, und so manche „Ich-AG” zu einem Berg
Schulden und neuerlicher Arbeitslosigkeit führen
wird. Darüber hinaus dürften auch viele Bezieher
von Lohnersatzleistungen dazu angeregt werden,
eine Existenzgründungsabsicht vorzutäuschen, um
in den Genuß der Förderleistung zu kommen. Ins-
besondere für Personen mit nur noch kurzer An-
spruchdauer auf Arbeitslosengeld ohne einen an-
schließenden Anspruch auf Arbeitslosenhilfe oder
bei sehr niedrigen Lohnersatzleistungen besteht
dieser Anreiz. Mitnahmeeffekte in diesem Sinne
sind sehr wohl wahrscheinlich, zumal der Existenz-
gründungszuschuß an zwei offensichtlichen Merk-
würdigkeiten leidet:28 Erstens verlieren Empfänger
den Zuschuß nicht, wenn sie neben der geplanten
selbständigen Arbeit noch eine abhängige Be-
schäftigung als Arbeitnehmer aufnehmen.29 Zwei-
tens müssen die zunächst für ein Jahr bewilligten
Leistungen auch dann nicht zurückgezahlt werden,
wenn das Einkommen bereits im ersten Jahr
25.000 Euro übersteigt; es entfällt dann lediglich
die Verlängerung. Es ist also in der Tat für alle Be-
zieher von Lohnersatzleistungen von Vorteil, kurz
vor Ende der Leistung oder kurz vor einer Arbeits-
aufnahme eine Existenzgründungsabsicht geltend
zu machen und den Zuschuß zumindest für ein
Jahr mitzunehmen. 

Insgesamt muß soweit festgehalten werden, daß
die Hartz'schen „Ich-AGs” sowohl hinsichtlich einer
Umwandlung von Schwarzarbeit in legale Beschäf-

tigungsformen als auch hinsichtlich erfolgreicher
Existenzgründungen für Arbeitslose nicht viel brin-
gen werden. Es ist ohnehin fraglich, ob Arbeitslose
mit teilweise erheblichen Qualifikationsdefiziten die
erforderlichen Fähigkeiten haben, erfolgreich als
Unternehmer zu arbeiten. Durch die konkreten För-
derkriterien der „Ich-AGs” werden Arbeitslose mit
an und für sich ungeeigneter Motivation und un-
passenden unternehmerischen Fähigkeiten zu dem
Schritt in die Selbständigkeit verleitet und erleiden
mit großer Wahrscheinlichkeit Schiffbruch. Zudem
sorgt das Nebeneinander zweier Förderinstrumente
für Intransparenz und die beschriebene Bündelung
der schlechten Risiken in den „Ich-AGs”. Wettbe-
werbsverzerrungen und Verdrängungseffekte durch
die Förderung von arbeitslosen Existenzgründern,
vermutlich massive Mitnahme- und Substitutions-
effekte und eine nicht unerhebliche Zahl von bereits
gescheiterten „Ich-AGs” lassen die „Erfolgsmel-
dungen” von bis August rund 50.000 bewilligten
„Ich-AGs” in einem etwas trüben Licht erscheinen. 

Soweit: viel Lärm um nicht viel

Neuerungen, die auf Arbeitgeber- und/oder Arbeit-
nehmerseite durch pekuniäre Anreize die Arbeitslo-
sigkeit beenden und Schwarzarbeit verhindern sol-
len – Job-Floater, Existenzgründungszuschüsse
sowie Mini- und Midi-Jobs – leiden allesamt an
handwerklichen Fehlern und sind aufgrund der zu
erwartenden Mitnahme-, Verdrängungs- und Sub-
stitutionseffekte als fiskalisch und beschäftigungs-
politisch riskant einzustufen. Darüber hinaus fehlt
es bisher an der erforderlichen Absenkung der An-
spruchslöhne und der Modifizierung der bisherigen
Transferentzugsraten, die trotz Mini- und Midi-Jobs
jeglichen Arbeitsanreiz zerstören können. Schließ-
lich mangelt es dem regulären Arbeitsmarkt bei ge-
gebenen Lohnstrukturen an der notwendigen Auf-
nahmefähigkeit, so daß das „Arbeiten wollen” zwar
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notwendige, nicht jedoch hinreichende Bedingung
für das Beenden der Arbeitslosigkeit ist. Die Grün-
dung einer selbständigen Existenz stellt für den
überwiegenden Teil der Arbeitslosen keine erfolg-
versprechende Möglichkeit zur Beendigung ihrer
Arbeitslosigkeit dar. Sollen auch Geringqualifizierte
und Langzeitarbeitslose Möglichkeiten und Anreize
haben, in einer regulären Beschäftigung Fuß zu fas-
sen, sind hinreichend flexible Lohnstrukturen, eine
Absenkung der relevanten Anspruchslöhne und ei-
ne anreizkompatible Ausgestaltung der Lohner-
satzleistungen unverzichtbar. Aufgrund der bisher
betrachteten Reformen ist jedenfalls eine spürbare
und nachhaltige Besserung der Situation auf dem
Arbeitsmarkt nicht zu erwarten – trotz großer Töne
und großer Zahlen. 

3 Stärkung ineffizienter Maßnahmen,
noch mehr und zentralerer Staat –
wider jede ökonomische Vernunft

Eine erfolgversprechende Arbeitsmarktpolitik setzt
auf mehr Markt und weniger Staat, und vor allem
auf mehr dezentralen Staat. Was nicht aufgrund un-
überwindbaren Marktversagens staatliche Aufgabe
sein muß, gehört nicht in staatliche Hände, sondern
marktliche Kräfte sollen die besten und billigsten
Methoden der Aufgabenerfüllung freilegen. Was
nach wie vor in staatlicher Hand bleiben muß, soll-
te nach Möglichkeit individuell und dezentral steu-
erbar sein, um auch hier die Kräfte eines horizonta-
len Wettbewerbs und ausschließlich vor Ort vor-
handener Fähigkeiten und Kenntnisse ausnutzen
zu können.30 Leider weisen mit dem Job-AQTIV-
Gesetz, insbesondere jedoch mit Hartz und Agen-
da 2010 fundamentale (geplante) Neuerungen dies-
bezüglich gerade in die entgegengesetzte Rich-

tung. Zu nennen sind hier insbesondere einige Än-
derungen im Zusammenhang mit staatlichen Be-
schäftigungsprogrammen, die Einrichtung der Per-
sonal-Service-Agenturen (PSA) und die geplante
Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozial-
hilfe. 

Beratung, Vermittlung, ABM et al.:
ein Schritt vor, zwei zurück

Eine ganze Reihe von Neuerungen zielt auf eine
Verbesserung der Beratungs- und Vermittlungs-
effizienz und damit eine Verkürzung der durch-
schnittlichen Verweildauer in Arbeitslosigkeit ab.
So soll nach Möglichkeit schon vor Beginn der Ar-
beitslosigkeit mit der Beratung und Vermittlung be-
gonnen werden können. Nach § 37b SGB III müs-
sen Beschäftigte bereits zum Zeitpunkt der Kündi-
gung oder bei befristeten Verträgen bzw. bevorste-
hendem Ausbildungsende frühzeitig vor Ende des
Beschäftigungs- bzw. Ausbildungsendes das zu-
ständige Arbeitsamt über den Verlust des Arbeits-
platzes in Kenntnis setzen. Bei verspäteter Mel-
dung mindert sich das Arbeitslosengeld entspre-
chend der Regelungen in § 140 SGB III. Möglichst
rasch soll mit einem individuellen Profiling begon-
nen werden, das die spezifischen Fähigkeiten und
Defizite des Stellensuchenden freilegen und eine
individuelle Chancenprognose und ein individuelles
Förderkonzept liefern soll.31

Dazu sollen die Vermittler im Zuge der geplanten
Neuorganisation der Bundesanstalt für Arbeit und
der Installation der Job-Center von Verwaltungs-
und Nebenaufgaben befreit werden, um sich stär-
ker als bisher auf ihre eigentliche Aufgabe konzen-
trieren zu können. Darüber hinaus soll das Ver-
hältnis von betreuten Arbeitslosen pro Vermittler
deutlich kleiner werden (angestrebt ist ein Betreu-
ungsschlüssel, d.h. ein Verhältnis von Betreuer zu
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Arbeitslosen von 1:75), und die Vermittler sollen
nach einem Bonussystem entlohnt werden und
eigene „Aktionsbudgets” erhalten.32

Zwischen dem Arbeitsamt bzw. Job-Center und
dem Arbeitslosen wird eine verbindliche Eingliede-
rungsvereinbarung getroffen, die nach dem Prinzip
des „Fördern und Forderns” die Rechte und auch
die Pflichten beider Parteien klar definieren soll.33

Für die betreuten Transferempfänger wurden die
Zumutbarkeitskriterien neu formuliert. Insbesonde-
re ist nun ein Umzug grundsätzlich zumutbar.34 Da-
rüber hinaus wurde im Rahmen der Zumutbarkeits-
regelungen endlich die überfällige Beweislastum-
kehr vollzogen. Es obliegt im Streitfall nun dem Ar-
beitslosen nachzuweisen, daß eine abgelehnte Tä-
tigkeit unzumutbar ist.35 Bei Verfehlungen und
nicht-kooperativem Verhalten seitens des Arbeits-
losen sieht der Gesetzgeber härtere Sanktionen vor
als bisher. Mit dem Job-AQTIV-Gesetz wurde fest-
gelegt, daß die Auszahlung von Arbeitslosenhilfe
und -geld bei Arbeitsablehnung o.ä. regelmäßig
zwölf Wochen ausgesetzt werden soll (Sperrzeit).
Im Rahmen der Hartz-Gesetze wurde die Sperrzeit-
regelung dahingehend nachgebessert, daß die
Lohnersatzleistungen nun nicht mehr nur generell
zwölf Wochen ausgesetzt werden können, sondern
nach Häufigkeit der Ablehnung von Stellen- oder
Qualifizierungsangeboten differenziert drei, sechs,
oder zwölf Wochen.36 Auf diese Weise soll vermie-
den werden, daß Sperrzeiten nur zögerlich ausge-
sprochen werden, weil sie möglicherweise mit
zwölf Wochen im Einzelfall als unverhältnismäßig
hart erscheinen. 

Neben Bemühungen, die Effizienz der Beratung
und Vermittlung zu steigern, und der zumindest for-
mal konsequenteren Einforderung kooperativen
Verhaltens der Arbeitssuchenden ist bei den jüng-
sten Reformen eine leichte Tendenz erkennbar, in

der Arbeitsmarktpolitik verstärkt auf Qualifizierung
und weniger auf eine bloße „Verwahrung” der Ar-
beitslosen in Maßnahmen zu setzen. So können
Lohnkostenzuschüsse an Arbeitgeber, die Gering-
qualifizierte für eine Nachqualifizierung im Rahmen
eines weiterbestehenden Arbeitsverhältnisses frei-
stellen,37 Arbeitslosigkeit vermeiden und sind
staatlichen Versuchen einer marktgerechten Quali-
fizierung im Falle der bereits eingetretenen Arbeits-
losigkeit vorzuziehen. Allerdings erschließen sich
durch diese Regelung des Job-AQTIV-Gesetzes für
Arbeitgeber, die ohnehin an Investitionen in das
Humankapital ihrer Belegschaft interessiert sind,
auch erhebliche Mitnahmemöglichkeiten. Bei Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen, die in Eigenregie
eines Trägers durchgeführt werden, müssen min-
destens 20 % der Zeit auf Qualifizierung oder Prak-
tika entfallen.38 Schließlich können Arbeitgeber, die
einem beschäftigten Arbeitnehmer die Teilnahme
an einer beruflichen Weiterbildung ermöglichen,
einen Zuschuß in Höhe von 50 bis 100 % des
Arbeitsentgelts des Vertreters erhalten, wenn sie für
die betreffende Zeit einen Arbeitslosen als Vertreter
einstellen.39

Abgesehen von nicht unerheblichen Mitnahmeef-
fekten erscheint es ein sinnvoller Weg, Arbeitslosen
die Möglichkeit zu geben, „on the job” marktver-
wertbares Humankapital zu bilden und sich bei
einem Arbeitgeber zu bewähren. Allerdings zeigen
die Erfahrungen Dänemarks – wo ein Großteil der
günstigen Entwicklung der Beschäftigtenzahlen auf
eine massive Ausweitung des öffentlichen Sektors
in den letzten Jahren zurückzuführen ist – daß
„Job-Rotation” im Bereich der Geringqualifizierten
und Langzeitarbeitslosen nur wenig Erfolg verspre-
chen kann. So hängt der Erfolg nicht nur vom
Weiterbildungswillen der Arbeitgeber und -nehmer
ab, sondern auch von der fachlichen Qualifikation
des Stellvertreters.40
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Mag auch die formale Tendenz zu mehr Qualifizie-
rung den Eindruck der Besserung vermitteln, im gro-
ßen und ganzen bleiben ineffiziente Maßnahmen
bestehen und es sind nur zaghafte Modifikationen zu
erkennen. Die 20-%-Regelung bei Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen (ABM) etwa hat kaum mehr als
Alibifunktion, zudem sind Arbeitnehmer, die älter als
55 Jahre sind, davon ausgenommen. Die Neurege-
lungen zur Zumutbarkeit und zu möglichen Sanktio-
nen bei Verfehlungen seitens der Arbeitslosen sind
ohne Frage ein Schritt in die richtige Richtung, las-
sen allerdings genügend Spielraum, daß sich in der
Praxis kaum etwas ändert. Erschwerend kommt
hinzu, daß durch den Wegfall von Wartezeiten fak-
tisch die Möglichkeiten, Arbeitslose in bekannter-
maßen ineffizienten Maßnahmen zu verstecken und
ruhig zu halten, erleichtert wurden. Hoffnungsvolle
Neuerungen sind hingegen in jedem Fall marktliche
Ansätze wie die Ausgabe von Vermittlungs- und
Bildungsgutscheinen.41 Ob sich dadurch allerdings
nachhaltige Effizienzgewinne erzielen lassen, hängt
in starkem Maße davon ab, wie konsequent diese
Instrumente zum Einsatz gebracht und inwieweit
Wettbewerbsverzerrungen vermieden werden.

Die Bemühungen zur Steigerung der Vermittlungs-
effizienz, eine formal adäquatere Balance zwischen
„Fördern und Fordern” und eine offiziell stärkere
Ausrichtung arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen
auf Qualifizierung (auch „on the job”) weisen grund-
sätzlich in die richtige Richtung. Allerdings müssen
die Neuerungen alles in allem als sehr zaghaft und
wenig konsequent angesehen werden. Der verblei-
bende diskretionäre Spielraum ist groß genug, daß
sich faktisch nicht viel ändert. Darüber hinaus blei-
ben nach wie vor Aufgaben fest in staatlicher Hand,
obwohl der Staat diesbezüglich nicht über kompa-
rative Vorteile gegenüber marktlichen Lösungen
verfügt. Die vorsichtige und stark regulierte Ausga-
be von Bildungs- und Vermittlungsgutscheinen muß

daher der Beginn einer konsequenten Auslagerung
von Aufgaben in ein wettbewerbliches Umfeld
sein.42 Die Hoffnung darauf, daß ein solcher Weg
konsequent beschritten werden kann, ist jedoch
winzig klein. Es wurde die große Chance verpaßt,
sich im Zuge der Reformen von nachweislich ineffi-
zienten und teuren Maßnahmen, die keinen positi-
ven Effekt auf das aggregierte Beschäftigungs-
niveau haben, zumindest schrittweise zu verab-
schieden. Weder Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
(ABM), Strukturanpassungsmaßnahmen (SAM)
noch die Förderung beruflicher Weiterbildung sollen
spürbar zurückgefahren werden, auch inhaltlich
wurden die Maßnahmen nicht an die ökonomischen
Realitäten angepaßt. Ganz im Gegenteil. 

Vordergründig mag es sinnvoll sein, daß mit dem
Job-AQTIV-Gesetz sämtliche arbeitsmarktpoliti-
schen Instrumente ohne die Einhaltung bisher übli-
cher Wartezeiten zum Einsatz kommen können.
Gelingt es durch ein intelligentes Profiling, die indivi-
duellen Wiederbeschäftigungschancen und Defizite
frühzeitig zu ermitteln, lassen sich grundsätzlich
auch individuell passende Maßnahmen zur Arbeits-
marktreintegration identifizieren, und es sollte mög-
lichst rasch mit den Aktivitäten begonnen werden.43

Allerdings sind die üblichen Maßnahmen wie ABM,
SAM etc. bekanntermaßen in der Regel völlig unge-
eignet als Hilfestellung auf dem Weg zurück in Lohn
und Brot. Durch den Wegfall der Wartefristen wurden
faktisch die Möglichkeiten erleichtert, Arbeitslose in
ineffizienten Maßnahmen zu verstecken und ruhig zu
halten. Es steht zu befürchten, daß im Zweifel – auch
aus wahltaktischen Gründen – vermehrt Arbeitslose
auf diese Weise „verwahrt” werden. Hinzu kommt
schließlich noch folgendes: Wenn überhaupt, dann
lassen sich staatliche Beschäftigungsprogramme für
arbeitsmarktferne Personen, d.h. Personen mit
erheblichen Qualifikationsdefiziten und Langzeitar-
beitslose, rechtfertigen. Die diesbezüglich ohnehin
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katastrophale Zielgruppenorientierung wird durch
den Wegfall der Wartezeiten noch weiter aufge-
weicht, Kurzzeitarbeitslose können nun umgehend
durch ABM „geschädigt” werden.

Damit nicht genug. Nicht nur der Wegfall sämtlicher
Wartezeiten erleichtert den Einsatz von ABM et al.,
auch entfällt mit § 260 Abs. 3 SGB III das Kriterium
der Zusätzlichkeit bei Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen, wenn sie an Wirtschaftsunternehmen ver-
geben werden, der Träger die Mittel der Förderung
bei der Auftragsvergabe zusätzlich zu den sonst
eingesetzten Mitteln verwendet und der Verwal-
tungsausschuß der Maßnahme zustimmt. Zwar ist
durch diese Regelung denkbar, daß ABM eher in
der Lage sein können, marktverwertbares Human-
kapital zu vermitteln und die individuellen Be-
schäftigungschancen der Programmteilnehmer zu
verbessern, allerdings besteht unweigerlich die
Gefahr, daß dadurch noch mehr reguläre Beschäf-
tigung verdrängt wird als ohnehin schon. Im selben
schwummrigen Licht erscheinen daher auch einige
Beschlüsse hinsichtlich der Strukturanpassungs-
maßnahmen. So wurde die Befristung von SAM um
zwei Jahre bis zum 31.12.2008 verlängert, obwohl
auch hier in der Vergangenheit mehr Schaden an-
gerichtet als Beschäftigung geschaffen wurde.
Darüber hinaus ist die bisherige Einschränkung auf
„wirtschaftsnahe Infrastruktur” entfallen und es
kann nun theoretisch jede beliebige Maßnahme zur
Verbesserung der Infrastruktur gefördert werden.
Schließlich ist die bis zu fünfjährige Förderung für
ältere Arbeitnehmer nun in ganz Deutschland mög-
lich (nicht mehr nur in Arbeitsamtsbereichen mit
besonders hoher Arbeitslosigkeit) und Förderzeiten
vorheriger Maßnahmen werden nicht mehr ange-
rechnet.44 Auch hinsichtlich SAM fand somit neben
der Verlängerung der alten Befristung eine Aus-
weitung statt, die mehr staatliche Beschäftigung zu
Lasten regulärer Beschäftigung ermöglicht.

Aus diesem Blickwinkel heraus erscheint auch das
mit dem Job-AQTIV-Gesetz neu geschaffene In-
strument der „Beschäftigung schaffenden Infra-
strukturförderung”45 problematisch. Demnach kön-
nen öffentlich-rechtliche Körperschaften, z.B.
Kommunen, vom Arbeitsamt durch einen ange-
messenen Zuschuß zu den Kosten von Arbeiten zur
Verbesserung der Infrastruktur gefördert werden,
wenn sie mit der Durchführung der Arbeiten ein
Unternehmen beauftragen, das für eine zwischen
der Körperschaft und dem Arbeitsamt festgelegte
Zeit eine bestimmte Zahl von Arbeitslosen beschäf-
tigt, die vom Arbeitsamt zugewiesen werden.
Dadurch wird nicht nur unweigerlich reguläre Be-
schäftigung verdrängt, auch ordnungspolitisch er-
scheint dieses Instrument verfehlt. So gehören et-
wa kommunale Investitionen in die Infrastruktur zu
den gesamtgesellschaftlichen Aufgaben und sind
aus Steuermitteln bzw. regionalen Gebühren und
Beiträgen zu finanzieren. Auf keinen Fall sind Bei-
träge zur Arbeitslosenversicherung in kommunale
Investitionen umzulenken. 

Insgesamt muß leider festgehalten werden, daß den
herkömmlichen staatlichen „Verwahrungs- und Ver-
drängungsmaßnahmen” aktiver Arbeitsmarktpolitik
trotz unstrittiger beschäftigungspolitischer Miß-
erfolge nicht abgeschworen wird. Vielmehr schaffen
die jüngeren Neuregelungen Raum für erleichterten
und vermehrten Einsatz der Instrumente, teilweise
unter dem Deckmantel einer möglichst raschen
Hilfe für die Arbeitslosen. Von Seiten der Gewerk-
schaften und der Arbeitslosen ist dagegen kein di-
rekter Einwand zu erwarten, ist es doch nach wie
vor möglich, durch eine Teilnahme an ABM oder
SAM den individuellen Anspruch auf Arbeitslosen-
geld zu erneuern.46 Für die Politik scheint aktive Ar-
beitsmarktpolitik ohnehin mehr und mehr zu einer
„politischen Beruhigungspille” zu verkommen und
sie ist probates Mittel, Arbeitslose ruhig zu stellen
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und Arbeitsmarktstatistiken zu schönen.47 Bundes-
kanzler Schröders Hinweis darauf, es werde insbe-
sondere in Ostdeutschland auch in Zukunft noch
einen zweiten Arbeitsmarkt geben müssen, bevor
die „neuen Strukturen aufgebaut sind”, verheißt
diesbezüglich jedenfalls nichts Gutes.48

Personal-Service-Agenturen: 
staatlich geförderte Schädlinge

Als das „Herzstück” ihrer Empfehlungen bezeich-
nete die Hartz-Kommission selbst die flächen-
deckende Einrichtung von „Personal-Service-
Agenturen” (PSA) bei allen Arbeitsämtern.49 Jedes
Arbeitsamt wird verpflichtet, wenigstens eine PSA
einzurichten. Vorrangig soll dies durch Verträge
zwischen Arbeitsamt und bereits erlaubt tätigen
Verleihunternehmen erfolgen. Kommen solche Ver-
träge nicht zustande, hat das Arbeitsamt die Mög-
lichkeit, sich an Verleihunternehmen zu beteiligen
oder eine eigene PSA zu gründen. Aufgabe der
PSA ist insbesondere, eine Arbeitnehmerüberlas-
sung zur Vermittlung von Arbeitslosen in Arbeit
durchzuführen sowie ihre Beschäftigten in verleih-
freien Zeiten zu qualifizieren und weiterzubilden.
Welche Arbeitslosen in der PSA beschäftigt wer-
den, wird zwischen Arbeitsamt und PSA vereinbart;
ob ein Arbeitsloser eine Beschäftigung annehmen
muß, richtet sich nach den Zumutbarkeitskriterien.
Dabei kann das Arbeitsamt für die Tätigkeit der
PSA ein (auch pauschaliertes) Honorar vereinba-
ren.50 Nach Vertragsabschluß mit einer PSA gelten
die Arbeitslosen als sozialversicherungspflichtig
beschäftigt, werden jedoch immerhin in der Ar-
beitslosenstatistik gesondert ausgewiesen. 

Mit der Beschäftigung in einer PSA sollen Arbeits-
lose über die Zwischenstation der Leiharbeit wieder
an eine reguläre Beschäftigung herangeführt wer-

den. Die beschäftigungspolitische Hoffnung beruht
dabei auf sogenannten „Klebeeffekten”, nämlich
daß viele der verliehenen Arbeitnehmer sich in den
Entleihbetrieben bewähren, marktverwertbares
Humankapital „on the job” bilden und dann dauer-
haft übernommen werden. Darüber hinaus erhofft
man sich durch eine Ausweitung der Zeitarbeit
auch einen Rückgang des negativen Einflusses des
Kündigungsschutzes auf das Einstellungsverhalten
der Unternehmen. Bestehende Kündigungsschutz-
regelungen führen häufig dazu, daß auch in Zeiten
des Unternehmenswachstums Neueinstellungen
ausbleiben und statt dessen der zusätzliche Ar-
beitskräftebedarf durch eine höhere Zahl von Über-
stunden abgefangen wird. Zeitarbeit stellt für Un-
ternehmen grundsätzlich ein geeignetes Instrument
dar, zusätzlichen Arbeitskräftebedarf flexibel zu
handhaben und auf Überstunden der regulären Be-
legschaft zu verzichten. Durch den direkten An-
knüpfungspunkt an den ersten Arbeitsmarkt ist
Zeitarbeit per se in jedem Fall allen Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen und ähnlichen marktfernen ar-
beitsmarktpolitischen Maßnahmen und Program-
men vorzuziehen. Das Vorantreiben von Zeitarbeit
beinhaltet durchaus Beschäftigungspotential, ge-
genüber anderen Ländern besteht diesbezüglich
erheblicher Nachholbedarf.51

Parallel zur Einführung der Personal-Service-Agen-
turen wurde das bisherige Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetz grundlegend überarbeitet. Spätestens
ab 2004 werden das besondere Befristungsverbot
(eine Beschäftigung kann nicht wiederholt befristet
werden, ohne daß ein sachlicher Grund in der Per-
son des Leiharbeiters liegt), das Wiedereinstel-
lungsverbot (Leiharbeitsfirmen dürfen gekündigte
Mitarbeiter innerhalb eines Zeitraums von drei Mo-
naten nicht erneut einstellen), das Synchronisa-
tionsverbot (Mitarbeiter dürfen von einer Zeitar-
beitsfirma nicht nur für die Zeit der Leihtätigkeit ein-
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gestellt sein) sowie die Beschränkung der Überlas-
sungsdauer auf 24 Monate ersatzlos aufgehoben.
Für Leiharbeitsverhältnisse im Geltungsbereich ei-
nes nach dem 15.11.2002 in Kraft getretenen Tarif-
vertrags, der wesentliche Arbeitsbedingungen ein-
schließlich des Arbeitsentgelts definiert, entfallen
diese besonderen Schutznormen des Arbeitneh-
merüberlassungsgesetzes bereits früher.52 Diese
Liberalisierung der Zeitarbeit kommt generell nicht
nur den PSA zugute, sondern auch rein gewerbli-
chen Entleihfirmen und macht Sinn.

Jedoch: Mag auch der generelle Sinn von Zeitarbeit
als möglicher Weg zurück in ein festes Beschäfti-
gungsverhältnis unbestritten sein, der von der Bun-
desregierung mit den PSA beschrittene Weg er-
weist sich als Irrweg. Die Hartz-Kommission hatte
in ihren Empfehlungen vorgeschlagen, den PSA-Ar-
beitnehmern während einer Probezeit von maximal
sechs Monaten einen Nettolohn in Höhe des Ar-
beitslosengeldes zu bezahlen. Im Anschluß sollte
dann ein spezieller PSA-Tarif gewährt werden.53

Der Gesetzgeber jedoch hat diese Empfehlung ig-
noriert, PSA sollen nun auf Grundlage der bereits
bestehenden bzw. bis Ende 2003 zu erarbeitenden
Tarifverträge arbeiten. Ab Januar 2004 sollen dann
sämtliche Zeitarbeitnehmer einen Anspruch auf die
gleichen Arbeitsbedingungen und das gleiche Ar-
beitsentgelt wie die Stammbelegschaft haben
(Equal pay), es sei denn, sie werden von einem Ta-
rifvertrag erfaßt. In den ersten sechs Wochen des
Beschäftigungsverhältnisses bei einer PSA kann
von diesem Grundsatz der Gleichbehandlung mit
den tariflich Beschäftigten abgewichen werden, so-
lange die Entlohnung nicht unter dem Arbeitslosen-
geld liegt. Durch diese Regelung soll der mög-
licherweise geringeren Produktivität von Neu- und
Wiedereinsteigern in das Berufsleben Rechnung
getragen werden.54 Insgesamt machen diese Re-
gelungen Zeitarbeit teurer und nehmen ihr gerade

die entscheidende Stärke, die Flexibilität.55 Insbe-
sondere für Geringqualifizierte stellt eine Verteue-
rung der Zeitarbeit eine erhebliche Minderung der
Wiederbeschäftigungschancen dar, besteht für die-
se Gruppe ohnehin schon die größte Gefahr, daß
die Arbeitskosten über der individuellen Produktivi-
tät liegen.

Damit nicht genug. Für die Beschäftigung von zu-
gewiesenen Arbeitslosen erhalten die Betreiber ei-
ner PSA eine monatliche Fallpauschale sowie eine
Vermittlungsprämie, die dann fällig wird, wenn ein
ehemaliger Arbeitsloser zu einem Entleiher oder
sonstigen durch die PSA vermittelten Arbeitgeber
wechselt.56 Insbesondere die monatliche Fallpau-
schale ist dazu gedacht, daß die PSA in der verleih-
freien Zeit Schulungen und Weiterbildungskurse für
ihre Angestellten finanziert, ihnen bei Bewerbungen
hilft etc. Allerdings nutzen viele PSA diese Subven-
tion, um am Markt einen günstigeren Preis für die
Leiharbeiter anbieten zu können als die nicht-sub-
ventionierte Konkurrenz. Zwar ist die Einrichtung
von Personal-Service-Agenturen bisher nicht sehr
weit gediehen, doch rein gewerbliche Arbeitneh-
merüberlassungsunternehmen beklagen sich schon
vielfach über Wettbewerbsverzerrungen mit Preis-
unterbietungen durch die PSA. Es läßt sich nicht
von der Hand weisen: Die Errichtung staatlich ge-
förderter Zeitarbeitsunternehmen führt zu einem
Verdrängungswettbewerb, bei dem rein private
durch staatlich subventionierte Konkurrenz auf der
Strecke bleibt. Mit zusätzlicher Beschäftigung ist
jedenfalls nicht zu rechnen.

Unterm Strich ist allenfalls die teilweise Liberalisie-
rung der Zeitarbeitskonditionen zu begrüßen und
der zumindest theoretisch denkbare „Anti-Klebe-
effekt”, daß nämlich durch ein über eine PSA
glaubhaftes, zumindest befristetes Jobangebot
gänzlich Arbeitsunwillige identifiziert und sanktio-
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niert werden können. Darüber hinaus aber wird mit
den Neuregelungen um die Personal-Service-
Agenturen nur Schaden angerichtet: Zeitarbeit wird
generell verteuert und verliert ein Stück weit an Fle-
xibilität, staatlich subventionierte Zeitarbeit ver-
drängt nicht-subventionierte Zeitarbeit, und zusätz-
lich reduziert sich durch die subventionierte Be-
schäftigung der Druck, die regulären Löhne im not-
wendigen Maße auch nach unten aufzufächern. Es
stellt sich in der Tat die Frage, warum angesichts
der Vielzahl an privaten Zeitarbeitsfirmen, die über
das notwendige Know-how verfügen, staatlich ge-
förderte Unternehmen notwendig sein sollen, die
dann in Konkurrenz zu den Privaten treten und die-
se verdrängen. Eine konsequente Liberalisierung
der privaten Arbeitnehmerüberlassung wäre hier
der richtige Weg.57

Zusammenlegung von Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe: „Gießkannen” statt „Maßanzüge”

Mit Hartz IV und Agenda 2010 wird nun endlich
ernst gemacht mit der Zusammenlegung von Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe. Das momentane Ne-
beneinander zweier bedürftigkeitsabhängiger So-
zialleistungssysteme ist effizienzverschlingend und
ökonomisch nicht zu begründen, eine Zusammen-
legung ist überfällig. Die gegenwärtige Arbeitslo-
senhilfe und Sozialhilfe werden für generell er-
werbsfähige Transferempfänger zum Arbeitslosen-
geld II zusammengeführt. Im Anschluß an den Be-
zug von Arbeitslosengeld (neu: Arbeitslosengeld I)
oder bei Nichterfüllung der entsprechenden An-
spruchsvoraussetzung wird es demnach für Er-
werbsfähige nur noch diese eine Leistung zur Si-
cherung des Lebensunterhaltes geben. Das Ar-
beitslosengeld II ist steuerfinanziert und bedürftig-
keitsabhängig, zusätzlich soll der familiäre Kontext
der Arbeitslosen berücksichtigt werden. Der bishe-
rigen Sozialhilfe (Hilfe zum Lebensunterhalt) ent-

spricht in dem entworfenen Konzept das Sozial-
geld. Diese Leistung wird bei Bedürftigkeit aus-
schießlich an Nicht-Erwerbstätige erbracht, Organi-
sation und Finanzierung verbleiben in der Verant-
wortung der Kommunen. 

Leider führt der gegenwärtig beschrittene Weg
auch diesbezüglich eindeutig in die falsche Rich-
tung. Da die genauen Modalitäten zur exakten Hö-
he der Leistungen, Transferentzugsraten bei eige-
nem Arbeitseinkommen etc. noch zu beschließen
sind, soll dieser Komplex hier auch nicht Gegen-
stand einer spekulativen Kritik sein. Allerdings be-
steht wenig Hoffnung auf eine Ausgestaltung, die
Personen mit geringer beruflicher Qualifikation und
Produktivität Anreiz und Chance auf reguläre Be-
schäftigung bietet.58 Unabhängig davon jedoch ist
die gewählte Aufteilung der Zuständigkeiten auf die
Bundesanstalt für Arbeit mit ihren Job-Centern und
die Kommunen als fundamentale Fehlkonstruktion
der anvisierten Zusammenlegung unübersehbar:59

Sämtliche Leistungen, die zur Wiedereingliederung
erwerbsfähiger Personen in den Arbeitsmarkt erfor-
derlich erscheinen, werden durch die Job-Center
erbracht, die für die Gesamtheit der erwerbsfähi-
gen Arbeitslosen Anlaufstelle sind. Die gegenwärti-
gen „Verschiebebahnhöfe” zwischen Arbeits- und
Sozialverwaltung wären auf den ersten Blick ge-
schlossen, die Kommunen wären nur mehr für die
erwerbsunfähigen Transferempfänger zuständig.
Allerdings bedürfen gerade die Problemfälle des
Arbeitsmarktes, die Langzeitarbeitslosen, mög-
lichst individueller Hilfestellungen auf dem Weg zu-
rück in Lohn und Brot. Dabei spielen neben den
persönlichen Merkmalen des einzelnen Hilfesu-
chenden auch die jeweils vor Ort gegebenen öko-
nomischen Rahmenbedingungen eine entschei-
dende Rolle. Daher sind dezentrale Ansätze im
Kampf gegen Arbeitslosigkeit und Armut zentralen
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Maßnahmen nach dem „Gießkannenprinzip” vorzu-
ziehen.60 Die geplante Zusammenlegung von Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe würde vorhandenes
kommunales Problemlösungspotential brachlegen,
teilweise sehr erfolgreiche Modelle unter kommu-
naler Trägerschaft würden eingestellt. Statt nach in-
dividuellen Lösungen vor Ort zu suchen und auch
schwierige Fälle nach Möglichkeit schrittweise an
einen regulären Job heranzuführen, beschwört die
angedachte Aufteilung der Zuständigkeiten Streite-
reien um die Arbeitsfähigkeit oder Nicht-Arbeits-
fähigkeit der Hilfesuchenden herauf. 

Abgesehen davon, daß kommunales Problemlö-
sungspotential ungenutzt bliebe, es ginge auch die
sachgerechte Finanzierungsverantwortung zwi-
schen Arbeitslosenversicherung und Staat, zwi-
schen Versicherungsbeiträgen und Steuern verlo-
ren. Unter dem Dach der Job-Center fände viel-
mehr eine faktische Verwischung versicherungs-
mäßiger, arbeitsmarktpolitischer und sozialpoliti-
scher Aktivitäten statt. Es käme zu einer zusätzli-
chen Aufblähung der Bundesanstalt für Arbeit zu
einem „Mega-Sozialamt”, das zusätzlich noch über
1 Million erwerbsfähige Sozialhilfeempfänger be-
treuen würde. Die allmächtigen Job-Center unter
zentraler Federführung der Bundesanstalt für Arbeit
ersetzen im bevorstehenden Szenario alles in allem
echten Wettbewerb als Entdeckungsverfahren, wie
ihn eine umfassende Dezentralisierung der Verant-
wortung ermöglichen würde, durch zentrale „Gieß-
kannenprogramme” für alle Arbeitslosen.61

Insgesamt: Volldampf in die falsche Richtung

Alles in allem: Über Details diverser (geplanter)
Neuerungen läßt sich ernsthaft streiten, die eine
oder andere Nachbesserung wird kleinere hand-
werkliche Defizite korrigieren können. Jedoch – und
das ist viel dramatischer als die Tatsache, daß sich

vieles faktisch wohl überhaupt nicht ändern wird
oder einige der Maßnahmen nicht den gewünschten
Effekt haben werden – sind arbeitsmarktpolitische
Grundtendenzen offensichtlich, die als überaus be-
denklich einzustufen sind. So wird nicht der Weg
geebnet für eine Politik, die auf mehr Markt, mehr
Wettbewerb und dezentrale, individuelle Lösungen
setzt. Vielmehr zeichnet die jüngere arbeitsmarkt-
politische Entwicklung ein Mehr an Staat bzw.
staatlich veranstaltetem Wettbewerb zu Lasten pri-
vaten Wettbewerbs und eine zunehmende Zentrali-
sierung von Verantwortung aus. Diese schweren
ordnungspolitischen Verfehlungen machen auch
vereinzelt kleine Schritte in die richtige Richtung, et-
wa im Bereich „Fördern und Fordern”, zunichte und
werden die deutsche Arbeitsmarktpolitik endgültig
zum Gespött internationaler Evaluierungen machen.
Die zu Beginn aufgeworfene Frage, ob die jüngst
umgesetzten und geplanten Reformen geeignet
sind, die Arbeitslosigkeit nachhaltig zu reduzieren,
muß jedenfalls klar verneint werden. 

4 Schlußbemerkungen

Man kann es nicht leugnen: Es ist endlich etwas
Bewegung in die festgefahrene Diskussion um die
Effizienz der Arbeitsmarktpolitik im engeren Sinne
gekommen. Nicht erst seit Bekanntwerden des
„Vermittlungsskandals” der Bundesanstalt für Ar-
beit zu Beginn des Jahres 2002 und der Bildung
der Hartz-Kommission, bereits vorher sorgte die
anhaltend schlechte Arbeitsmarktperformance für
zunehmenden gesellschaftlichen Unmut und
zwang die Politik zum Handeln. Das Job-AQTIV-
Gesetz war der Startschuß für einen anhaltenden
Reformprozeß, der mit „Hartz” und „Agenda 2010”
zwei neue Namen bekam. Die Neuerungen taugen
leider nicht für eine nachhaltige Verringerung der
gesamtwirtschaftlichen Arbeitslosigkeit, was für
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sich genommen noch nicht das Schlimmste ist. Viel
schlimmer ist, daß die zentralistische, massiv
staatslastige Ausrichtung arbeitsmarkt- und sozial-
politischer Maßnahmen zusätzliche Flurschäden
verursacht und privaten und staatlichen (de-
zentralen) Wettbewerb verhindert. Hier wird wider
jegliche ökonomische Vernunft und wider die in-
ternationalen empirischen Befunde genau die fal-
sche Richtung eingeschlagen. 

Ein weiteres kommt hinzu: Ob Arbeitslose in den
regulären Arbeitsmarkt zurückfinden, hängt in er-
heblichem Maße von den gegebenen Lohnstruktu-
ren und der Ausgestaltung der Lohnersatzleistun-
gen ab. Gerade vor dem Hintergrund dessen, daß
der weit überwiegende Teil der Arbeitslosigkeit in
Deutschland fundamental strukturelle Ursachen
hat, es also nicht an Arbeit selbst, sondern an Jobs
fehlt, in denen auch Individuen mit geringeren Qua-
lifikationen entsprechend ihrer Arbeitsproduktivität
entlohnt werden können, sind auf diesem Felde Re-
formen unabdingbar.62 Es müssen die gesetzlichen
Rahmenbedingungen dafür geschaffen werden,
daß Lohnabschlüsse wesentlich dezentraler und
differenzierter möglich sind als gegenwärtig und
auch Geringqualifizierte eine Chance auf ein eigen-
verantwortliches und selbständiges Leben haben.
Voraussetzung hierfür sind unter anderem
schmerzhafte Einschnitte in den sozialen Siche-
rungssystemen, insbesondere eine adäquate An-
passung der Lohnersatzleistungen an die ökonomi-
schen Realitäten. Dieses Eisen ist den „Reformern”
jedoch offenkundig zu heiß. Allerdings ist mit der
bloßen Umbenennung der Bundesanstalt für Arbeit
in „Bundesagentur für Arbeit” und der Arbeitsämter
in „Job-Center” keinem Arbeitslosen geholfen.
Neologismen und Anglizismen können das Ge-
spenst der Massenarbeitslosigkeit nicht vertreiben.
Unbeirrtes Zentralisieren und Verstaatlichen von
Verantwortung sorgt eher für noch mehr Grusel.

Anmerkungen
1 Gegenwärtig sind rund 4,3 Millionen Personen in Deutsch-

land offiziell arbeitslos gemeldet, je nach Definition kom-
men noch einmal rund 2 Millionen verdeckt Arbeitslose
(Vorruhestand, staatliche Maßnahmen aktiver Arbeits-
marktpolitik, stille Reserve etc.) hinzu.

2  Die rechtlich-institutionellen Gegebenheiten auf den Gü-
ter- und Kapitalmärkten spielen ebenfalls eine nicht uner-
hebliche Rolle, seien jedoch an dieser Stelle aus der Be-
trachtung genommen. Ausführlich dazu siehe Berthold/
Fehn (2003).

3  Vgl. z.B. Eichhorst/Thode (2003, S. 34 ff.).

4  Vgl. OECD Employment Outlook.

5  Vgl. z.B. Eichhorst/Profit/Thode (2001, S. 83 ff.).

6  Über welche Kanäle die arbeitsmarktpolitisch, aber auch
sozialpolitisch motivierten rechtlich-institutionellen Rege-
lungen in Deutschland Arbeitslosigkeit fördern und zu de-
ren Verfestigung beitragen, dazu vgl. ausführlich Berthold/
von Berchem (2002). 

7  Vgl. Eichhorst/Thode (2003, S. 75 f.), Autorengemein-
schaft (2002, S. 71 ff.) und Hartz et al. (2002, S. 163 ff.).

8  Vgl. BMWA (2003, S. 17).

9  Ausführliche Darstellungen und Interpretationen der Neu-
erungen bieten u.a. Rudolph (2003), Weinkopf (2003),
Scherl (2003), Eichhorst/Thode (2003) und Bäcker/Koch
(2003). Es sei darauf verwiesen, daß die Reformen mit den
Mini- und Midi-Jobs weit über den Vorschlag der Hartz-
Kommission hinaus gehen. Die Kommission schlug ledig-
lich eng begrenzte Sonderregelungen für Privathaushalte
vor; vgl. Hartz et al. (2002, S. 169 ff.). Zum Wortlaut der
gesetzlichen Neuregelungen, die zum 01.04.2003 in Kraft
getreten sind, siehe insbesondere § 8 SGB IV, §§ 344, 346
SGB III, § 226 SGB V und § 163 SGB VI.

10  Beiträge zur Gesetzlichen Rentenversicherung und Ge-
setzlichen Krankenkasse sowie Steuern werden nur noch
an eine Einzugstelle, die Bundesknappschaft, abgeführt. 

11  Zur bundesweiten Umsetzung und zu den gravierenden
handwerklichen Mängeln des Mainzer Modells siehe For-
schungsverbund „Evaluierung Mainzer Modell” (2003) und
Sinn (2002). 

12  Vgl. Hartz et al. (2002, S. 170).

13  Vgl. Knabe (2003, S. 249). 
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14  Vgl. BMWA (2003, S. 12) und Weinkopf (2003, S. 7).

15  Vgl. Knabe (2003, S. 247 f.). Zu den genauen Anrechnungs-
modalitäten vgl. Berthold/von Berchem (2002, S. 50 f.).

16  Obendrein ist auch nicht damit zu rechnen, daß in großem
Umfang anstelle von Schwarzarbeit für Privathaushalte
nun Mini- oder Midi-Jobs eingesetzt werden und mehr
Leistungen gegen Rechnung nachgefragt werden. Nicht
nur, daß etwa mit der förmlichen Anmeldung einer Haus-
haltshilfe Privathaushalte offiziell zu Arbeitgebern mit ar-
beits- und sozialrechtlichen Verpflichtungen wie Lohnfort-
zahlung im Krankheitsfall, Urlaubsgewährung, Beachtung
von Kündigungsschutzregelungen etc. würden – hieran
haben viele Privathaushalte verständlicherweise kein Inte-
resse. Darüber hinaus lassen sich durch gut zu verheim-
lichende Tätigkeiten im haushaltsnahen Bereich immer
noch leicht Abgabenersparnisse erzielen, an denen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer gleichermaßen interessiert
sein können. Die geringe Zahl von (neuen) Mini-Jobs in
Privathaushalten im Verhältnis zu geschätzten faktisch
nachgefragten Dienstleistungen in diesem Bereich spre-
chen für einen geringen Effekt der geschaffenen Anreize.
Steuervergünstigungen für Ausgaben für haushaltsnahe
Dienstleistungen werden wohl in der Tat hauptsächlich in
den Fällen „mitgenommen”, in denen ohnehin keine Preis-
nachlässe für „Barzahlung ohne Rechnung” zustande
kommen; vgl. Scherl (2003, S. 19).

17  Vgl. BMWA (2003, S. 14).

18  Vgl. Bundesknappschaft (2003).

19  Vgl. Rudolph (2003, S. 5).

20  Vgl. Scherl (2003, S. 18 f.) und Bäcker/Koch (2003, S. 18).

21  Vgl. Hartz et al. (2002, S. 163 ff.).

22  Die Regelung, daß im Rahmen einer „Ich-AG” keine Mitar-
beiter eingestellt werden und nur Familienmitglieder mitar-
beiten dürfen, wurde mit dem Gesetz zur Förderung von
Kleinunternehmern und zur Verbesserung der Unterneh-
mensfinanzierung (Kleinunternehmerförderungsgesetz)
vom 31. Juli 2003 rückwirkend zum 01.01.2003 ersatzlos
gestrichen. 

23  Vgl. zu den Neuregelungen u.a. Eichhorst/Thode (2003, S.
70 ff.), und Scherl (2003, S. 14 ff.).

24  Vgl. Schneider (2003).

25  Vgl. zu diesem Themenkomplex Schneider/Enste (2000).

26  Vgl. Autorengemeinschaft (2002, S. 59).

27  Für eine übersichtliche Gegenüberstellung der beiden
Förderinstrumente siehe Koch/Wießner (2003).

28  Vgl. dazu Scherl (2003, S. 16 f.).

29  Das Arbeitsentgelt aus unselbständiger Arbeit wird aller-
dings in die Einkommensermittlung bezüglich der Ober-
grenze von 25.000 Euro einbezogen.

30  Ausführlich dazu vgl. beispielsweise Berthold/von
Berchem (2002, 2003), Berthold (2003) und Klös (2000).

31  Spricht das Ergebnis des Profilings dafür, so ist der Ein-
satz aller arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen ohne die
Einhaltung von „Wartezeiten” möglich. Auf der einen Seite
kann diese Neuregelung verhindern, daß Arbeitslosigkeit
in Antizipation einer Förderleistung bewußt verlängert wird
oder wertvolle Zeit verstreicht, bis eine möglicherweise
sinnvolle Maßnahme eingesetzt werden kann, auf der an-
deren Seite öffnet dies natürlich Tür und Tor für einen
massiven Einsatz arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen oh-
ne die notwendige Zielgruppenorientierung. 

32  Ferner können Arbeitslose, die bereits länger als drei Mo-
nate erfolglos auf Stellensuche sind, beim Arbeitsamt ei-
nen Vermittlungsgutschein beantragen und einen privaten
Arbeitsvermittler zur Stellensuche beauftragen. Auch Teil-
nehmer von ABM oder SAM haben diesen Anspruch. Der
Wert der Gutscheine ist nach der Dauer der Arbeitslosig-
keit gestaffelt, die Auszahlung des Gutscheins erfolgt nach
erfolgreicher Vermittlung in zwei Raten, die zweite Rate ist
erst nach sechs Monaten nachhaltiger Beschäftigung fäl-
lig; vgl. § 421g SGB III. Die Quote der Vermittlungen auf-
grund der Gutscheine – bis einschließlich August 2003
wurden insgesamt rund 500.000 Gutscheine ausgehän-
digt, ca. 35.000 Vermittlungen wurden gemeldet, in etwas
über 7.400 Fällen wurde bereits die zweite Rate fällig – ist
bisher gering. Mit ein Grund hierfür ist, daß viele Arbeits-
lose ihren Vermittlungsgutschein häufig gar nicht einset-
zen; vgl. Eichhorst/Thode (2003, S. 61). 

33  Vgl. § 35 SGB III.

34  Ausgenommen sind Arbeitslose mit familiären Bindungen
und Stellensuchende, für die zu erwarten ist, daß sie in-
nerhalb von drei Monaten als Tagespendler eine Be-
schäftigung aufnehmen werden; vgl. § 121 SGB III.

35  Vgl. § 144 Abs. 1 Satz 2 SGB III.

36  Vgl. §§ 128, 144 SGB III.

37  Vgl. § 235c SGB III.

38  Vgl. § 261 Abs. 4 SGB III.
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39  Vgl. § 229 SGB III.

40  Vgl. z.B. Sachverständigenrat (2001, Zf. 188 ff.).

41  Bildungsgutscheine können seit dem 01.01.2003 von den
örtlichen Arbeitsämtern bei Vorliegen bestimmter Förder-
voraussetzungen an einen bildungsinteressierten Arbeits-
losen ausgehändigt werden. Dieser kann den Gutschein
bei einem für die Weiterbildungsförderung zugelassenen
Träger seiner Wahl einlösen. Letztlich entscheidet jedoch
der zuständige Arbeitsberater/-vermittler, ob die Arbeitslo-
sigkeit auch ohne die Weiterbildung beendet werden kann
oder ob andere arbeitsmarktpolitische Instrumente zum
Einsatz kommen sollen. Ein Anspruch auf den Gutschein
besteht nicht.

42  Staatliche Institutionen sollen sich gerne nach wie vor der
Aufgaben annehmen, wenn sie in einem unverfälschten
Wettbewerb konkurrenzfähig sind.

43  Durch ein intelligentes Profiling läßt sich die Effizienz von
Beratungs- und Vermittlungsaktivitäten deutlich steigern,
die Dauer der Arbeitslosigkeit läßt sich dadurch signifikant
senken; vgl. z.B. Meyer (1995) und Robinson (2000). 

44  Vgl. z.B. IAB (2001, S. 4); zu den gesetzlichen Neuerungen
im Wortlaut siehe §§ 272 ff. SGB III.

45  Vgl. § 279a SGB III.

46  Seit 1998 führt die Teilnahme an Förderung der berufli-
chen Weiterbildung (FbW) nicht mehr zu einer Erneuerung
des Anspruchs auf Arbeitslosengeld, ABM und SAM blie-
ben von dieser Neuregelung bisher verschont.

47  Vgl. Berthold/Fehn (1997).

48  Vgl. Schröder (2003). Unklar bleibt auch, was mit den
„neuen Strukturen” gemeint sein soll, die, wenn aufge-
baut, offenkundig den zweiten Arbeitsmarkt entbehrlich
machen.

49  Vgl. Hartz et al. (2002, S. 148).

50  Vgl. § 37c SGB III, in Kraft seit 01.01.2003.

51  Vgl. Eichhorst/Thode (2003, S. 66 ff.).

52  Zu den Neuerungen im Wortlaut vgl. §§ 1-20 Arbeitneh-
merüberlassungsgesetz.

53  Vgl. Hartz et al. (2002, S. 152).

54  Vgl. Mitlacher/Oechsler (2003). 

55  Nach jüngsten Umfragen gehen mehr als 85 % der Zeitar-
beitsbetriebe davon aus, daß die Personalkosten in Folge

der gesetzlichen Neuregelung zum Teil wesentlich steigen
werden; vgl. ZEW (2003).

56  Ausführlicher vgl. z.B. Scherl (2003, S. 12).

57  Es ist angesichts dessen auch nur gut so, daß das PSA-
Konzept statt in der von der Hartz-Kommission ange-
dachten Megadosis von jährlich 500.000 Eintritten nur in
einer Minidosis umgesetzt wird. Die Bundesanstalt für Ar-
beit plant, rund 800 PSA einzurichten, in denen etwa
40.000 Arbeitslose beschäftigt werden sollen; vgl. Auto-
rengemeinschaft (2003, S. 29). Zum August 2003 waren
laut Angaben der Bundesanstalt für Arbeit insgesamt rund
15.000 Arbeitslose in PSA angestellt.

58  Es ist gegenwärtig davon auszugehen, daß sich das
Grundsicherungsniveau und die Hinzuverdienstmodalitä-
ten kaum von den bisherigen Regelungen unterscheiden
werden. Bei Übergängen aus dem Bezug von Arbeitslo-
sengeld ist sogar ein auf zwei Jahre befristeter degressi-
ver Zuschlag zum Grundsicherungsniveau vorgesehen.
Anreize zur Aufnahme eines niedrig entlohnten Jobs sol-
len lediglich dadurch gefördert werden, daß die Bundes-
anstalt für Arbeit einen zeitlich befristeten Arbeitnehmer-
zuschuß, ein sogenanntes Einstiegsgeld, zugeschnitten
auf den Einzelfall, mindestens für 6 und höchstens für 24
Monate erbringen kann. Näheres dazu soll noch vom
BMWA durch eine Rechtverordnung bestimmt werden.

59  Nicht nur daß die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und
Sozialhilfe in die völlig falsche Richtung, nämlich „Zentra-
lisierung und möglichst wenig Wettbewerb” läuft, auch
hinsichtlich der Gemeindefinanzen wird eine große Chan-
ce vertan. Statt den Kommunen endlich autonome und
flexible Einnahmen zu verschaffen, entscheidet man sich
für eine Weiterführung der Verunselbständigung der Kom-
munen. Der gegenwärtig beschrittene Weg einer „Restau-
rierung” der modrigen Gewerbesteuer paßt allerdings gut
zu dem bedauerlichen systematischen Brachlegen dezen-
traler Aufgabenkompetenzen.

60  Vgl. z.B. BMWA (2003, S. 11) und Berthold (2002).

61  Wenn Bundeskanzler Schröder (2003) am 14. März 2003
in seiner Regierungserklärung vor dem Deutschen Bun-
destag in diesem Zusammenhang sagt: „Diese Regelung
soll die Kommunen nicht von ihrer Verantwortung entbin-
den, mitzuhelfen und alles dafür zu tun, daß Menschen
Arbeit in den Strukturen finden, die bei den Kommunen
aufgebaut worden sind. Die unterschiedliche Finanzierung
darf nicht zu geteilter Verantwortung führen”, dann ist ihm
zu erwidern: „Ohne Verantwortung keine Finanzierung und
ohne Finanzierung keine Verantwortung!“ Derartig funda-
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mentale ökonomische Zusammenhänge können ernsthaft
nicht einfach beiseite geschoben werden. Dezentrales
Problemlösungspotential muß durch klar zugeteilte Ver-
antwortlichkeiten aktiviert werden, Finanzierung und
Durchführung einer Aufgabe gehören zusammen. 

62  In Deutschland liegen die Sozialeinkommen und die pro-
blemgruppenrelevanten Arbeitseinkommen sehr dicht bei-
einander, zudem weist die Lohnverteilung im Vergleich zu
beschäftigungspolitisch erfolgreicheren Ländern sowohl
eine niedrige Varianz als auch niedrige Prämien für Bildung
und Berufserfahrung auf; vgl. exemplarisch Prasad (2000).
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1 Der bundesdeutsche 
Arbeitsmarkt 2003

In den 90er Jahren erreichte die Arbeitslosigkeit in
Deutschland fortlaufend neue Rekordhöhen. Der
vorläufige Gipfel wurde 1997 mit einer jahresdurch-
schnittlichen Arbeitslosenquote von 11,4 % erreicht
(vgl. Abb. 1). Zwar führte der letzte Konjunkturauf-
schwung von 1997 bis 2001 zu einem Rückgang der
Arbeitslosigkeit. Inzwischen hat aber die Arbeitslo-
sigkeit wieder zugenommen. Spiegelbildlich zum
Verlauf der Arbeitslosenquote entwickelte sich die
Erwerbstätigenquote. Bei einer vermutlich weiteren
Verschlechterung der Arbeitsmarktlage in 2004 wird

sich der Trend zu einer sich von Rezession zu Rezes-
sion aufschaukelnden Arbeitslosigkeit (zumindest in
den absoluten Zahlen) wohl fortsetzen.

Die Gründe für die hohe Arbeitslosigkeit sind viel-
schichtig. Auslöser war der Anstieg des Erwerbs-
personenpotentials (vor allem hervorgerufen durch
die geburtenstarken Jahrgänge der Nachkriegs-
zeit), die seit 1970 wachsende Erwerbsbeteiligung
(insbesondere verheirateter Frauen) und die Zu-
wanderung von Übersiedlern, Aussiedlern und Aus-
ländern. Ohne diesen Anstieg des Arbeitskräftean-
gebots wären die Rezessionen im Gefolge der Öl-
preisschocks wohl relativ unbeschadet überwun-

den worden. Die
Entwicklung der
heimischen Be-
völkerung und
deren Erwerbs-
neigung bilden
aber auf kurze
und mittlere Frist
feste Rahmen-
bedingungen,
mit denen sich
Politik, Wirt-
schaft und Ar-
beitsmarkt aus-
einandersetzen
müssen. Der An-
stieg des Er-
werbspersonen-
potentials wäre
in der Vergan-
genheit nur zu
bewältigen ge-
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wesen durch ein höheres und auch beschäftigungs-
wirksameres Wirtschaftswachstum. Mehr Wirt-
schaftswachstum konnte nicht erreicht werden,
weil man nicht genügend in zukunftsträchtige Pro-
dukte investiert hat und zu wenig neue Märkte er-
schlossen wurden. Auf der anderen Seite flossen
aber weiterhin hohe Subventionen in den Erhalt
veralteter Produktionsstrukturen, wie den Kohle-
bergbau, die Werften und die Landwirtschaft, so
daß Deutschland gerade im High-Tech-Bereich
seine Potentiale nicht voll ausschöpfen konnte. Da-
mit wurde aber letztendlich auch der notwendige
Strukturwandel, die Transformation einer sekundä-
ren in eine tertiäre Ökonomie, unnötig behindert.
Die gegenwärtig hohe strukturelle Arbeitslosigkeit
kann somit als Begleiterscheinung des nicht wirk-
lich bewältigten Übergangs gesehen werden.

Bei gegebenem Wachstum hängt die Beschäfti-
gungswirkung des Wirtschaftswachstums vor al-
lem ab von der Entwicklung der Arbeitsproduktivi-
tät pro Stunde und der durchschnittlichen Jahres-
arbeitszeit je Erwerbstätigen. Der hohe Produktivi-
tätszuwachs bewirkte, daß die westdeutsche
Volkswirtschaft ihre Güter und Dienstleistungen mit
immer weniger Arbeitsvolumen bereit stellen konn-
te. Als Gründe hierfür sind zu nennen: der durch
mehr Kapitaleinsatz erzielte technische Fortschritt,
das über höhere Bildungsinvestitionen gestiegene
Qualifikationsniveau der Beschäftigten und die ho-
hen Lohnstückkosten, die auch eine Folge der Wie-
dervereinigung sind. So wurde der Faktor Arbeit mit
den Kosten der Wiedervereinigung übermäßig
belastet, was mittlerweile zu einem beträchtlichen
„Abgabenkeil” zwischen betrieblichen Arbeitsko-
sten und ausgezahltem Nettolohn geführt hat. Die
hohen Arbeitskosten wirkten de facto als „Produk-
tivitätspeitsche”, so daß Arbeitsplätze mit niedri-
gem Qualifikationsniveau wegrationalisiert bzw. ins
Ausland verlagert wurden. Zum Teil wurden sie

auch durch Schwarzarbeit ersetzt. Die Reduktion
der tariflichen Wochenarbeitszeit und mehr Teilzeit
haben ebenfalls zum Anstieg der Stundenprodukti-
vität beigetragen. Beides hat aber durch eine Um-
verteilung des gesamtwirtschaftlichen Arbeitsvolu-
mens auf mehr „Köpfe” auch für zusätzliche Be-
schäftigungsmöglichkeiten gesorgt. Zu erwähnen
ist schließlich, daß die Beschäftigungsdynamik ne-
gativ durch Arbeitsmarkt- und Produktmarktregu-
lierungen beeinflußt wird.

Neben schwankenden Konjunkturlagen verschärfte
auch die Wiedervereinigung die Probleme am Ar-
beitsmarkt. Durch die Währungsumstellung im Ver-
hältnis 1:1 und eine Lohnpolitik, die sich im we-
sentlichen an der raschen Angleichung der ost-
deutschen Löhne an das Westniveau orientierte,
waren die Ausgangsbedingungen für die ostdeut-
sche Wirtschaft denkbar schlecht. Seit 1990 wur-
den zwar erhebliche Fortschritte erzielt, etwa beim
Ausbau der Infrastruktur. Zwar wurde bei der Er-
werbstätigenquote das Niveau Westdeutschlands
erreicht. Allerdings ist damit in Ostdeutschland eine
wesentlich höhere Arbeitslosigkeit bzw. Unterbe-
schäftigung verbunden, weil dort die Erwerbsquote
der Frauen höher ist als in Westdeutschland. Auch
ist der Strukturwandel nach wie vor noch nicht ab-
geschlossen, wie die derzeitige Umschichtung zu-
gunsten der Industrie und zu Lasten des (überdi-
mensionierten) Bausektors signalisiert. Doch
stimmt die Expansion im verarbeitenden Gewerbe
zuversichtlich, zumal die Industrie auch maßgebli-
cher Auftraggeber für hochwertige Dienstleistun-
gen ist.

Die gegenwärtige Arbeitsmarktlage in Deutschland
ist also – trotz einzelner positiver Signale – nach wie
vor von hoher Arbeitslosigkeit geprägt, die konjunk-
tureller, aber noch mehr struktureller Natur ist. Allen-
falls ein hochqualifizierter und spezialisierter Arbeits-
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kräftebedarf kann nicht überall ausreichend gedeckt
werden. Kurzfristige Besserung ist kaum in Sicht.
Die abflauende Weltkonjunktur, die „Gründerkrise”
in den e-basierten Dienstleistungsbranchen sowie
die Ereignisse des 11. September 2001 bis hin zum
Irak-Krieg haben alle Hoffnungen auf eine rasche
Belebung am Arbeitsmarkt zunichte gemacht. Auch
im Jahr 2003 ist es somit zu einem weiteren
Rückgang der Beschäftigung und einem Anstieg
der Arbeitslosigkeit gekommen (vgl. Abbildung 1).

Auch wenn vorliegende Projektionen in der länge-
ren Frist berechtigte Hoffnung auf eine Besserung
der Arbeitsmarktlage machen, so kann die Ge-
schwindigkeit nicht befriedigen, mit der sie unter
Status-quo-Bedingungen erreichbar sein dürfte.
Die derzeit unerträglich hohe Arbeitslosigkeit er-
zeugt einen enormen Handlungsdruck. Grund-
voraussetzung für einen schnelleren Abbau der
Arbeitslosigkeit ist ein höheres Wirtschaftswach-
stum. So hat es in den letzten Jahrzehnten nur
dann einen deutlichen Rückgang der Arbeitslosig-
keit gegeben, wenn nennenswertes Wachstum er-
zielt wurde. Auch ist es ausgesprochen schwierig,
in einer primär makroökonomisch bedingten Re-
zession mit strukturellen und arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahmen Arbeitsplätze zu schaffen.

Wenn das Wirtschaftswachstum beschäftigungsin-
tensiver bzw. die Beschäftigungsschwelle niedriger
werden sollen, müssen gleichwohl strukturelle
Reformen in Angriff genommen werden. Mit diesen
Maßnahmen ist auf den Güter- und Faktormärkten
überall dort anzusetzen, wo staatliche Regulierun-
gen einen schnelleren Abbau der Unterbeschäfti-
gung behindern.

Nur mit einem aufeinander abgestimmten Bündel
von Einzelmaßnahmen, das sowohl wachstums-
schaffende Maßnahmen als auch Strukturreformen

umfaßt, können die Arbeitsmarktprobleme in einem
akzeptablen Zeitraum gelöst werden. Dabei muß
die Beschäftigungspolitik nicht nur eine Antwort auf
die Frage geben, wie das beträchtliche gesamtwirt-
schaftliche Arbeitsplatzdefizit abgebaut werden
kann, sondern sich darüber hinaus mit dem Pro-
blem auseinandersetzen, wie wettbewerbsschwä-
cheren Arbeitnehmern Einstiegsmöglichkeiten auf
dem Arbeitsmarkt eröffnet werden können. Genau
an dieser Stelle setzen Maßnahmen der aktivieren-
den Arbeitsmarktpolitik an.

2 Aktivierende Arbeitsmarktpolitik:
Ziele und Befunde

Arbeitsmarktpolitik und Beschäftigungsförderung
sind gleichermaßen Handlungsfelder wie politi-
scher Auftrag. Sie wirken jedoch keineswegs iso-
liert, sondern in Interdependenz mit vielen benach-
barten Politikbereichen. Innerhalb des politischen
Interaktionssystems hat die Förderung der Arbeits-
aufnahme, die „aktive Arbeitsmarktpolitik”, eine
ambivalente Rolle: Einerseits ist die Komplementa-
rität zu anderen Politikfeldern, wie der Wirtschafts-
politik, der Finanzpolitik, der Strukturpolitik, der So-
zialpolitik und der Bildungspolitik, wichtige Voraus-
setzung für Erfolge am Arbeitsmarkt. Andererseits
können ihre Bemühungen durch unbeabsichtigte
Substitution oder gar Konkurrenz konterkariert
oder zumindest in ihrer Wirkung geschwächt wer-
den. So mußte die Bundesanstalt für Arbeit (BA) in
jüngerer Vergangenheit nicht selten versuchen, Ver-
säumnisse und Unzulänglichkeiten fehlgeleiteter
Wirtschafts- und Sozialpolitik zu kompensieren,
ohne jedoch über die geeigneten Instrumente und
die nötigen Ressourcen zu verfügen. Auch die All-
tagserfahrung lehrt: Vernetztes Denken und Han-
deln ist geboten, Einzelaktionen und unstrukturier-
te Maßnahmen sind wenig erfolgversprechend.
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Gleichwohl liegt es in der Verantwortung der Ar-
beitsmarktpolitik, Impulse zur Wiederherstellung
des Gleichgewichts am Arbeitsmarkt zu geben.

Trotz der angespannten Situation auf dem Arbeits-
markt und dem hohen Erfolgsdruck, der auf den
Politikverantwortlichen lastet, ist hektischer Aktio-
nismus zu vermeiden. Die immense Bedeutung, die
die aktive Teilhabe am Erwerbsleben sowohl für
den einzelnen als auch für die Gesellschaft besitzt,
erfordert ein entschlossenes, umsichtiges und
planvolles Handeln – wie der soziale Sprengstoff,
der in den Spannungen am Arbeitsmarkt liegt.
Mittelknappheit und Budgetrestriktionen verlangen
einen gewissenhaften Umgang mit Steuermitteln
und insbesondere eine sorgfältige Bewirtschaftung
der Gelder, die als Beiträge der Versichertenge-
meinschaft in die Kassen der Arbeitslosenversiche-
rung fließen.

Damit rücken (nachhaltige) Effektivität und Effizienz
des Mitteleinsatzes ganz selbstverständlich in den
Mittelpunkt arbeitsmarktpolitischer Überlegungen
und Programme. Bei der Bewältigung dieser
Herausforderungen werden die politischen Ent-
scheidungsträger unterstützt durch wissenschaftli-
che Begleitforschung und Evaluation, die wiederum
einem gesetzlichen Auftrag (§§ 280 ff. SGB III) fol-
gen. Letztendlich tragen damit die Politikberater
wie die Intermediäre und Umsetzer des politischen
Willens in Arbeitsämtern, Verwaltungen, Institutio-
nen und Organisationen eine Mitverantwortung für
den Arbeitsmarkt.

Zur Flankierung der Beschäftigungspolitik konzen-
trieren sich die Instrumente der Aktivierung vor
allem auf die Angebotsseite des Arbeitsmarktes,
namentlich auf die Arbeitslosen. Angefangen von ei-
ner höheren Verbindlichkeit des Maßnahmeein-
satzes bis hin zur Verringerung von Lohnersatzlei-

stungen sollen vor allem Anreize zur Stärkung der
Eigeninitiative und zur Erhöhung der Suchintensität
gesetzt werden. Von Seiten des Arbeitsamtes soll
die Arbeitsplatzsuche insbesondere durch eine
effektive Vermittlung unterstützt und intensiviert
werden. Höhere Markttransparenz verspricht eine
verringerte Suchdauer und eine erhöhte Alloka-
tionseffizienz auf dem Arbeitsmarkt. Von einer Neu-
ausrichtung der Instrumente erhofft man sich eine
paßgenauere Betreuung der Klientel, die nicht nur
zu einer Verbesserung der Wiedereingliederungs-
chancen führen, sondern auch eine effizientere Mit-
telverwendung gewährleisten soll. Gezielte Qualifi-
zierungsmaßnahmen können helfen, die Potentiale
der Teilnehmer auch entsprechend der betrieblichen
Bedarfslagen weiterzuentwickeln. Sie verbessern
nicht nur die individuelle Wettbewerbsfähigkeit,
sondern erhöhen auch das gesamtwirtschaftlich
verfügbare Humankapital – eine wesentliche Vor-
aussetzung zur Bewältigung des Strukturwandels.

Generell zielt aktivierende Arbeitsmarktpolitik auf
den Erwerb, den Erhalt und den Ausbau der Be-
schäftigungsfähigkeit. Die Voraussetzungen für die
individuelle Beschäftigungsfähigkeit bilden somit
die strategischen Ansatzpunkte für Aktivierung: so-
ziale Stabilität, fachliche Kenntnisse, Schlüsselqua-
lifikationen und soziale Kompetenzen, Suchfähig-
keiten sowie Flexibilitäts- und Konzessionsbereit-
schaft. Wird auf diese Weise der Ausgleich am Ar-
beitsmarkt in qualitativer wie auch quantitativer
Hinsicht verbessert, erleichtert das nicht nur dem
einzelnen die Rückkehr in den regulären Arbeits-
markt, sondern entlastet zugleich Beitragszahler
und öffentliche Hand von den hohen Kosten der
Arbeitslosigkeit. Ein möglichst  optimaler Ausgleich
am Arbeitsmarkt durch möglichst optimale Alloka-
tion von Arbeitskräften schafft zudem bessere Vor-
aussetzungen für einen beschäftigungswirksamen
Wirtschaftsaufschwung.
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Instrumente der Aktivierung setzen grundsätzlich
da an, wo Anreize von Erwerbslosen zur Aufnahme
einer Arbeit zu verbessern sind. Dabei können sie
zunächst auf eine stärkere Verbindlichkeit des
Maßnahmeeinsatzes zielen, als „Test für die Ar-
beitsneigung”. Dazu zählt u.a. die Vermeidung von
„Einsperreffekten”, wenn z.B. ein vorzeitiger Aus-
stieg aus einer Maßnahme wegen der Aufnahme
einer Beschäftigung nicht nur geduldet, sondern
durchaus erwünscht ist.

Ein zweiter Typ von Instrumenten einer aktivieren-
den Arbeitsmarktpolitik setzt bei der Gewährung
von Lohnersatzleistungen an. Dabei ist einerseits
an Anreize zu denken, die die Eigeninitiative stär-
ken und die Suchintensität erhöhen sollen (z.B.
Wiedereingliederungsprämien für Erwerbslose bei
Aufnahme einer Beschäftigung). Dagegen sollen
Kürzungen beim Bezug von Lohnersatzleistungen
Druck erzeugen. 

Schließlich wird gemeinnützige Arbeit – in Anleh-
nung an die in angelsächsischen Ländern üblichen
„Workfare-Programme” – als wirksames Aktivie-
rungsinstrument vorgeschlagen. Es ist oft die einzi-
ge Möglichkeit, die tatsächliche Verfügbarkeit von
Erwerbslosen zu überprüfen und Beschäftigungs-
fähigkeit zu erhalten.

Betrachtet man zunächst die Aktivierungsinstru-
mente im einzelnen, so zeigt sich, daß auch jedes
für sich genommen nicht unumstritten ist: Ein-
schnitte bei den Lohnersatzleistungen stehen unter
Vorbehalt, weil sie auf wohlfahrtsstaatliche Grenzen
stoßen. Generell gilt, daß der Angebotsdruck zu-
nimmt, je weniger großzügig die Lohnersatzleistun-
gen ausfallen. Relevant sind dabei Höhe, Dauer
und sonstige Bedingungen der Gewährung von
Leistungen. Während sich in den meisten OECD-
Ländern an der Substanz der Lohnersatzleistung

(also insbesondere an Höhe und Dauer) nur wenig
geändert hat, sind die Bedingungen für den Lei-
stungsbezug verschärft geworden. Dies betrifft zum
einen die Bestimmungen zur Zumutbarkeit (verfüg-
barer Arbeit), wobei weniger rechtliche Änderungen
im Vordergrund standen als vielmehr die Ausschöp-
fung gegebener Handlungsspielräume. Zum ande-
ren wurden zusätzliche Anforderungen an den Lei-
stungsbezug gestellt, z.B. durch individuelle Wie-
dereingliederungspläne, Berichte über Suchaktivi-
täten, häufiges Einbestellen oder intensiveres Case
Management mit fordernder Beratung.

Der Einsatz von gemeinnütziger Arbeit als Aktivie-
rungsinstrument hat ebenfalls Vor- und Nachteile.
Vorteile des Workfare-Ansatzes werden darin gese-
hen, daß er wegen geringer Vergütung der Teilneh-
mer die Suchintensität von Hilfe-Empfängern hoch
hält, schattenwirtschaftliche Aktivitäten einschränkt,
Humankapitalverlusten tendenziell entgegenwirkt
und nützliche öffentliche Dienste leistet. Nachteilig
kann sich erstens auswirken, daß den Programmen
ein gewisser Zwangscharakter anhaftet, der zu einer
Stigmatisierung und damit zu Problemen beim Über-
gang in den ersten Arbeitsmarkt führen kann.
Zweitens sind bei Workfare-Programmen Verdrän-
gungseffekte zu Lasten der Privatwirtschaft beson-
ders dann nur schwer zu vermeiden, wenn sie in gro-
ßem Stil durchgeführt werden. Drittens dürften selbst
bei einer Vergütung, die sich am bisherigen Sozialhil-
feniveau des Workfare-Beschäftigten orientiert, be-
trächtlicher Koordinierungsbedarf und damit Koordi-
nationskosten entstehen (wie Arbeitsplatz-, Einarbei-
tungs- und Managementkosten). Viertens können
Workfare-Programme zwar als Test für die Arbeits-
willigkeit gelten. Es kann aber zur Fehlallokation
kommen, wenn Maßnahmen, die auf sinnvolle Dien-
ste und Übergänge in den ersten Arbeitsmärkten zie-
len sollen, vorwiegend zur Prüfung der Arbeitsnei-
gung von Erwerbslosen verwendet werden. Dies al-
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les spricht nicht gegen einen Einsatz gemeinnütziger
Arbeit als Aktivierungsinstrument, wohl aber gegen
ihren Einsatz in großem Umfang.

Bei der Analyse der Effekte von Aktivierung ist zwi-
schen Mikro- und Makroebene und zwischen kurzer
und längerer Frist zu unterscheiden. Auf der Mikro-
ebene wäre zunächst an eine Verbesserung der Wie-
dereingliederungschancen von Erwerbslosen zu
denken. Diese – auf den ersten Blick – vorrangig so-
zialpolitische Maßnahme kann aber durchaus auch
ökonomische Effekte haben, z. B. den Erhalt von Hu-
mankapital. Ebenfalls auf der Mikroebene liegt die
erfolgreiche Wiedereingliederung von Erwerbslosen.
Dabei wäre zu zeigen, ob durch aktivierende Maß-
nahmen eine Einmündung in nicht-subventionierte
Beschäftigung gelungen ist, die ohne eine solche In-
tervention nicht möglich gewesen wäre. Schließlich
ist auch nach der Qualität der Wiedereingliederung
zu fragen. Im Vordergrund stehen dabei die längerfri-
stigen Auswirkungen auf die Stabilität der Beschäfti-
gung und auf das Einkommen.

Auch auf der Makroebene ist nach Fristen zu unter-
scheiden: In der kurzen Frist geht es zunächst vor-
rangig um eine temporäre Entlastung des Arbeits-
marktes, in der längeren um die nachhaltigen Wir-
kungen. Dabei ist an folgende Makroeffekte zu
denken:

n Erhöhung des effektiven Arbeitskräfteangebots:
Dies kann gesamtwirtschaftlich lohnmoderie-
rend wirken. Wären die Löhne entsprechend
elastisch, würde sich das neue Angebot eine
entsprechende Nachfrage schaffen.

n Vermeidung von Mismatch: Hintergrund hierfür
sind Stellenbesetzungsprobleme bei hoher Ar-
beitslosigkeit, z.B. in bestimmten Regionen oder
berufsfachlichen Teilarbeitsmärkten. So könnte

es gelingen, durch „aktivierte Bewerber” betrieb-
liche Aktivitätshemmnisse aufgrund von Fach-
kräftemangel zu beseitigen oder das Überstun-
denvolumen zu reduzieren.

n Mehr Markttransparenz und höhere Suchinten-
sität: Beides verringert die Suchzeiten und da-
mit möglicherweise die friktionelle Arbeitslosig-
keit. 

n Beeinflussung der Warteschlange: „Aktivierte”
könnten Personen aus der Stillen Reserve und
andere Nicht-Erwerbstätige teilweise zurück-
drängen.

n Veränderte Meldequote: Eine aktivierende Ar-
beitsmarktpolitik kann auch über eine geringere
Meldequote zur Reduzierung der Arbeitslosig-
keit beitragen. Das Register würde um Arbeits-
lose mit zu geringer Suchintensität bereinigt. Es
könnte aber auch der gegenteilige Effekt eintre-
ten: Die Meldequote steigt, weil sich Nicht-Er-
werbspersonen durch wirksame Eingliede-
rungshilfen ermuntert fühlen, am Arbeitsmarkt
aufzutauchen.

Evaluationsstudien zur Aktivierung aus anderen
Ländern zeigen zunächst eine hohe Wirksamkeit
von verbesserter Vermittlung und Beratung. Durch
einen höheren Verbindlichkeitsgrad kann – so diese
Studien – deren Effektivität weiter gesteigert wer-
den. Dies gelte auch für andere aktive Maßnahmen.
Aktivierung würde damit die Abgangswahrschein-
lichkeit aus Arbeitslosigkeit erhöhen. Sie führt ferner
dazu, daß sich Arbeitslose tendenziell aus dem Ar-
beitsmarkt zurückziehen (Bereinigung der Statistik).
Offen ist aber, wie stabil die Resultate im Zeitablauf
sind – eventuell löst ja die Aktivierung nur ein
„Strohfeuer” aus. Untersuchungen deuten darauf-
hin, daß es nach der Reintegration zu Lohnverlu-
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sten bei den Betroffenen kommen kann, vor allem
bei qualifizierten Arbeitslosen. Dies muß gesamt-
wirtschaftlich allerdings dann kein Problem sein,
wenn Aktivierung Aufwärtsmobilität in Gang setzt –
ansonsten könnte es zu Fehlallokationen kommen.

3 Beispiele für Aktivierung

3.1 Intensivierung der Vermittlung

Eine Intensivierung der Vermittlung könnte sowohl
die Dauer der Arbeitslosigkeit als auch die betrieb-
lichen Vakanzzeiten verkürzen. Von einer individuel-
leren Betreuung werden zudem paßgenauere Stel-
lenbesetzungen erwartet. Die Vorschläge hierzu
zielen – neben organisatorischen Reformen bei der
BA – besonders darauf ab, durch die verstärkte
Einschaltung privater Vermittler das Angebot an
Vermittlungsdienstleistungen zu erhöhen und so
den Wettbewerb unter den Vermittlern zu fördern.

Arbeitsmärkte sind „Suchmärkte”, auf denen Infor-
mationsunsicherheit vorherrscht. Das liegt daran,
daß die Arbeitsanbieter sehr unterschiedliche be-
rufliche, qualifikatorische und persönliche Befähi-
gungen mitbringen und die Arbeitgeber sehr diffe-
renzierte Vorstellungen von den Aufgaben haben,
die auf einem bestimmten Arbeitsplatz zu erfüllen
sind. Es gibt also nicht einen einzigen homogenen
Arbeitsmarkt, sondern viele heterogene Teilarbeits-
märkte – offenbar mit zunehmender Tendenz.

Ein Mechanismus, der die Informationsbeschaffung
erleichtert und so den Arbeitsmarktausgleich för-
dert, ist die Arbeitsvermittlung. Die Filterung und
Bereitstellung von Informationen ist zunächst eine
marktfähige Dienstleistung, die von den Kunden
dann nachgefragt wird, wenn sie sich gegenüber
anderen Suchwegen als vorteilhaft erweist. Hier ist

auch Raum für private Anbieter von Vermittlungslei-
stungen.

Daneben ist die Arbeitsvermittlung aber auch eine
bedeutende öffentliche Intervention in private
Suchprozesse. Die Förderung des Arbeitsmarkt-
ausgleichs durch die Vermittlung arbeitsloser Ar-
beitssuchender in Beschäftigung ist die Hauptauf-
gabe der Bundesanstalt für Arbeit. Vorrangige
Klientel der öffentlichen Arbeitsvermittlung sind da-
bei Arbeitssuchende und Betriebe, die bei Selbst-
suche auf dem Arbeitsmarkt nur geringe Erfolgs-
aussichten bzw. hohe Suchkosten hätten. Insofern
greift die öffentliche Arbeitsvermittlung in Suchpro-
zesse ein und verändert sie zugunsten schwäche-
rer Marktteilnehmer. 

Die öffentliche Arbeitsvermittlung ist – im Gegen-
satz zur privaten – nicht auf Gewinnerzielung ge-
richtet und bietet ihre Dienste unentgeltlich an,
wenn auch nicht kostenlos. Da deshalb Gewinne
oder Verluste im betriebswirtschaftlichen Sinne
nicht ermittelt werden können, ist die Effizienz öf-
fentlicher Arbeitsvermittlung nach anderen Kriterien
zu beurteilen. Die bisher verwendeten Kennziffern
(z.B. Zahl der Vermittlungen, Anteil der vermittelten
an allen neuen Beschäftigungsverhältnissen) sind
hierfür kaum geeignet, weil sie auf wenig aussage-
kräftigen und schwer nachprüfbaren Bruttoeffekten
beruhen.

Zu Nettoeffekten auf der Mikroebene führt Arbeits-
vermittlung aber nur dann, wenn ein Beschäfti-
gungsverhältnis anderweitig nicht zustande ge-
kommen wäre. Untersuchungen zum Nettonutzen
der Arbeitsvermittlung sind bisher rar und liegen le-
diglich für Nordamerika (Bishop 1992) sowie für ei-
nige europäische Länder im Rahmen einer generel-
len Evaluierung arbeitsmarktpolitischer Maßnah-
men in eingeschränkter Form vor (Eichhorst/Profit/
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figer eingeschaltet wurden. Trotzdem darf der stei-
gende Marktanteil privater Dienstleister nicht darü-
ber hinwegtäuschen, daß ihre quantitative Bedeu-
tung noch immer sehr gering ist (vgl. Abbildung 2).
Vielleicht sind aber deren Impulse zur Veränderung
der öffentlichen Arbeitsvermittlung ihr größter Ver-
dienst. Diese wird immer weniger mit der – ange-
sichts begrenzter Ressourcen – unrealistischen Er-
wartung konfrontiert, für alles und jeden ein Ange-
bot parat haben zu müssen. Vielmehr kann die öf-
fentliche Arbeitsvermittlung ihre Reputation darauf
gründen, überzeugende Lösungen für die Fälle zu
liefern, in denen der Markt allein nicht helfen kann.
Außerdem setzt ein Wettbewerb um kreative Lösun-
gen ein, der die – weiterhin dominante – öffentliche
Arbeitsvermittlung ausdrücklich einschließt.

Die wachsende
Verbreitung pri-
vater Personal-
dienstleister er-
öffnet darüber
hinaus eine wei-
tere Option für
die öffentliche Ar-
beitsvermittlung.
Öffentliche und
private Vermittler
können vermehrt
zusammenarbei-
ten – zum Nutzen
ihrer gemeinsa-
men Klientel. An-
gesichts der bis-
her eher dürfti-
gen Vermittlungs-
resultate im pri-
vatwirtschaftli-
chen Bereich hat
der Gesetzgeber

Thode 2001). In bezug auf die Arbeitssuchenden
kommen die Untersuchungen zu dem Ergebnis,
daß die Aktivitäten der öffentlichen Arbeitsvermitt-
lungsdienste einen nachhaltigen Beitrag zur Verrin-
gerung der Dauer der Arbeitslosigkeit leisten kön-
nen. Beim Effizienzvergleich mit anderen betriebli-
chen Rekrutierungswegen (z.B. eigenen Inseraten)
schneidet die öffentliche Arbeitsvermittlung aber
nicht immer gut ab.

Mit der Liberalisierung der Personaldienstleistungen
in den letzten Jahren sollten zusätzliche personelle
Ressourcen für den Arbeitsmarkt erschlossen wer-
den. Dies ist insoweit gelungen, als private Perso-
naldienstleiter in den Bereichen Arbeitsvermittlung
und Arbeitnehmerüberlassung zuletzt immer häu-
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1994 1996 2001 1994 1996 2001 1994 1996 2001 1994 1996 2001

 Eigene Inserate 51  50  50  42  39  37  24  23  25  16  13  14  

 Antwort auf 
 Inserate Arbeitsuchender

6  6  8  3  1  2  6  4  7  2  1  2  

Stellenangebote im Internet
(ohne SIS und AIS)

30  6  15  3  

 Arbeitsamt 32  38  41  13  13  11  37  49  51  22  34  26  

 Private Arbeitsvermittlung 2  2  5  1  2  2  2  1  3  1  1  1  

 Aushang am Werkstor 3  4  4  1  1  1  2  1  1  1  0  0  

 Interne Stellenausschreibung 14  17  27  2  3  3  7  6  9  2  2  2  

 Auswahl aus
 Initiativbewerbungen

18  18  30  12  12  13  18  13  26  17  9  22  

 Mitarbeiterhinweise 25  24  31  16  15  18  36  28  28  27  18  21  

 Ohne Angabe 10  14  7  12  22  9  

 Summe 151  159  226  100  100  100  132  125  165  100  100  100  

 Suchwege

OstdeutschlandWestdeutschland

Beschrittener 
Suchweg

Erfolgreicher 
Suchweg

Beschrittener 
Suchweg

Erfolgreicher 
Suchweg

Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB-Erhebung zum gesamtwirtschaftlichen 
Stellenangebot).

Abb. 2: Einschaltung und Erfolge verschiedener betrieblicher Suchwege in % (1994, 1996, 2001)
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auch die Möglichkeiten der Zusammenarbeit von
öffentlicher und privater Arbeitsvermittlung verbes-
sert. Die durch das Job-AQTIV-Gesetz eingeleitete
Reform des SGB III sieht vor, daß ein Arbeitsloser
vom Arbeitsamt die Beauftragung eines Dritten mit
der Vermittlung verlangen kann, wenn er drei Monate
nach Eintritt seiner Arbeitslosigkeit noch ohne Be-
schäftigung ist.

Bei der Festlegung der Frist sind mögliche Mitnah-
meeffekte zu beachten. Das Geld für die Vermitt-
lungshonorare an die Agenturen wäre dann nicht
gut angelegt, wenn die Arbeitslosen auch ohne
externe Hilfe – was in der Realität nicht selten ist –
leicht eine Stelle finden könnten. Erste Erfahrungen
mit den Vermittlungsgutscheinen zeigen allerdings
eine eher geringe Nutzung. Dies dürfte vor allem
daran liegen, daß die Dotierung für die schwerver-
mittelbaren Personengruppen aus Sicht der priva-
ten Arbeitsvermittler nicht als „üppig” zu bezeich-
nen ist. Eine Zielgruppenorientierung („Profiling”)
könnte helfen, die Verwendung der Gutscheine auf
wettbewerbsschwächere Arbeitnehmer zu be-
schränken. Dies böte die Chance, den Wert der
Gutscheine bei insgesamt gleichem Mitteleinsatz
für den Einzelfall zu erhöhen. Anders als heute
könnte es bei einer stärkeren Nutzung der Gut-
scheine ein noch breiter gefächertes Spektrum von
privaten Personaldienstleistungen geben – nicht
zuletzt für schwervermittelbare Personengruppen.

Selbst wenn die Potentiale der privaten Arbeitsver-
mittlung zur direkten Senkung der Arbeitslosigkeit
eher begrenzt sind, so dürfen indirekte Effekte priva-
ter Vermittlungsaktivitäten auf die Beschäftigungssi-
tuation von Arbeitslosen nicht außer acht gelassen
werden. Mehr Abwerbung und vorrangig Bestenver-
mittlung (Stichwort „Rosinenpicken”) durch private
Agenturen sind keinesfalls nur negativ zu sehen. So
ist im Zuge von Stellenbesetzungen immer auch an

Mobilitätsketten zu denken. Finden beispielsweise
unterwertig eingesetzte Arbeitnehmer durch private
Arbeitsvermittlung eine höherwertige Stelle, kann
dies im Zuge der notwendigen Wiederbesetzung
auch Einstiegsmöglichkeiten für Arbeitslose mit
schlechteren Arbeitsmarktchancen eröffnen.

Mehr Wettbewerb in der Arbeitsvermittlung über
zusätzliche private Dienstleister kann durchaus ei-
nen Beitrag dazu leisten, den Arbeitsmarktaus-
gleich zu verbessern. Gleichwohl sollten die be-
schäftigungsfördernden Wirkungen eines – selbst
gut positionierten und wohl reputierten – Vermitt-
lungssystems weder überschätzt noch unter-
schätzt werden. Da grundsätzlich Personalverant-
wortliche in Betrieben und nicht Vermittler über Ein-
stellungsbedarf und Stellenbesetzung entscheiden,
dürfte der beschäftigungsschaffende Beitrag der
Arbeitsvermittlung – ob öffentlich oder privatwirt-
schaftlich organisiert – immer nur begrenzt sein.

Unter bestimmten Bedingungen können aber zu-
sätzliche Vermittlungen positive Arbeitsmarktwir-
kungen auslösen. Würde es beispielsweise gelin-
gen, latenten betrieblichen Beschäftigungsbedarf
z.B. durch aktive Angebote zur Behebung von
Fachkräftemangel zu wecken, führten Vermittlun-
gen zu mehr Beschäftigung. Ein ähnlicher Effekt
würde erreicht, wenn zwar nicht zusätzliche Stellen
geschaffen werden, das vorhandene Stellenange-
bot durch verstärkte Vermittlung aber rascher be-
setzt werden kann. Friktionell bedingte Bestände
an offenen Stellen würden also gesenkt. Über den
Zeitgewinn könnten so das Beschäftigungsvolu-
men erhöht und die Kosten der Arbeitslosigkeit ge-
senkt werden, wenn auch in eher bescheidenem
Umfang.

Schließlich können die Aktivitäten der Arbeitsver-
mittlung Einfluß auf die Umverteilung von Beschäf-
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tigungschancen und Arbeitslosigkeitsrisiken zu-
gunsten ihrer Klientel nehmen. Verfolgten die Ar-
beitsvermittlung der Bundesanstalt für Arbeit und
mit ihr kooperierenden privaten Agenturen eine Ak-
tivierungsstrategie, so dürfte dies die Suchintensi-
tät bei Arbeitslosen mit Anspruch auf Lohnersatz-
leistungen erhöhen. 

Durch die „Bevorzugung” arbeitsloser Leistungs-
bezieher kann es dann zur „Verdrängung” anderer
Gruppen kommen (z.B. von Personen aus der sog.
„Stillen Reserve”), die sich in einem Abbau der regi-
strierten Arbeitslosigkeit und Einspareffekten in den
Sozialhaushalten niederschlagen. Nachteile für die
„Verdrängten” müßten aber zugunsten der Arbeits-
losenversicherung in Kauf genommen werden.

3.2 Leiharbeit als
arbeitsmarktpolitisches Instrument

Von der Deregulierung der Leiharbeit verspricht
man sich eine Ausweitung dieses Beschäftigungs-
segments und die Erschließung zusätzlicher Be-
schäftigungspotentiale. Vor allem bei den Firmen,
die Leiharbeit in Anspruch nehmen (Entleiher), er-
wartet man eine Effizienzsteigerung über eine ver-
besserte Auslastung des Faktors Arbeit. So müs-
sen für Spitzenbelastungen bzw. kurzfristige Ar-
beitsausfälle (z.B. wegen Krankheit) keine oder we-
niger zusätzliche Arbeitskräfte vorgehalten werden.
Darüber hinaus rechnet man auch mit einer Aus-
weitung der regulären erwerbswirtschaftlichen Be-
schäftigung dadurch, daß Tätigkeiten „gepoolt”
werden können, für die sich aus Sicht des Betrie-
bes oder des privaten Haushaltes eine regelmäßige
Dauerbeschäftigung nicht lohnt. Zudem kann Leih-
arbeit auch in der aktiven Arbeitsmarktpolitik ge-
nutzt werden, weil sie den Arbeitsmarkteinstieg er-
leichtert.

Die Leiharbeit hat sich in den letzten 15 Jahren zu
der am schnellsten wachsenden Beschäftigungs-
form in Deutschland entwickelt (vgl. Abbildung 3).
Dennoch bleibt ihr Beschäftigungsbeitrag noch
immer deutlich hinter dem in anderen Ländern
zurück. Leiharbeit ist gekennzeichnet durch eine
Dreieckkonstellation, in der ein Arbeitgeber (Verlei-
her) einem Dritten (Entleiher) Arbeitskräfte (Leihar-
beitnehmer) zur Arbeitsleistung überläßt. Die Betei-
ligung von drei Parteien führt dabei typischerweise
zu einem Auseinanderfallen von Arbeitsverhältnis
(zwischen Verleiher und Leiharbeitnehmer) und Be-
schäftigungsverhältnis (zwischen Entleiher und
Leiharbeitnehmer).

Zwar haben Betriebe durchaus ein ökonomisches
Interesse an stabilen und dauerhaften Arbeitsbe-
ziehungen. Zugleich benötigen sie aber immer
auch ein gewisses Flexibilitätspotential zur Anpas-
sung personeller Kapazitäten an Nachfrage-
schwankungen. Leiharbeit ist dabei eine Form der
betriebsexternen Anpassung, die eine quantitative
Variation des Arbeitsvolumens erlaubt. Sie bedient
eher eine temporär anfallende Arbeitsnachfrage,
die mit der Stammbelegschaft im Entleihbetrieb
nicht so ohne weiteres abgefangen werden kann. 

Leiharbeitnehmer sind für den Entleiher eine ad-
hoc abrufbare sowie dehn- und teilbare Flexibili-
tätsreserve. Sie können vergleichsweise kurzfristig
und ohne großen Qualifizierungs- und Rekrutie-
rungsaufwand angeworben werden. Werden sie
nicht mehr benötigt, kann sich der Entleiher ohne
Entlassungsaufwand und binnen kurzer Zeit von
ihnen trennen. Leiharbeit zielt – wie die Variation
von Überstunden – im Vergleich zu Befristungen
auf eher kurze Planungshorizonte und Reaktions-
zeiten. Im Unterschied zu den Überstunden kommt
aber der Einsatz von betriebsfremden Leiharbeit-
nehmern für solche Tätigkeiten weniger in Be-
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tracht, die ein hohes Maß an betriebsspezifischem
Aufwand erfordern (insbesondere Einarbeitungsko-
sten). Infolge dessen besteht auch zwischen Leih-
arbeit und befristeter Beschäftigung lediglich dann
eine Substitutionsbeziehung, wenn Leiharbeit über
längere Zeit einen Sockel bildet und Beschäfti-
gungsfixkosten eine untergeordnete Rolle spielen.
Mit der Leiharbeit ist für den Entleiher ein ähnlich
interessanter personalpolitischer „Mitnahmeeffekt”
wie bei den Befristungen verbunden, nämlich die
Möglichkeit der Erprobung.

Die wachsende Bedeutung der Leiharbeit spricht
auch für eine erhöhte Flexibilitäts- und Mobilitäts-
bereitschaft der Arbeitnehmer. Der Vorteil der Leih-
arbeit liegt aus ihrer Sicht darin, daß Beschäfti-

gungs- und Suchphase bei der Leiharbeit zusam-
menfallen. Jeder Arbeitseinsatz in einem Entleih-
betrieb läßt sich als Suchschritt auffassen, wobei
die Arbeitskraft quasi „on the temporary job” eine
feste Stelle sucht. 

Die Beschäftigungswirkungen einer weiteren Dere-
gulierung der Leiharbeit dürften schon auf betriebli-
cher Ebene uneinheitlich sein. Bei den Zeitarbeits-
agenturen selbst würde mehr Vertragsfreiheit wohl
zusätzliche Aktivitäten auslösen und damit mehr Be-
schäftigung schaffen. Dagegen dürfte es – zumin-
dest in der kurzen Frist – bei den Entleihern zunächst
zu einem Beschäftigungsrückgang kommen. Die
Beschäftigungsausweitung in der Verleihbranche
würde also zu Lasten anderer Sektoren gehen. So

gibt es Hinweise dar-
auf, daß etliche Betrie-
be im verarbeitenden
Gewerbe ihre Perso-
naldecke heute we-
sentlich knapper kal-
kulieren als noch vor
15 Jahren. Bei Ausla-
stungsspitzen werden
dann entweder die Ar-
beitszeit hochgefah-
ren, befristete Verträge
abgeschlossen oder
eben Leiharbeit einge-
setzt. Hierdurch wer-
den die Beschäfti-
gungsverhältnisse der
(verkleinerten) Kern-
belegschaften sicherer
und Auftragsspitzen
durch interne Flexibili-
tät oder eben durch
atypische Beschäfti-
gung abgefangen

0,48
0,42

0,49

0,63 0,64

0,78

0,93

1,04

1,22
1,28

1,22

1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002

Abb. 3: Anteil der Zeitarbeiter an allen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten – in %

Quelle: Arbeitnehmerüberlassungsstatistik und Beschäftigtenstatistik der BA (jeweils 30.6. 
des Jahres, entnommen aus: IABKurzbericht Nr. 20/28.8.02; aktualisiert Januar 2003).
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(Leiharbeit, Befristungen). Der daraus folgende Be-
schäftigungsabbau im verarbeitenden Gewerbe
wird durch die Ausweitung der Leiharbeitsbranche
aber nicht vollständig kompensiert. Da die Auf-
tragsspitzen bei den Entleihern in der Regel nicht
zeitgleich auftreten, muß von den Verleihern insge-
samt weniger Personal vorgehalten werden. Mittel-
und längerfristig könnten aber die zunächst ne-
gativen Beschäftigungseffekte bei den Entleihern
aufgrund der günstigeren Ko-
stensituation und den damit verbunde-
nen Möglichkeiten einer Pro-
duktionsausweitung mehr oder weni-
ger stark kompensiert werden.

Auf der Makroebene ist zu fragen, ob
hinter der wachsenden Inanspruch-
nahme der Leiharbeit ein verändertes
Rekrutierungsverhalten der Unterneh-
men oder ein ernstzunehmendes
Matching-Problem (Klös 2000) steht.
Würde es der Zeitarbeit gelingen, einen
Beitrag zur schnelleren Stellen-
besetzung zu leisten oder vermeidbare
Überstunden zu reduzieren, würde sie
nicht nur andere Beschäftigung ver-
drängen, sondern neue schaffen.
Hinweise zur Unterstützung dieses
Arguments liefert die Struktur der Zeit-
arbeitnehmer nach Berufsgruppen. Fast
die Hälfte der Zeitarbeitnehmer entfiel
2001 auf technische Berufe (z.B.
Schlosser, Elektriker, Metallbearbeiter),
die eher unterproportionale Arbeitslo-
senquoten aufweisen. Dies deutet dar-
aufhin, daß Zeitarbeit bereits heute
einen gewissen Beitrag zur Über-
windung von Arbeitskräfteengpässen
und damit zur Vermeidung von Mis-
match leistet.

Während sich der positive Effekt von mehr Leiharbeit
auf den makroökonomischen Beschäftigungstrend
somit eher in Grenzen halten dürfte, gehen von der
Leiharbeit auf der Basis der vorliegenden Empirie
positive Integrationswirkungen für Arbeitslose sowie
für Jüngere und Geringqualifizierte aus. In struk-
tureller Hinsicht weisen Zeitarbeitnehmer deutliche
Abweichungen von den abhängig Beschäftigten ins-
gesamt auf (vgl. Abbildung 4). Überproportional sind

Gewerbsmäßige 
Überlassung von 

Arbeitskräften1)

Gesamt-
wirtschaft

  Beschäftigte insgesamt 100,0 100,0

  Stellung im Beruf
  Arbeiter 73,7 43,9
  Angestellte 26,3 56,1

  Geschlecht/Stellung im Beruf
  Männer 73,0 55,5
  darunter: Nichtfacharbeiter 49,7 22,5

  Frauen 27,0 44,5
  darunter: Nichtfacharbeiter 38,4 11,0

  Nationalität
  Deutsche 84,4 92,8
  Ausländer 15,6   7,2

  Altersstruktur
  bis unter 20 Jahre   3,7   3,8
  20 bis unter 35 Jahre 49,9 34,4
  35 Jahre und älter 46,5 61,9

Sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigte

Abb. 4: Strukturkennziffern zur Leiharbeit in Deutschland (2001)

1) Klassifikation der Wirtschaftszweige WZ 93 / BA, Wirtschafts-
Unterklasse 74502 
Quelle: Beschäftigtenstatistik der Bundesanstalt für Arbeit.
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in der Leiharbeit Männer, Arbeiter, Geringqualifizierte
(Nichtfacharbeiter), Ausländer und jüngere Arbeitneh-
mer (bis unter 35 Jahren) vertreten.

Der weit überwiegende Anteil der Zeitarbeitnehmer
war vor dem Zugang nicht beschäftigt (vgl. Abbil-
dung 5). Der Anteil der vor der Zeitarbeit nicht be-
schäftigten Leiharbeitnehmer hat in den letzten bei-
den Dekaden deutlich zugenommen und liegt in-
zwischen bei rund 60 %. Sie eröffnet damit zuneh-
mend vormals Beschäftigten und damit auch Be-
ziehern von Lohnersatzleistungen neue Perspek-
tiven auf dem Arbeitsmarkt.

Leiharbeit kann deshalb als „Einstiegshilfe” für Er-
werbslose, Berufseinsteiger und Berufsrückkehrer
wirken. Anders als beim schwierigen Sprung von der
Erwerbslosigkeit in ein „Normalarbeitsverhältnis”
werden durch die Leiharbeit die Hürden für eine
dauerhafte Arbeitsmarktintegration schrittweise ge-

senkt. Je länger die Verleihdauer ist, desto mehr fal-
len die Interessen der Beteiligten auseinander: Einer-
seits riskiert der Entleihbetrieb den Verlust eines in-
zwischen eingearbeiteten Leiharbeitnehmers, wenn
die Überlassungshöchstdauer erreicht wird, die Ver-
leihfirma anders disponiert oder der Arbeitnehmer
ein anderes Beschäftigungsverhältnis findet. Ande-
rerseits werden Leiharbeitnehmer auf Dauer nicht
bereit sein, Arbeit mit einem Lohnabschlag zu ver-
richten. Dadurch entsteht ein gemeinsames Interes-
se von Entleihern und Leiharbeitnehmern auf Über-
nahme in den Entleihbetrieb. Wegen dieses „Klebe-
effekts” hat Leiharbeit eine wichtige Brückenfunktion
aus der Erwerbslosigkeit in die Beschäftigung.

Dies ist ein wichtiger Ansatzpunkt für den Einsatz
der Leiharbeit als arbeitsmarktpolitisches Instru-
ment. Zu nennen sind hier die inzwischen vielerorts
tätigen gemeinnützigen Arbeitnehmerüberlassungs-
firmen, die teilweise öffentlich subventioniert wer-

den, insbesondere zur Finanzierung
der verleihfreien Zeiten. Die Zielset-
zung der Leiharbeit als arbeits-
marktpolitisches Instrument geht in
zwei Richtungen: Zum einen sollen
Arbeitslose durch den Verleih an ei-
nen Betrieb wieder an den Arbeits-
markt herangeführt werden. Sie er-
halten damit die Chance, sich wäh-
rend der Verleihzeit marktfähiges
Humankapital anzueignen. Zum
anderen soll der Anreiz der Unter-
nehmen gestärkt werden, offene
Stellen auch mit Schwervermittel-
baren zu besetzen – wenn auch
zunächst nur befristet. Sie können
sich so kostengünstig und risikolos
(weil reversibel) ein Bild über die
tatsächliche Produktivität des Be-
werbers machen.

beschäftigt*
nicht 

beschäftigt
noch nie 

beschäftigt
vor 1 bis  

12 Monate
1 Jahr und 

mehr

1980 60,8     39,2     12,2     21,6     5,4     

1985 45,4     54,6     7,8     35,4     11,4     

1990 47,7     52,3     10,5     34,1     7,7     

1995 37,1     62,9     10,3     40,5     12,1     

2000 38,2     61,8     9,5     41,8     10,5     

2001 39,9     60,1     9,0     41,3     9,8     

2002 35,6     64,4     10,4     45,5     8,4     

Abb. 5: Zugang der Leiharbeitnehmer nach vorherigem Arbeitsmarktstatus
1980 - 2002 (in Prozent; Bundesgebiet)

*) Auch als Leiharbeitnehmer bei anderen Verleihern.
Quelle: Arbeitnehmerüberlassungsstatistik der Bundesanstalt für Arbeit.
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Evaluationsstudien zeigen, daß sich die Wiederein-
gliederungschancen von Arbeitslosen durch ge-
meinnützige Arbeitnehmerüberlassung verbessern
können (Almus/Egeln/Lechner/Pfeiffer/Spengler
1999). Danach zählen vor allem Personen mit gerin-
gen Arbeitsmarktchancen zu den Geförderten (Per-
sonen ohne Berufs- und Schulabschluß oder mit
gesundheitlichen Einschränkungen). Im Vergleich
mit einer Kontrollgruppe von Nichtteilnehmern be-
saßen die geförderten Leiharbeitnehmer im An-
schluß an die Leiharbeit eine höhere Wahrschein-
lichkeit, eine reguläre Beschäftigung zu finden. Zu-
dem zeigte sich im Vergleich zur Kontrollgruppe ei-
ne höhere Beschäftigungsstabilität und damit ein
geringeres Risiko, erneut arbeitslos zu werden. 

Gemeinnützige Arbeitnehmerüberlassung ist somit
bei entsprechender Zielgruppenorientierung eher
positiv zu beurteilen, weil dadurch Eingliederungs-
chancen erhöht werden können. Von einer flächen-
deckenden Einführung solcher Agenturen ohne
Zielgruppenbeschränkung ist dagegen eher abzu-
raten. Erstens wäre zu erwarten, daß gewerbliche
Arbeitnehmerüberlassungsfirmen verdrängt wür-
den, insbesondere dann, wenn die öffentlichen
Agenturen ihre Arbeitslosen durch Subventionie-
rung billiger verleihen könnten als Private. Zweitens
wäre damit zu rechnen, daß dadurch bestenfalls
Arbeitsmarktchancen umverteilt werden – zugun-
sten der betreuten Arbeitslosen und zu Lasten der
nicht betreuten Arbeitssuchenden. Wahrscheinli-
cher wären aber drittens massive „Mitnahmeeffek-
te”, weil geförderte Arbeitnehmer ohnehin eine Be-
schäftigung gefunden hätten.

4 Fazit
Insgesamt kann eine – auch noch so sehr – aktivie-
rende Arbeitsmarktpolitik die Arbeitslosigkeit im
großen Stil nicht beseitigen. Ihr Erfolg hängt ganz

wesentlich vom gesamtwirtschaftlich bestimmten
Angebot an Arbeitsplätzen ab. Zwar setzt Aktivie-
rung nicht auf der Nachfrageseite des Arbeitsmark-
tes an. Sie kann aber helfen, beide Marktseiten zu-
sammenzuführen und damit den Matchingprozeß
am Arbeitsmarkt verbessern. Die internationalen
Erfahrungen zeigen, daß vor allem in Aufschwung-
phasen und bei generell günstiger Arbeitsmarktlage
mit guten Wirkungen zu rechnen ist. 

Schließlich ist Aktivierung aus mindestens zwei
weiteren Gründen eine wichtige und richtige Strate-
gie: Zum einen begrenzt sie die hohen Kosten des
Sozialstaates und zum anderen wirkt sie den Fol-
gen der demographischen Entwicklung entgegen,
die – wenn auch nicht gleich – eine höhere Er-
werbstätigenquote erfordern wird.
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1 Wo steht Deutschland heute?

Die Bertelsmann Stiftung untersucht seit 1994 die
beschäftigungspolitischen Strategien und Erfolge
der westlichen Industrieländer im Zweijahresabstand
und bewertet sie vergleichend in Form eines interna-
tionalen Beschäftigungsrankings (van Suntum/
Schlotböller, 2002). Derzeit arbeiten wir an der sech-
sten Fortschreibung dieses Berichtes, die im kom-
menden Jahr publiziert werden wird. Die im folgen-
den dargestellten Ergebnisse beruhen auf dem der-
zeit aktuellen Ranking aus dem Jahr 2002. Die öko-
nometrische Basis ist ein gemischter Längs- und
Querschnittsvergleich (Pool-Schätzung) von 21
westlichen Industrieländern im Zeitraum 1985 bis
2001. Untersucht wird der Zusammenhang zwischen
dem beschäftigungspolitischen Erfolg eines Landes
(„Zielgröße”) einerseits und statistisch signifikanten
Erklärungsgrößen („Wirkungsgrößen”) andererseits.
Alle Variablen basieren auf OECD-Daten, um natio-
nale Besonderheiten der Statistik möglichst weitge-
hend auszuschalten. Des weiteren werden alle Va-
riablen zwecks Ausschaltung konjunktureller Effekte
über mehrere Jahre geglättet und mit Hilfe eines ein-
fachen Punkteschemas standardisiert, so daß sie
verzerrungsfrei aggregierbar sind. Die Rankingposi-
tion eines Landes ergibt sich aus der Addition von
Ziel- und aggregierter Wirkungsgröße mit jeweils
hälftigem  Gewicht. Es wird mit diesem Vorgehen
versucht, nicht nur die aktuelle Arbeitsmarktsituation
zu bewerten, sondern auch die mittelfristigen Be-
schäftigungsperspektiven, so wie sie sich nach dem
aktuellen Stand der Wirkungsgrößen darstellen.

Die Zielgröße setzt sich aus der Arbeitslosenquote
(mit reziproker Punktbewertung) einerseits und

dem Erwerbstätigenzuwachs andererseits zusam-
men. Die Gewichtung des Erwerbstätigenzuwach-
ses variiert dabei zwischen 0 % und 50 %, je nach
dem bereits erreichten Beschäftigungsgrad des be-
treffenden Landes. Dahinter steht die Überlegung,
daß bei bereits erreichter Vollbeschäftigung wie
zum Beispiel in der Schweiz nicht auch noch große
Beschäftigungszuwächse erwartet werden können.
Umgekehrt sind hohe Beschäftigungszuwächse

Deutsche Arbeitsmarktpolitik 
im internationalen Vergleich — 
sind wir auf dem richtigen Weg?

Ulrich van Suntum 

Rang Land Rankingpunkte
1 Norwegen 7,98
2 Schweiz 7,94
3 Japan 7,92
4 Niederlande 7,70
5 USA 7,01
6 Portugal 6,97
7 Österreich 6,92
8 Dänemark 6,50
9 Großbritannien 6,40
10 Neuseeland 6,20
11 Irland 6,06
12 Australien 6,03
13 Schweden 5,60
14 Kanada 5,47
15 Belgien 5,17
16 Deutschland 4,80
17 Frankreich 4,38
18 Italien 4,25
19 Finnland 4,17
20 Spanien 3,98
21 Griechenland 3,77

Abb. 1: Internationales Beschäftigungsranking 2002

Quelle: van Suntum/Schlotböller (2002).
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sicher ein Erfolgsnachweis, auch wenn die Restar-
beitslosigkeit – wie z.B. in Spanien – noch hoch ist.
Deutschland hat sich in diesem Ranking kontinuier-
lich verschlechtert und liegt inzwischen nur noch
auf Platz 16 (vgl. Abbildung 1). Im großen und gan-
zen sind die angelsächsischen Länder erfolgreicher
als die kontinentaleuropäischen Länder, und hier
wiederum schneiden kleine Länder wie die Schweiz
oder die Niederlande deutlich besser ab als die
großen Länder Frankreich, Italien, Spanien und
eben Deutschland, die allesamt im untersten Teil
des Rankings plaziert sind. Ganz offensichtlich sind
die notwendigen Reformen in den kleinen Ländern
leichter durchsetzbar als in den schwerfälligen gro-
ßen Staaten, die vielleicht auch den Druck des
internationalen Standortwettbewerbs noch nicht
ganz so stark verspüren.       

2 Was machen 
andere Länder besser?

Worin unterscheiden sich nun die beschäftigungs-
politischen Strategien im einzelnen? Es war von
vornherein nicht zu erwarten, daß sich die Unter-
schiede in der Beschäftigungsperformance allein
aus einem Faktor – etwa aus dem Wirtschafts-
wachstum – würden erklären lassen. Beispielswei-
se weist die Schweiz als eines der erfolgreichsten
Länder traditionell ein weit unterdurchschnittliches
Wirtschaftswachstum auf. Der Ranking-Ansatz ist
deshalb multikausal angelegt, wobei jeder poten-
tielle Erklärungsfaktor den Test sowohl auf theore-
tische Plausibilität als auch auf statistische Signifi-
kanz bestehen mußte. Letztlich verblieben nach ei-
ner Vielzahl von getesteten Variablen acht Einzel-
größen in der Schätzung, die zusammen rund 62 %
der Unterschiede im beschäftigungspolitischen Er-
folg der 21 Länder erklären (Gewichte und Wir-
kungsrichtung in Klammern): 

n Anteil der staatlichen und privaten Bruttoanla-
geinvestitionen (ohne Wohnungsbau) am Brutto-
inlandsprodukt (21 %; Wirkung: +).

n Anteil der Staatsausgaben am Nationaleinkom-
men, als Hilfsindikator für den Staatseinfluß auf
Produktion und Verteilung (6 %; Wirkung: -).

n Aktivitätsgrad der aktiven Arbeitsmarktpolitik,
d.h. Anteil aktiver Maßnahmen an den Gesamt-
ausgaben der Arbeitsmarktpolitik (16 %;
Wirkung: +).

n Anteil von Langzeitarbeitslosen an der Gesamt-
arbeitslosigkeit, zu interpretieren als Hilfsindika-
tor für die Effizienz der Arbeitsmarktpolitik (14 %;
Wirkung: -).

n Regulierungsindex der OECD für den Kündi-
gungsschutz (9 %; Wirkung: -).

n Streikquote, als Hilfsindikator für den sozialen
Frieden und die Kooperation zwischen den Tarif-
parteien (14 %; Wirkung: -).

n Anteil der Teilzeitarbeit an der Gesamtbeschäfti-
gung, als Hilfsindikator für die Flexibilität der Ar-
beitsmärkte (13 %; Wirkung: +).

n Anstieg der Reallöhne, als Indikator für den An-
stieg der Arbeitskosten (7 %; Wirkung: -).

Einen unmittelbaren Zusammenhang mit der Ar-
beitsmarktpolitik haben drei dieser Wirkungsfakto-
ren, nämlich der Aktivitätsgrad der Arbeitsmarktpo-
litik, der Anteil der Langzeitarbeitslosigkeit und –
mit einigen Einschränkungen – auch der Anteil der
Teilzeitarbeit. Sie haben zusammen ein Gewicht
von immerhin 43 % bei der Erklärung der Zielgröße.
Daß sich die aktive Arbeitsmarktpolitik tendenziell
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positiv auf die Beschäftigungsbilanz auswirkt, muß
allerdings nicht in jedem Fall ein Beleg für ihre Effi-
zienz sein. Es mögen sich auch statistische Effekte
dahinter verbergen, etwa der Art, daß Teilnehmer
an entsprechenden Maßnahmen nicht in der Ar-
beitslosenstatistik auftauchen. In der Tat zeigen
eingehendere empirische Studien, daß es sehr auf
die Art der aktiven Maßnahmen ankommt: Am wir-
kungsvollsten sind demnach relativ einfache Instru-
mente wie die intensive Betreuung und Vermittlung,
aber auch das aktive Fordern der Arbeitslosen, wie
dies etwa in Großbritannien und in Skandinavien
seit einigen Jahren im Vordergrund steht
(Kröger/van Suntum, 1999). Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen und aufwendige Qualifizierungspro-
gramme, die über die Vermittlung von Basisquali-
fikationen hinausgehen, sind dagegen oft wenig
wirkungsvoll und zudem extrem teuer. Immerhin:
Im großen und ganzen scheint es jedenfalls besser
zu sein, aktive Arbeitsmarktpolitik zu betreiben, als
sich auf die reine Zahlung von Transferleistungen
zu beschränken. 

Dennoch gilt es, bei der Politik der jeweiligen Län-
der genau hinzusehen. Wir haben insbesondere
versucht, Muster ähnlicher wirtschaftspolitischer
Strategietypen zu finden und hinsichtlich ihres Er-
folges zu bewerten. Im Ergebnis führte dies zu einer
Unterscheidung von folgenden vier Strategietypen
für die 90er Jahre:

(1) Die wettbewerbsorientierten Marktwirtschaften
setzen vorrangig auf Markt und Wettbewerb bei
der Lösung des Beschäftigungsproblems. Als
gemeinsame Merkmale weisen sie einen niedri-
gen Staatsanteil am Sozialprodukt, eine geringe
Regulierungsintensität ihrer Arbeitsmärkte und
generell ein hohes Maß von Vertragsfreiheit und
Privatwirtschaft auf. Diesem Strategietyp sind
sämtliche angelsächsische Staaten (USA, Groß-

britannien, Neuseeland, Kanada und Australien)
sowie Irland und die Schweiz zuzurechnen. Sie
gehören eindeutig zu den erfolgreichen Ländern
im Beschäftigungsvergleich und haben überwie-
gend nicht nur niedrige Arbeitslosenquoten, son-
dern auch ein niedriges Niveau der Langzeit-
arbeitslosigkeit.

(2) Ähnlich erfolgreich sind die korporativen Lei-
stungsgesellschaften, allerdings mit einer ganz
anderen beschäftigungspolitischen Strategie.
Diese Länder, zu denen neben Norwegen noch
Japan, Österreich und Dänemark gehören, set-
zen vor allem auf hohe Investitionen bei gleich-
zeitig maßvollen Lohnsteigerungen und konse-
quenter Bekämpfung insbesondere von Lang-
zeitarbeitslosigkeit. Dazu greifen sie auch durch-
aus regulierend ein, jedoch nicht, um Vertei-
lungspolitik zu betreiben oder soziale Schutz-
mauern zu errichten, sondern mit dem Ziel der
Förderung von Wachstum und Beschäftigung.
Die Schlagworte vom „Austro-Keynesianismus”
und der „Japan-AG” finden insoweit durchaus
eine empirische Bestätigung.

(3) Die verteilungsorientierten Wohlfahrtsstaaten
weisen als hervorstechende Gemeinsamkeiten
vor allem beschäftigungspolitisch negative
Merkmale auf, nämlich hohe Staatsquoten so-
wie eine überdurchschnittlich hohe Regulie-
rungsdichte auf den Arbeitsmärkten bei gleich-
zeitig niedrigen Investitionsquoten. Diesem Län-
dertyp sind die drei großen kontinentaleuropä-
ischen Staaten Frankreich, Italien und Deutsch-
land zuzurechnen, ferner Finnland, Schweden
und Belgien. Mit inzwischen allerdings deutli-
chen Einschränkungen gehören auch immer
noch die Niederlande dazu. Im Unterschied zur
vorstehenden Gruppe setzen diese Länder
ihren hohen Staatseinfluß auf die Wirtschaft
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sehr stark zu Umverteilungszwecken und zur
sozialen Absicherung ein, weniger hingegen für
investive Zwecke und zur Aktivierung ihres Ar-
beitskräftepotentials. Sie haben ganz überwie-
gend ein niedriges Beschäftigungswachstum
und hohe Arbeitslosigkeit zu verzeichnen, ins-
besondere auch eine in den meisten Fällen ho-
he Langzeitarbeitslosenquote.

(4) Mehr ein Sonderfall als ein Strategietyp sind die
Transformationsökonomien im Aufholprozeß,
bestehend aus Spanien, Griechenland und Por-
tugal. Diese Länder waren lange Zeit stark agra-
risch geprägt, haben erst relativ spät den Weg
von zentralistisch verwalteten Volkswirtschaften
zu Demokratie und Marktwirtschaft gefunden
und sind auch erst relativ spät Mitglieder der Eu-
ropäischen Union geworden. Nicht zuletzt damit
hängt ihr überdurchschnittliches Investitions-
volumen zusammen – das wichtigste Pfund, mit
dem diese Länder auf den Arbeitsmärkten wu-
chern können. Hartnäckige Langzeitarbeitslosig-
keit und ein hohes Maß an Arbeitsmarktregulie-
rung belasten aber ihre beschäftigungspolitische
Bilanz erheblich. Nur Portugal kann zum Aus-
gleich eine relativ niedrige Staatsquote, eine ak-
tive Arbeitsmarktpolitik sowie ein hohes Maß an
Arbeitsfrieden in die Waagschale werfen und ist
auch das mit Abstand erfolgreichste Land dieser
Gruppe mit einer Arbeitslosenquote von zuletzt
nur noch 4,3 %.

Insgesamt ist eine ziemlich klare Bilanz des be-
schäftigungspolitischen Erfolges bzw. Mißerfolges
der jeweiligen Ländergruppen zu ziehen. Sieht man
vom Sonderfall der drei Mittelmeerländer einmal
ab, so muß der Strategietyp der verteilungsorien-
tierten Wohlfahrtsstaaten, zu dem auch Deutsch-
land zählt, sicher am schlechtesten beurteilt wer-
den. Abgesehen vom Ausnahmefall der Niederlan-

de liegen diese Länder weit abgeschlagen auf den
unteren Rankingplätzen. Interessanterweise haben
sie überwiegend hohe Langzeitarbeitslosenquoten,
obwohl sie bei der aktiven Arbeitsmarktpolitik
erheblichen Aufwand treiben. Dagegen haben die
beiden erfolgreichen Strategietypen, die wettbe-
werbsorientierten Marktwirtschaften und die kor-
poratistischen Leistungsgesellschaften, umgekehrt
niedrige Langzeitarbeitslosenquoten bei niedrigem
Aktivitätsgrad ihrer Arbeitsmarktpolitik. Insbeson-
dere in den skandinavischen Ländern wurde, ähn-
lich wie auch in Großbritannien, die Arbeitsmarkt-
politik in den letzten Jahren konsequent auf ein
System des Förderns und Forderns umgestellt. So
konnte in den vergangenen Jahren namentlich die
Langzeitarbeitslosigkeit dort teils drastisch gesenkt
werden, während sie in Deutschland noch weiter
zugenommen hat und – nach OECD-Berechnung –
inzwischen bei mehr als 50 % der Gesamtarbeits-
losigkeit liegt. Knallharte Zumutbarkeitsbedingun-
gen, aktive Wiedereingliederung von Arbeitslosen
anstelle der Frühverrentung und des Parkens in
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Wettbewerb in
der Arbeitsvermittlung etc. – Stichworte, die hierzu-
lande erst seit der Hartz-Kommission ernsthaft dis-
kutiert werden – sind gerade in den kleineren euro-
päischen Nachbarländern vielfach längst Realität.

Es ist allerdings keineswegs die aktive Arbeits-
marktpolitik allein, die es richten kann. Interessan-
terweise legen gerade die erfolgreichen Länder des
Strategietyps „wettbewerbsorientierte Marktwirt-
schaft” darauf meist gar keinen besonderen Wert.
Sie haben dies auch gar nicht nötig, denn ihr Weg
zur Vollbeschäftigung führt in erster Linie über den
Wettbewerb, und zwar auf allen gesellschaftlichen
Ebenen. Es ist kein Zufall, daß etwa die Schweiz als
eines der beschäftigungspolitisch erfolgreichsten
Länder auch ein wettbewerblich organisiertes Föde-
ralsystem hat und neuerdings sogar in der Gesund-
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heitspolitik erfolgreich auf den Wettbewerb setzt
(Böcken/Butzlaff/Esche 2000). Auch die Arbeitsbe-
ziehungen sind in der Schweiz ungleich liberaler or-
ganisiert als etwa hierzulande – es gibt keine Flä-
chentarifverträge und lediglich einen für alle einheit-
lichen Kündigungsschutz für drei Monate, nach des-
sen Ablauf das Arbeitsverhältnis ohne Angabe be-
sonderer Gründe beendet werden kann. Ein liberaler
Arbeitsmarkt kann also auch ohne den Einsatz von
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Lohnzuschüssen
etc. zu Vollbeschäftigung bei hohem Realeinkom-
men führen. Die aktive Arbeitsmarktpolitik ist dage-
gen eher eine Krücke, insbesondere für Länder mit
hochregulierten regulären Arbeitsmärkten und ohne
hinreichende Wachstumsdynamik.  

3 Schlußfolgerungen 
für Deutschland

In Deutschland müßte angesichts der außerordent-
lich schlechten Position im internationalen Ver-
gleich viel grundsätzlicher als bisher über weitrei-
chende Reformen nachgedacht werden. Im einzel-
nen gilt es, in den kommenden Jahren vier wichtige
Bereiche anzugehen:

(1) Entregulierung der Arbeitsmärkte: Abschaffung
des besonderen Kündigungsschutzes älterer
Arbeitnehmer, Erleichterung von Teilzeit- und
befristeter Arbeit, Deregulierung der Hand-
werksordnung; Vorbilder sind u.a. die USA, die
Schweiz und die Niederlande.

(2) Neuausrichtung der Tarifpolitik: Abschied von
der falschen Produktivitätsformel (van Suntum
1999), stattdessen Nutzung des Produktivitäts-
fortschrittes zur Schaffung neuer Arbeitsplätze,
Dezentralisierung von Lohnverhandlungen, an-
dernfalls Ende der sogenannten Tarifautono-

mie; Vorbilder sind hier u.a. die Niederlande, die
Schweiz und Dänemark.

(3) Grundlegende Umstellung der sozialen Siche-
rung, insbesondere eine klare Trennung von
Umverteilung und Risikovorsorge; Vorbild ist
hier vor allem die Schweiz und teilweise Skan-
dinavien.

(4) Reform der aktiven Arbeitsmarktpolitik: Inten-
sive Betreuung nach dem Prinzip  des Förderns
und Forderns, Dezentralisierung der Verantwor-
tung für Langzeitarbeitslose im Wettbewerb der
Kommunen anstelle des zentralistischen Hartz-
Konzeptes; Vorbilder sind vor allem Großbritan-
nien, Skandinavien, die USA und die Schweiz.

An dieser Stelle soll vor allem auf die letzten beiden
Punkte etwas näher eingegangen werden. So ist es
von entscheidender Bedeutung für eine wirkliche
Reform der sozialen Sicherungssysteme, sie zu
echten Versicherungen umzugestalten und von ih-
ren Umverteilungsfunktionen zu entlasten. Nur so
kann Wettbewerb innerhalb dieser Systeme be-
werkstelligt werden, und nur so ist auch wirkliche
soziale Gerechtigkeit zu erzielen. Am deutlichsten
kann man diesen Zusammenhang am Beispiel der
gesetzlichen Krankenversicherung darstellen, in
der die Beiträge ja bekanntlich bei gleicher Lei-
stung für alle nach dem Einkommen gestaffelt sind.
Diese Vermischung der eigentlichen Risikovorsorge
mit Umverteilungszielen hat katastrophale Folgen:

n Erstens wird echter Wettbewerb zwischen den
Kassen verhindert, weil die Beitragshöhe auf-
grund der Einkommensbezogenheit nicht nur
von der Effizienz, sondern auch von der Ver-
sichertenstruktur abhängt: Die AOK in Gelsen-
kirchen kann sich noch so sehr anstrengen, sie
wird niemals mit den Beitragskonditionen einer
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Betriebskrankenkasse im wirtschaftlich prospe-
rierenden Kreis Coesfeld mithalten können.  Die-
se Wettbewerbsverzerrung ist allein Folge der
einkommensbezogenen statt risikoäquivalenten
Beitragserhebung. Sie wird auch durch die
Krücke des bürokratischen Risikostrukturaus-
gleichs nicht behoben, sondern eher noch ver-
schlimmert, wenn auch nunmehr tendenziell zur
anderen Seite hin. 

n Zweitens bedeuten die lohnbezogenen Sozial-
versicherungsbeiträge eine einseitige Belastung
des Faktors Arbeit, sind also eindeutig beschäf-
tigungsfeindlich. Die Ausweitung der Beitrags-
pflicht auf alle Einkommensbestandteile – etwa
im Rahmen der sogenannten Bürgerversiche-
rung – würde dieses Problem zwar abmildern,
aber dafür auf eine zweite, riesige Umvertei-
lungsmaschinerie neben dem Einkommenssteu-
ersystem hinauslaufen. Wesentlich eleganter, ef-
fizienter und gerechter wäre es deshalb, die Um-
verteilungsfunktion statt dessen ganz aus der
Sozialversicherung herauszulösen und allein
über die Einkommensteuer laufen zu lassen, zu-
mal diese im Gegensatz zu einkommensbezoge-
nen Beiträgen sogar progressiv ausgestaltet ist.

n Drittens werden Einkommen oberhalb der Bei-
tragsbemessungsgrenzen ebenso wie die Ein-
kommen von Beamten, Selbständigen und Ne-
beneinnahmen von Pflichtversicherten wie Mie-
ten oder Zinsen von der Umverteilung innerhalb
der sozialen Sicherungssysteme nicht erfaßt.
Auch in dieser Hinsicht wäre eine Auslagerung
des Solidarausgleichs in das allgemeine Ein-
kommensteuersystem wesentlich gerechter.

n Viertens schließlich können wichtige Anreiz-
mechanismen zur Kostendämpfung wie z.B.
Selbstbeteiligungen an den Krankheitskosten

bei einkommensbezogenen Beiträgen nicht
wirklich funktionieren. So profitieren von den
dadurch ermöglichten Beitragssenkungen
hauptsächlich die besserverdienenden Bei-
tragszahler, während die einkommensschwa-
chen Versicherten im Saldo eher die Verlierer
sind. Entsprechend schlecht lassen sich solche,
an sich ja sehr effizienten Mechanismen in das
fehlkonstruierte soziale Sicherungssystem inte-
grieren.

Die einzig konsequente Lösung dieser Probleme
wäre eine klare Trennung der Funktionen wie folgt
(van Suntum 2000):

n Bedürftigkeitsabhängige soziale Fürsorge im
Sinne der Sozialhilfe als steuerfinanzierte Basis-
sicherung für alle; Träger sollten die Kommunen
sein, die vor allem bei der Wiedereingliederung
von Langzeitarbeitslosen in den Arbeitsmarkt
deutliche Vorteile gegenüber der zentralistischen
Bundesanstalt für Arbeit haben. Im Wettbewerb
der kommunalen Modelle, die es heute schon in
großer Zahl und Vielfalt gibt, können die besten
Varianten entdeckt und gegebenenfalls von
anderen übernommen werden, aber auch indivi-
duelle Modelle nach Maßgabe der örtlichen Ver-
hältnisse bleiben möglich. Es müßte allerdings
anders als heute sichergestellt werden, daß die
Kommunen ihre Langzeitarbeitslosen nicht ein-
fach ein Jahr lang sozialversicherungspflichtig
beschäftigen und dann wieder an die Arbeits-
losenversicherung weiterreichen. Löhne auf dem
zweiten Arbeitsmarkt sollten deshalb grund-
sätzlich nicht zum Erwerb neuer Arbeitslosen-
geldansprüche berechtigen, insbesondere nicht
in befristeten Arbeitsverhältnissen. 

n Darauf aufbauend ein reines Versicherungs-
system mit risikoadäquaten Beiträgen für die
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Absicherung von Krankheit, Arbeitslosigkeit und
Alter. Für diejenigen, welche die Beiträge nicht
aus eigener Kraft bezahlen können, etwa Ge-
ringverdiener mit Familie, sollten aus Steuermit-
teln Zuschüsse zu den Prämien gezahlt werden,
ähnlich wie dies in der Schweiz der Fall ist. In-
dividuell verhandelte Prämiensenkungen auf-
grund freiwilliger Zuzahlungen oder Leistungs-
einschränkungen sollten für die Zuschüsse da-
gegen unbeachtlich sein. Damit blieben alle An-
reize zu kostengünstigem Verhalten  erhalten,
der Wettbewerb zwischen den Versicherungen
würde intensiviert. Gleichzeitig wären automa-
tisch alle Steuerzahler an dem Solidarausgleich
beteiligt, und dies sogar in progressiver Form
und unter Einschluß aller Einkommensbestand-
teile, ohne daß es dafür einer „Bürgerversiche-
rung” bedürfte.

n Die Versicherung gegen Arbeitslosigkeit sollte
dabei, ähnlich wie in den skandinavischen Län-
dern, einerseits freiwillig sein, andererseits auch
Selbständigen offen stehen. Die Höhe der Lohn-
ersatzleistung und damit der zu zahlenden Prä-
mien könnte dabei im Prinzip frei gewählt wer-
den. Das hätte vor allem den Vorteil, daß der
Lohnnebenkostencharakter der Arbeitslosen-
beiträge entfiele. Niemand käme ja auf den Ge-
danken, etwa die Prämien zu einer Lebensver-
sicherung als Lohnnebenkosten zu betrachten,
denn sie hängen eben allein vom Risiko und der
versicherten Leistungshöhe und nicht einfach
vom Arbeitseinkommen ab. Gerade Geringver-
diener würden durch ein solches System entla-
stet. Ihre Beiträge zur Bundesanstalt für Arbeit
sind heute nämlich praktisch reine Steuern, da
ihr Arbeitslosengeldanspruch im Ernstfall oft un-
ter dem ohnehin bestehenden Anspruch auf So-
zialhilfe liegt. 

Wer sich nicht versichert, wäre in diesem System
im Ernstfall auf die Sozialhilfe angewiesen, was
sich gerade besser Verdienende genau überlegen
dürften. Ein Moral-Hazard-Verhalten auf Kosten der
steuerfinanzierten Sozialhilfe wäre im übrigen um
so weniger zu erwarten, je konsequenter die Kom-
munen darauf drängen, daß jeder arbeitsfähige So-
zialhilfeempfänger auch wirklich arbeitet. Mögliche
Beschäftigungen gibt es genug, wie der boomende
Schwarzmarkt zeigt. Ein probates Modell wäre es
beispielsweise, Langzeitarbeitslose über kommu-
nale Vermittlungsagenturen an private Haushalte
zum Schwarzmarktlohn auszuleihen. Dieser Lohn
sollte an die Kommune fließen, die den Arbeits-
losen weiterhin die Sozialhilfe auszahlt, gegebe-
nenfalls erhöht um einen kleinen Aufschlag als
Anreiz mitzumachen. Wer sich bei solchen Ein-
sätzen bewährt, würde damit gleichzeitig seine
Chancen auf Vermittlung auf einen regulären
Arbeitsplatz verbessern. Wer sich dagegen nicht
bewährt oder gar verweigert, müßte statt dessen
eben gemeinnützige Arbeiten ausführen, was im
Zweifel weit weniger attraktiv sein dürfte. Auf diese
Weise würden zwei Fliegen mit einer Klappe ge-
schlagen: Der Schwarzmarkt würde ausgetrocknet,
und die Langzeitarbeitslosen kämen schrittweise
wieder in Kontakt zum regulären Arbeitsmarkt.

Auch eine Ausleihung an Unternehmen wäre denk-
bar, ohne daß damit die oft befürchteten Verdrän-
gungseffekte auftreten müssen. Viele der früheren
unteren Lohngruppen sind heute gar nicht mehr
existent und könnten auf diese Weise wiederbelebt
werden, andere Tätigkeiten werden heute durch
Maschinen statt durch Menschen ausgeführt, für
wieder andere findet man trotz hoher Arbeitslosig-
keit oft keine (deutschen) Bewerber. Hier gibt es ein
weites Feld von sinnvollen Beschäftigungsmöglich-
keiten, die auf ihre Entdeckung und Nutzung im
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kommunalen Wettbewerb warten – zum Wohle der
Arbeitslosen und nicht zuletzt auch der kommuna-
len Finanzen.
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1 Einleitung

"While the introduction of Job Centres and the
attempts to re-organise public employment servi-
ces is generally accepted to be a step in the right
direction, most other elements of the ‘Hartz propo-
sals’ are not expected to create incentives for both
labour supply and demand suited to reduce the
current level of structural unemployment signifi-
cantly." (EEAG 2003, S. 31)

Das einleitende Motto der vom CESifo organisier-
ten Expertengruppe trifft die Mehrheitsmeinung der
Profession1 recht präzise: Die Hartz-Vorschläge
(vgl. Hartz-Kommission 2002) machen einige weni-
ge und kleine Schritte in die richtige Richtung, sind
aber keineswegs auch nur annähernd dazu geeig-
net, die dramatische Unterbeschäftigungssituation
in Deutschland egal über welchen Zeithorizont wie-
der ins Lot zu bringen. Insbesondere die vollmundi-
ge Ankündigung im Sommer 2002, mit einer voll-
ständigen Umsetzung der Hartz-Vorschläge inner-
halb von drei Jahren die Arbeitslosigkeit in
Deutschland halbieren zu können, wurde von den
Experten kaum einer ernsthaften Kritik für wert
befunden und im Grunde nur mehr oder weniger
erstaunt als „politisches Getöse” zur Kenntnis ge-
nommen.

Was aber sind die Bedingungen für mehr Beschäfti-
gung? Wie können diese Bedingungen geschaffen
werden? Warum gehen die Vorschläge aus wirt-
schaftswissenschaftlicher Sicht weitgehend an den
eigentlichen Problemen vorbei? Und warum konn-
ten sich die Hartz-Vorschläge in einem für demokra-
tische Gesellschaften so unglaublich schnellen Tem-

po durchsetzen, während die Vorschläge der öko-
nomischen Profession im politischen Prozeß sehr
viel weniger Gehör finden? Auf diese Fragen ver-
sucht der vorliegende Beitrag Antworten zu finden.

Um die Außenwirkung und Reputation der ökono-
mischen Zunft bzw. der Ökonomen war und ist es
ja nicht gerade zum Besten bestellt: Die Wahrneh-
mung, daß zwei Ökonomen (wenigstens) zwei sich
widersprechende Antworten auf dieselbe Frage
haben, hält sich hartnäckig – ist nichtsdestotrotz
aber insofern falsch, als es für viele zentrale Fragen
einen vielleicht nicht völligen, so doch aber sehr
weitgehenden professionellen Konsens gibt.2 In
der beschäftigungspolitischen Diskussion sind da-
bei viele Mißverständnisse vermeidbar, wenn man
die drei folgenden Ebenen unterscheidet:3 a) die
makroökonomische Ebene, b) die institutionelle
Ebene und c) die polit-ökonomische Ebene. Eine
Unterscheidung dieser drei Ebenen ist einer ratio-
nalen Diskussion beschäftigungspolitischer Optio-
nen sehr zuträglich und soll diesem Beitrag als ro-
ter Faden dienen. 

Der folgende Abschnitt 2 versucht auf der makroö-
konomischen Ebene die Bedingungen für mehr Be-
schäftigung herauszuarbeiten und zeigt, daß hier
die Wissenschaft ihre Bringschuld durchaus erfüllt
hat. Abschnitt 3 behandelt anschließend die Frage,
welche konkreten institutionellen Vorkehrungen
geeignet sind, die in Abschnitt 2 behandelten Be-
dingungen herzustellen, während in Abschnitt 4
ganz kurz auf die polit-ökonomischen Hintergründe
der in Deutschland zu konstatierenden Reformun-
willigkeit auf dem Gebiet der Arbeitsmarktpolitik
eingegangen wird. Abschnitt 5 beschließt den Bei-

Wirtschaftspolitische Bedingungen
für mehr Beschäftigung aus Sicht
der Wissenschaft

Jürgen Jerger*



76

trag mit einer Zusammenfassung der wichtigsten
Elemente einer Politik für mehr Beschäftigung.

2 Was sind die Bedingungen 
für mehr Beschäftigung? 
Die makroökonomische Ebene

In diesem Abschnitt geht es um die Frage, was die
Bedingungen für mehr Beschäftigung sind. Auf der
makroökonomischen Ebene läßt sich eine vielleicht
überraschend einfache und zuverlässige Antwort
geben: Es kommt auf das Verhältnis von aggregier-
ter Nachfrage und dem gesamtwirtschaftlich zu
bezahlenden Lohnsatz an. Dieser Zusammenhang
wird zunächst näher ausgeführt, bevor kurz die
Rolle der insbesondere für die Nachfrageentschei-
dungen bedeutsamen Erwartungen und der Einfluß
der Wirtschaftspolitik darauf diskutiert wird.

2.1 Zum Verhältnis von
Lohn- und Nachfragepolitik

Auf der makroökonomischen
Ebene geht es um die Wirkung
der zentralen Instrumente der
Makropolitik auf die Beschäfti-
gungssituation. Insbesondere
der Zusammenhang zwischen
Löhnen und nachfragepolitisch-
en Maßnahmen auf der einen
Seite und der Beschäftigung auf
der anderen Seite steht hier im
Mittelpunkt der Diskussion.
Obgleich diese Fragen das „tra-
ditionelle Kampfgebiet” zwi-
schen nachfrage- und ange-
botsorientierten Ansätzen dar-
stellen, ist hier der wissenschaft-

liche Konsens deutlich größer als dies oftmals den
Anschein hat. Denn niemand bestreitet ernsthaft,
daß eine expansive Nachfragepolitik bei unteraus-
gelasteten Produktionskapazitäten ceteris paribus
eine beschäftigungssteigernde Wirkung haben kann
– allerdings wissen auch Keynesianer, daß zu den
ceteris paribus Bedingungen insb. die Konstanz von
Güterpreisen und Nominallöhnen gehört. Wenn also
die Nachfrageexpansion nicht zu Nominallohnstei-
gerungen – oder noch stärker: auch nicht zu Güter-
preisänderungen – führt, so kann man damit die
Beschäftigungssituation verbessern. Umgekehrt gilt
aber auch, daß ceteris paribus – und in diesem Fall
ist hier insbesondere eine konstante nominale
Nachfrage gemeint – eine Reduktion der Nominal-
löhne zu einer Beschäftigungsexpansion führt.
Diese beiden Erkenntnisse lassen sich sehr einfach
aus einem Standardmodell der aggregierten Nach-
frage und des aggregierten Angebots ableiten. Die-
ses Modell wird in jedem Lehrbuch der Makroöko-
nomik an prominenter Stelle gelehrt – auch wenn in
den Lehrbüchern traditionellerweise eher auf die
reale Wertschöpfung als auf die Beschäftigungs-
menge abgestellt wird.4

Jürgen Jerger

TarifparteienFiskalpolitik
Geldpolitik

Ergebnis: Beschäftigung
(Output, Reallöhne)

Akteure:

Parameter: NomiallöhneNominale 
Nachfrage

Abb. 1: Die Bestimmung der Beschäftigung auf makroökonomischer Ebene
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In diesem Standardmodell werden Nominallöhne
und nominale Güternachfrage als exogene, d.h.
von der Politik letztlich wählbare Größen behandelt.
Fiskal- und Geldpolitik sind dabei in der Lage, die
gesamtwirtschaftliche nominale Nachfrage zu be-
einflussen, während die Tarifparteien das Niveau
der Nominallöhne kontrollieren. Diese Struktur ist in
Abbildung 1 zu sehen. 

Natürlich ist diese rein qualitative Analyse noch
nicht hinreichend, um beschäftigungspolitische Im-
plikationen unmittelbar daraus ableiten zu können.
Schreibt man aber das Modell auf, so ergibt sich ei-
ne sehr einfache und empirisch überprüfbare Impli-
kation. Konkret: Die Wachstumsrate der Beschäfti-
gung (N) ergibt sich als Differenz der Wachstumsra-
ten von nominaler Nachfrage (D) und Nominallöh-
nen (W), d.h.

(1) N = D - W. 

Die Lohnpolitik kann also beschäftigungsneutral
gerade das (erwartete) Wachstum der nominalen
Nachfrage ausschöpfen. Bleibt das Nominallohn-
wachstum dahinter zurück, wird es zu Beschäfti-
gungssteigerungen kommen; wird der Spielraum
überschritten, so kommt es zum Stellenabbau.
Gleichung (1) ist nicht nur das Ergebnis einer „aka-
demischen Übung”. Vielmehr läßt sich zeigen, daß
diese Beziehung auch empirisch sehr eng und sta-
bil ist.5 Die einzige Modifikation, die sich gegenü-
ber dem theoretischen Modell ergibt, betrifft die
Anpassungsgeschwindigkeit der Beschäftigung.
Empirische Schätzungen (vgl. Jerger/Landmann
2002) zeigen, daß in Deutschland erst nach ca.
zwei Jahren die Anpassung abgeschlossen ist. Die-
se Verzögerung kann auf Suchkosten, Kündigungs-
schutzregelungen und ähnliche Friktionen zurück-
geführt werden.

Innerhalb des skizzierten Modellrahmens läßt sich
eine ganze Reihe von Fragen transparent diskutie-
ren und beantworten. Nachfolgend soll auf die Rol-
le der Produktivitätsfortschritte, die Frage der
Nachfragewirksamkeit der Löhne und die Zuord-
nung der Beschäftigungsverantwortung auf die ein-
zelnen Politikbereiche kurz eingegangen werden.
Vernachlässigt wird hier die Rolle der Lohnstruktur,
die in dem hier benutzten Gedankengebäude gar
nicht vorkommt. Natürlich ist die Fiktion des aggre-
gierten Arbeitsmarktes nur eine – wenngleich sehr
nützliche – theoretische Konstruktion. In Deutsch-
land gibt es bekanntermaßen insbesondere bei den
gering qualifizierten Arbeitssuchenden ein immen-
ses Beschäftigungsproblem, während in einzelnen
Arbeitsmarktsegmenten trotz der hohen Arbeitslo-
sigkeit kaum qualifiziertes Personal gefunden wer-
den kann. Von daher soll keinesfalls der Eindruck
vermittelt werden, daß eine adäquate Lohnstruktur
keine Rolle spielt, auch wenn hier nicht weiter dar-
auf eingegangen wird.

Der Produktivitätsfortschritt taucht in Gleichung (1)
nicht explizit auf. Diese Absenz resultiert aber kei-
neswegs aus einer vereinfachenden Annahme, son-
dern ist ein Ergebnis des Modells. Produktivitäts-
fortschritte, d.h. eine Ausweitung des Güterange-
bots bei konstanter Beschäftigung, ermöglichen ein
Wachstum der nominalen Nachfrage über die
Inflationsrate hinaus und damit einhergehend auch
ein entsprechendes Nominallohnwachstum, das
beschäftigungsneutral ist. Bei jeder gegebenen In-
flationsrate können damit die Reallöhne beschäfti-
gungsneutral im Umfang des exogenen Produktivi-
tätsfortschritts steigen. Letzteres wird häufig als
lohnpolitische Norm dergestalt formuliert, daß sich
Nominallöhne an der Höhe der Produktivitätssteige-
rung orientieren sollten, da dies ein inflationsfreies
Wachstum der Reallöhne ermöglichen würde. Diese
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Behauptung ist zwar korrekt, die scheinbar nahe lie-
gende Forderung einer produktivitätsorientierten
Lohnpolitik geht dennoch in die Irre. Der Grund
dafür liegt darin, daß Produktivitätsfortschritte nicht
nur bei konstanter Beschäftigung aufgrund von
technischem Fortschritt auftreten, sondern auch
durch Beschäftigungsreduktion endogen herbeige-
führt werden können. Anders gesagt: Eine wie auch
immer bemessene Nominallohnsteigerung wird sich
ex post immer als durch das Wachstum der
Arbeitsproduktivität „gerechtfertigt” erweisen. Daher
eignet sich die Produktivitätsorientierung der
Nominallöhne nicht als Maxime für die Beurteilung
der Beschäftigungswirksamkeit. Wie gezeigt wurde,
ist die Wachstumsrate der nominalen Nachfrage die
geeignete Meßlatte, an der sich die Lohnpolitik mes-
sen lassen muß. Produktivitätsfortschritte wirken
allenfalls insoweit auf die Beschäftigung als sie die
Relation zwischen Nachfrage und Löhnen verän-
dern. Dies könnte dann der Fall sein, wenn sich die
Tarifparteien an sich ändernde Wachstumsraten von
beschäftigungsneutralem technischem Fortschritt
nur langsam mit den Lohnabschlüssen anpassen.
So vertreten Ball/Mankiw (2002) die These, daß der
Rückgang der Arbeitslosenquote in den USA wäh-
rend der zweiten Hälfte der 1990er Jahre darauf zu-
rückzuführen ist, daß das ansteigende Produktivi-
tätswachstum nicht wirklich wahrgenommen wurde
und dementsprechend unvollständig in die Nominal-
löhne einfloß. In Jerger (2003b) wird gezeigt, daß in
Deutschland der gleiche Effekt mit umgekehrtem
Vorzeichen am Werk war: Der langfristig zurückge-
hende Produktivitätsfortschritt ging mit einem An-
stieg der langfristigen Komponente der Arbeitslo-
senquote (d.h. unter Herausrechnung von konjunk-
turellen Einflüssen) einher.

Dies bringt uns zu einem weiteren Aspekt der lohn-
politischen Debatte, nämlich der Rolle der Löhne
für die Nachfrage selbst. Vor allem Gewerkschafts-

vertreter beharren immer wieder darauf, daß Lohn-
steigerungen schon allein deswegen notwendig
und wünschenswert seien, weil dadurch die Nach-
frage der Lohnbezieher angeregt und damit letzt-
lich mehr Beschäftigung geschaffen würde. Dieses
sog. Kaufkraftargument der Löhne ist innerhalb des
oben genannten Standardmodells nicht einfach
abzubilden, weil dafür eine sorgfältige und keines-
wegs triviale Spezifikation der aggregierten Nach-
fragefunktion notwendig ist. Diese Analyse wurde
in Jerger/Michaelis (2003) geleistet mit dem Ergeb-
nis, daß eine positive Beschäftigungswirksamkeit
von Nominallohnerhöhungen nur dann denkbar ist,
wenn aus irgendwelchen Gründen die Anpassung
der Güterpreise an die gestiegenen Lohnkosten
nicht oder nur unvollständig ist. Sobald aber ein
hinlänglich großer Teil dieser Anpassung stattge-
funden hat, sind Nominallohnerhöhungen auch bei
expliziter Berücksichtigung der Löhne in der ge-
samtwirtschaftlichen Nachfragefunktion beschäfti-
gungsmindernd. Daher wird die Aussage des einfa-
chen Standardmodells durch das Kaufkraftargu-
ment der Löhne nicht modifiziert. 

Gemäß Gleichung (1) gehen Lohn- und Nachfrage-
politik völlig symmetrisch in die Bestimmung der
Beschäftigungsentwicklung mit ein. Eine wünsch-
bare oder gar zwingende Zuordnung der beschäfti-
gungspolitischen Verantwortlichkeit auf diese Poli-
tikbereiche läßt sich daraus also nicht ableiten. Das
bedeutet natürlich zunächst einmal, daß beide
Bereiche prinzipiell eine beschäftigungspolitische
Potenz aufweisen, solange es keine neutralisieren-
den Wechselwirkungen gibt. Dies wäre dann der
Fall, wenn eine expansive Nachfragepolitik eine
ebenfalls expansive Lohnpolitik nach sich ziehen
würde bzw. umgekehrt, wenn eine zurückhaltende
Lohnpolitik durch eine restriktive Nachfragepolitik
beantwortet würde. Letzteres ist das in jüngster
Zeit bisweilen beschworene, aber äußerst unwahr-
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scheinliche Szenario einer Deflationsspirale.6 Da-
her ist pragmatisch nach dem jeweiligen Hand-
lungsspielraum zu fragen. Hierbei ergibt sich ein
denkbar einfaches Bild: Die Geldpolitik als erste
Säule der Nachfragepolitik steht innerhalb der Eu-
ropäischen Währungsunion (EWU) auf der nationa-
len Ebene nicht mehr zur Verfügung. Dazu kommt,
daß die Europäische Zentralbank im Rahmen ihres
Mandats zur Wahrung von Preisstabilität durchaus
konjunkturpolitische Verantwortung zeigt. Die Tat-
sache, daß in Deutschland eine deutlich niedrigere
Inflationsrate herrscht als im Durchschnitt der
EWU, läßt zwar aus nationaler Sicht eine expansi-
vere Geldpolitik wünschenswert erscheinen. Den-
noch kann von dieser Seite kein Beitrag erwartet
werden. Die Fiskalpolitik als zweite nachfragepoliti-
sche Säule ist hingegen weiterhin in nationaler Ver-
antwortung und steht damit prinzipiell auch für die
Bekämpfung von Arbeitslosigkeit zur Verfügung.
Allerdings ist zumindest in Deutschland der Spiel-
raum der Fiskalpolitik ausgeschöpft bzw. sogar

überreizt. Bisweilen wird in diesem Zusammenhang
angeführt, daß das Maastrichter Defizit-Kriterium in
Höhe von 3 % des Bruttoinlandsprodukts zu knapp
bemessen sei. Das Problem ist aber nicht die
Existenz oder Höhe dieses Kriteriums. Es wird ja
sinnvollerweise ein Spielraum für antizyklische Fis-
kalpolitik belassen, wobei dieser Spielraum für zwei
aufeinander folgende Jahre noch nicht einmal auf
die 3 %-Marke beschränkt ist, da finanzielle Sank-
tionen erst im dritten Jahr der Überschreitung der
Defizitgrenze einsetzen. 

Abbildung 2 zeigt die Problematik anhand der Da-
ten für die tatsächlichen (eingefärbte Säulen) und
konjunkturbereinigten (helle Säulen) Defizite von
1996 bis 2002. Auch konjunkturbereinigt unter-
schritt das Defizit nur in einem der vergangenen
sieben Jahre (1999) die 2 %-Marke. Gegenüber
diesem Niveau ist der konjunkturelle Effekt auf das
Defizit vergleichsweise sehr bescheiden. Die mit
„Extra”-Effort bezeichnete Linie gibt für jedes Jahr

die Differenz zwischen konjunkturbereinigtem
und tatsächlichem Defizit an. Es ist gut zu
sehen, daß nach 2000 der Versuch, das tat-
sächliche Defizit zu senken, zunehmend  auf-
gegeben wurde. Wie die Daten zeigen, ist das
eigentliche Problem aber nicht die schlechte
konjunkturelle Lage, sondern das Niveau der
konjunkturbereinigten Defizite. Im Durch-
schnitt der in Abbildung 2 erfaßten sieben Jah-
re betrug der konjunkturbereinigte Finanzie-
rungssaldo -2,4 %! Damit fällt auch die Fiskal-
politik realistischerweise als Träger zumindest
weiterer expansiver Impulse aus. Fazit: Die
Lohnpolitik ist der zumindest derzeit einzige
realistische Hebel, der zur Verbesserung der
Beschäftigungssituation zur Verfügung steht.
Daher tragen die Tarifparteien nolens volens
die Hauptlast der beschäftigungspolitischen
Verantwortung.
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Abb. 2: Tatsächliche und konjunkturbereinigte staatliche
Finanzierungssalden in % des Bruttoinlandsprodukts in
Deutschland, 1996 - 2002. 

Die UMTS-Erlöse sind dabei nicht berücksichtigt.
Quelle: Europäische Kommission, übernommen aus Feldmann (2003).
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2.2 Erwartungen und Nachfrage

Der faktische Ausfall von Geld- und Fiskalpolitik für
zusätzliche Nachfrageimpulse bedeutet jedoch
nicht, daß die Wirtschaftspolitik keinerlei Einfluß
mehr auf die aggregierte Nachfrage ausüben könn-
te. Vielmehr hat die Wirtschaftspolitik einen schwer
quantifizierbaren, aber sicherlich bedeutsamen
Hebel über die Beeinflussung der Erwartungen und
damit des Verhaltens der privaten Akteure in der
Hand. Die Betonung der Bedeutung von Erwartun-
gen nicht nur, aber insbesondere für die Nachfrage-
entscheidungen ist ein zentrales Element des
Werks von John Maynard Keynes (1936). Beispiels-
weise Konsum- und mehr noch Investitionsent-
scheidungen hängen immer auch von der Wahr-
nehmung zukünftiger Entwicklungen ab. Damit wir-
ken Erwartungen aber auch auf die nominale Nach-
frage – und mithin auf die Beschäftigung. Daher
wird in diesem Abschnitt kurz auf die Möglichkeiten
der Politik zur Beeinflussung der Erwartungen ein-
gegangen. Dabei sind gerade im Hinblick auf die
wirtschaftspolitische Bedeutung dieses Kanals
zwei Aspekte zu unterscheiden, nämlich zum einen
die Auswirkungen relativ sicher zu erwartender Än-
derungen und zum anderen die Auswirkungen von
Unsicherheit. Beide Aspekte werden nachfolgend
kurz behandelt.

Wenn erwartet werden kann, daß in der Zukunft die
verfügbaren Einkommen geringer werden (oder
weniger schnell wachsen), so diktiert die Logik der
intertemporalen Optimierung eine höhere Spar-
samkeit in der Gegenwart, um einen ungleichmäßi-
gen Einkommensstrom in einen gleichmäßigeren
Konsumstrom transformieren zu können. Hier spielt
in vielen Gesellschaften die sich dramatisch än-
dernde demographische Struktur eine ganz ent-
scheidende Rolle. Durch die demographischen
Umwälzungen wird es in den nächsten ca. drei

Jahrzehnten mit Sicherheit zu massiven Leistungs-
kürzungen in den umlagefinanzierten Systemen der
gesetzlichen Rentenversicherung sowie der Kran-
ken- und Pflegeversicherung kommen – auch wenn
derzeit niemand prognostizieren kann, wie genau
der momentan gerade intensiver werdende Vertei-
lungskampf zwischen den Generationen ausgehen
wird.7 Daher ist eine größere Ersparnis aus aktuel-
len Einkommen rational und trägt zur Abmilderung
der Konsequenzen der demographischen Entwick-
lung bei – dies wird ja durch die sog. „Riester-Ren-
te” inzwischen auch staatlich gefördert. Gesamt-
wirtschaftlich kann diese vermehrte Ersparnis ent-
weder in zusätzlichen inländischen Investitionen
(nachfrage- und beschäftigungswirksam) resultie-
ren oder aber ohne weitere Beschäftigungswirk-
samkeit zu einer vermehrten Vermögensbildung
gegenüber dem Ausland führen. Gerade in einer
alternden Gesellschaft ist es daher von großer Be-
deutung, ein möglichst gutes Investitionsklima zu
schaffen.

Davon zu trennen sind die Effekte vermehrter
Unsicherheit, z.B. über zukünftige Politikänderun-
gen. Sowohl die Intuition als auch die Entschei-
dungstheorie legen es nahe, in einem volatilen Um-
feld eher vorsichtiger zu reagieren. Je unsicherer
der Ausblick ist, desto eher lohnt es sich, mit einer
Entscheidung zu warten, konkret: den Kauf langle-
biger Konsumgüter oder Investitionsentscheidun-
gen hinauszuzögern. Dieser Gedanke scheint auch
in der Politik nachvollzogen zu werden, da ja die
„Politik der ruhigen Hand” eine von Bundeskanzler
Schröder selbst verkündete Maxime darstellt. Aller-
dings weicht die politische Realität eklatant von
dieser Maxime ab. Eine höchst unvollständige Liste
der in letzter Zeit andiskutierten Unsicherheits-
faktoren umfaßt so unterschiedliche Dinge wie die
Behandlung bislang unversteuerter Finanzanlagen
im Ausland, die Frage der Rentenfinanzierung und
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-höhe, die Gesundheitspolitik, das Vorziehen der
nächsten Einkommensteuerreform, die Zusam-
menlegung und konkrete Ausgestaltung von So-
zial- und Arbeitslosenhilfe, die Neuordnung der
Agrarsubventionen und die Modifikation des Kün-
digungsschutzes. Es kann in diesem Beitrag noch
nicht einmal ansatzweise um eine Analyse und
Bewertung dieser Themen gehen – aber die bis-
weilen langwierige Diskussion um diese Bereiche
wird von den jeweils Betroffenen als zusätzliche
Unsicherheit wahrgenommen, mit entsprechenden
Konsequenzen für Konsum- und Investitionsent-
scheidungen. So notwendig unter den veränderten
Rahmenbedingungen einer alternden Gesellschaft
in einer zunehmend enger zusammenwachsenden
Welt Reformen sind: Die Unsicherheit, die mit stän-
dig diskutierten, häufig aufgeschobenen und in den
allermeisten Fällen allenfalls halbherzigen8 Refor-
men einhergeht, ist eklatant. Eine klare Quantifizie-
rung dieser Effekte auf die aggregierte Nachfrage
ist nicht möglich, die (negative) Wirksamkeit ist
aber unbestritten. Von daher wäre es ein sehr wich-
tiger Beitrag der Wirtschaftspolitik, durch eine wie-
der verläßliche langfristige Vorgabe der Rahmen-
bedingungen die Stabilisierung der Erwartungen
und damit auch der Nachfrage zu unterstützen.

3 Welche Maßnahmen sorgen 
für mehr Beschäftigung? 
Die institutionelle Ebene

So bedeutsam der in Abschnitt 2 genannte Zusam-
menhang zwischen Beschäftigung, Nachfrage und
Löhnen auch sein mag – von dieser Erkenntnis bis
zur wirtschaftspolitischen Umsetzung liegt ohne
Zweifel eine gewisse Wegstrecke. Deshalb ist es von
großer Bedeutung, über geeignete institutionelle
Vorkehrungen nachzudenken, die als Vorbedingung
für steigende Beschäftigung dafür sorgen, daß das

Verhältnis von nominaler Nachfrage und Nominal-
löhnen wieder steigt. Diese Ebene ist also ange-
sprochen, wenn es um ganz konkrete wirtschaftspo-
litische Handlungsoptionen geht – beispielsweise
befassen sich neun der zwanzig Programmpunkte
des Sachverständigenratsgutachtens 2002/03 mit
verschiedenen Maßnahmen, die letztlich alle darauf
abzielen, moderatere und/oder differenziertere Löh-
ne zu erreichen.9 Im Gegensatz zur makroökonomi-
schen Ebene bestehen hier jedoch sehr viel mehr
empirische Unsicherheiten, d.h. es läßt sich zumeist
nicht gut beziffern, welche Maßnahme genau zu wel-
chen Effekten führt. Dies hat unter anderem auch
damit zu tun, daß bei der Wirkungsanalyse dieser
institutionellen Vorkehrungen bedeutsame Komple-
mentaritäten zwischen den einzelnen Maßnahmen
auftreten können – und in empirischen Studien iden-
tifizierbar sind. So ist beispielsweise der Effekt einer
Veränderung von kündigungsschutzrechtlichen Vor-
schriften davon abhängig, wie hoch die Lohnneben-
kosten in einer Volkswirtschaft sind. Je höher die
Gesamtkosten für einen Arbeitnehmer aus Sicht ei-
nes Arbeitgebers sind, desto bedeutsamer wird na-
türlich eine größtmögliche Flexibilität z.B. bei
schlechterer Auftragslage. Diese ist außerdem umso
wichtiger, je weniger betriebsspezifisches Humanka-
pital eine Rolle spielt. 

Bevor auf einige Einzelmaßnahmen kurz eingegan-
gen wird, erscheint es lohnend, sich die Erfahrungen
anderer Länder anzuschauen, in denen die Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit erfolgreich war. Dies des-
halb, weil eine hohe Arbeitslosigkeit bisweilen als
mehr oder weniger unabwendbares Übel gilt, das
resistent gegen jede denkbare Politikänderung ist. 

Abbildung 1 zeigt für einige europäische Länder
den Höchststand der Arbeitslosenquote in dem
Zeitraum von 1980 bis 2000 und den Tiefststand
der letzten drei Jahre zusammen mit der Quote im

Wirtschaftspolitische Bedingungen für mehr Beschäftigung aus Sicht der Wissenschaft



82

1. Quartal 2003. Es handelt sich dabei um teilweise
spektakuläre Erfolge – und nichts spricht dafür, daß
dies in Deutschland nicht auch erreicht werden
könnte.

Es ist hier nicht der Raum, um detailliert auf die
Erfahrungen mit verschiedenen Maßnahmen und
die Ergebnisse der Evaluationen verschiedener ar-
beitsmarkt- und beschäftigungspolitischer Maß-
nahmen einzugehen. Daher wird im Rest dieses
Abschnitts nur eine sehr knappe und punktuelle
Zusammenfassung dieser Resultate vorgenommen
– zumal der Beitrag von van Suntum in diesem
Band auf Evidenz aus internationalen Erfahrungen
mit verschiedenen Einrichtungen eingeht.

Zunächst einmal zu nennen sind hier die Erfahrun-
gen mit verschiedenen Instrumenten der aktiven
Arbeitsmarktpolitik. Deren Evaluation ist metho-
disch sehr schwierig; die relevante Frage lautet na-

türlich, welche Beschäftigungssituation
sich ohne die entsprechende Maßnah-
me ergeben hätte. Diese Fragestellung
muß also nicht nur den Effekt auf die
Maßnahmeteilnehmer feststellen, son-
dern alle denkbaren Drehtür- und Mit-
nahmeeffekte ebenso berücksichtigen
wie die plausiblerweise negativen Fol-
gen der Finanzierung dieser Maßnah-
men. Nicht zuletzt wären generell auch
die Rückwirkungen solcher Programme
auf das Verhalten der Akteure auf dem
ersten Arbeitsmarkt abzubilden: Je eher
sich die Tarifparteien darauf verlassen
können, daß durch hohe Lohnabschlüs-
se arbeitslos gewordene Personen in
Programmen der aktiven Arbeitsmarkt-
politik landen, desto weniger werden
diese ihre beschäftigungspolitische Ver-
antwortung zu übernehmen bereit sein.

Selbst ohne Berücksichtigung der beiden letztge-
nannten negativen Rückwirkungen deuten die
Ergebnisse der existierenden Evaluationen dieser
Maßnahmen darauf hin, daß allenfalls sehr geringe
Effekte meßbar sind, die sogar negativ sein kön-
nen.10 Vor dem Hintergrund des Modells aus Ab-
schnitt 2 ist dieser negative Befund aufgrund der
Rückwirkungen dieser Maßnahmen auf die Lohn-
bildung auch keineswegs erstaunlich.

Eher Erfolg versprechend sind dagegen Versuche,
die arbeitsmarktpolitischen Problemgruppen
durch eine stärkere individuelle Betreuung wieder
in das Berufsleben einzugliedern. So zeigten ent-
sprechende Versuche in Mannheim beträchtliche
Erfolge in Form deutlich höherer Vermittlungs-
quoten.11 Hierbei wurde das in den Arbeitsämtern
übliche Betreuungsverhältnis von 800 Arbeitslosen
pro in der Vermittlung tätigen Sachbearbeiter(in)
drastisch auf 1:60 verbessert. Gleichzeitig wurde

Jürgen Jerger

Abb. 3: Beschäftigungspolitische Erfolge in Europa

Quelle: OECD.

Land
Höchststand
1980 - 2000

Tiefstand
2000 - 2003

Jahr Stand Jahr Stand

Dänemark 1993 9,6 2001 4,3 5,0

Niederlande 1983 9,7 2001 2,4 3,6

Portugal 1985 8,7
2000 -
2002

4,1 6,8

Spanien 1994 23,9 2001 10,6 11,4

Schweden 1997 9,9
2001 -
2003

4,9 5,3

Deutschland 1997 9,9
2001 -
2002

7,8 9,2

ALQ 
in

I/2003



83

für diesen Versuch, der mit langzeitarbeitslosen
Arbeitslosenhilfe- und Sozialhilfeempfänger durch-
geführt wurde, eine Zusammenarbeit zwischen
Arbeitsamt und Sozialamt vereinbart. Damit wurde
die Verlagerung der Zuständigkeit für arbeits-
marktpolitische Problemgruppe auf die kommuna-
le Ebene erreicht, wie sie seit längerer Zeit gefor-
dert wird, um die auf der Hand liegenden Anreize
der Vermeidung der von den Kommunen zu tra-
genden Sozialhilfe sowie die bessere Kenntnis der
lokalen Arbeitsmarktgegebenheiten zu nutzen.12

Allerdings ist der Schluß von einem lokal sehr
begrenzten Versuch auf die Wirkungen einer
flächendeckenden Einführung einer deutlich bes-
seren Betreuungsrelation nicht trivial. Dennoch
wäre eine stärkere Konzentration der Tätigkeit der
Bundesanstalt für Arbeit darauf mit Sicherheit ein
Versuch wert – und soll im Rahmen der
Umgestaltung dieser Institution ja auch in Angriff
genommen werden. Entscheidend ist dabei, daß
die Wiedereingliederung von Langzeitarbeitslosen
dazu führt, daß diese in der Lohnfindung wieder zu
einem „relevanten” Teil werden in dem Sinne, daß
sie zur impliziten „Zielbeschäftigung” gehören.
Empirische Befunde von Nickell/Layard (1999) zei-
gen nämlich, daß die Zahl der erst kurzfristig ar-
beitslos Gemeldeten einen signifikanten Einfluß
auf die Lohnbildung auszuüben vermag, während
dies für die Langzeitarbeitslosen nicht der Fall ist.
Daher bestünde die Möglichkeit, durch die
Wiedereingliederung dieser Gruppe den Druck auf
die Löhne zu verstärken und somit zu einer nach-
haltigen Ausweitung der Beschäftigung zu gelan-
gen.

Ein weiterer Punkt, der immer wieder in der öffentli-
chen Diskussion ist, betrifft die Regelungen zum
Kündigungsschutz.13 Obgleich internationale Quer-
schnittsvergleiche keine klare Verbindung zwischen
generösem Kündigungsschutz auf der einen Seite

und der Höhe der Arbeitslosenquote auf der anderen
Seite erkennen lassen, sind die Regelungen in
Deutschland mit Sicherheit deutlich verbesserungs-
bedürftig. Für diese Feststellung genügt allein schon
der Fakt, daß in Deutschland jährlich etwa eine vier-
tel Million (!) Prozesse geführt werden, in denen es
um die Anwendung des Kündigungsschutzes geht.
Einen sehr viel deutlicheren Beweis für die
Untauglichkeit einer Regelung kann es kaum geben.
Ein empirisch gut gesicherter Befund hinsichtlich
des Kündigungsschutzes besteht darin, daß ein hö-
heres Maß an Protektion mit einem höheren Anteil
von Langzeitarbeitslosigkeit einhergeht. Wenn man
sich nun die bereits angesprochene Verbindung von
Langzeitarbeitslosigkeit und Lohnbildung vor Augen
führt, so scheint es doch sehr plausibel zu sein, daß
ein verringerter Kündigungsschutz zu mehr Be-
schäftigung führt. Dieser Befund lenkt außerdem die
Aufmerksamkeit auf die Tatsache, daß es bei dem
Kündigungsschutz weniger um ein „Verteilungs-
spiel” zwischen Arbeitgebern und (potentiellen) Ar-
beitnehmern geht – es handelt sich dabei minde-
stens ebenso sehr um eine Verteilungsfrage zwi-
schen den noch Beschäftigten und den Arbeits-
losen. Es sind vor allem die Arbeitslosen, die auf-
grund der höheren Wahrscheinlichkeit von Lang-
zeitarbeitslosigkeit – mit all ihren monetären und
psychischen Kosten – unter einem schärferen Kün-
digungsschutz zu leiden haben. Wenn dieser Punkt
in der öffentlichen Diskussion besser verstanden
würde, könnten sich die seitens der Wissenschaft
angemahnten Lockerungen des Kündigungsschut-
zes wohl auch besser durchsetzen lassen.

Abbildung 4 zeigt eine interessante empirische
Perspektive in diesem Zusammenhang, nämlich
die Zerlegung der Arbeitslosenquote in die sog.
„Betroffenheit” und die durchschnittliche Dauer. Die
erste Größe gibt den Prozentsatz der Erwerbsper-
sonen an, die im Verlauf eines Jahres mit Arbeitslo-
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sigkeit in Berührung kommt, während die Dauer die
bei Eintritt in die Arbeitslosigkeit im Durchschnitt zu
erwartende Zeitspanne bis zum erneuten Wechsel
des Arbeitsmarktstatus angibt.14

Man erkennt in der Abbildung, daß der enorme An-
stieg der Arbeitslosigkeit in den letzten beiden
Jahrzehnten praktisch vollständig einer Zunahme
der durchschnittlichen Dauer geschuldet ist. Dem-
gegenüber ist der Anteil der innerhalb eines Jahres
von Arbeitslosigkeit betroffenen Erwerbspersonen
2001 praktisch genau so hoch wie 1980. Diese
Diagnose zeigt, daß die dramatisch gestiegene Ar-
beitslosenquote ironischerweise also gar nicht
mehr Menschen betrifft, diese aber sehr viel härter.
Selbst bei unveränderter Arbeitslosigkeit im Aggre-
gat spräche daher einiges dafür, Maßnahmen zu er-
greifen, die die Dauer individueller Erfahrungen mit
Arbeitslosigkeit kürzen würden, selbst wenn dies
mit einer Zunahme der Betroffenheit einhergehen
sollte. Eine solche Politikänderung – und die

Lockerung des Kündigungsschutzes wäre
dies – würde den sozialen Sprengstoff der
Arbeitslosigkeit deutlich reduzieren kön-
nen.15

Weitere institutionelle Vorkehrungen, die für
eine beschäftigungsfördernde Lohnzurück-
haltung und -differenzierung sorgen könn-
ten, betreffen die Lohnverhandlungen und
deren Determinanten. Die Tarifautonomie
ist zwar in Deutschland verfassungsrecht-
lich geschützt. Wenn aber – vor allem in
Ostdeutschland – diese Institution zu
gesellschaftlich völlig inakzeptablen Ergeb-
nissen führt, muß die Frage erlaubt sein, ob
eben diese Gesellschaft einen entspre-
chenden Schutz unkonditional aufrechter-
halten möchte. Ein völliges Abrücken von
der Tarifautonomie scheint aber überhaupt

nicht notwendig zu sein; es wäre nämlich schon ein
großer Schritt in die richtige Richtung, wenn auf be-
trieblicher Ebene mit mehrheitlicher Zustimmung
des jeweiligen Betriebsrates bzw. der Belegschaft
Abweichungen von Tarifverträgen zugelassen wür-
den. Dies könnte der Gesetzgeber einfach dadurch
erreichen, daß – wie schon lange gefordert – die
Bestimmung des § 77 Abs. 3 Betriebsverfassungs-
gesetz ersatzlos gestrichen würde. Dieser Bestim-
mung zufolge muß die Möglichkeit der (Lohn-)Ab-
weichung nach unten auf der betrieblichen Ebene
explizit in einem Tarifvertrag vorgesehen werden.
Mit einem einzigen Federstrich könnte der Gesetz-
geber also flächendeckend betriebliche „Bündnis-
se für Arbeit” auf sehr viel solidere Beine stellen als
dies gegenwärtig der Fall ist. Da auf dieser Ebene
der auf der makroökonomischen Ebene in
Deutschland gescheiterte Bündnisgedanke am
ehesten fruchtbar gemacht werden kann, ergäbe
sich hier mit Sicherheit ein Mittel zur Stabilisierung
bzw. zur Steigerung der Beschäftigungsmenge.

Jürgen Jerger

Abb. 4: Dauer und Betroffenheit der Arbeitslosigkeit

Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung.
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Da Arbeitslosigkeit in Deutschland nicht exklusiv,
aber immer noch ganz überwiegend ein Problem ge-
ring qualifizierter Personen ist, stellen auch einige
der derzeitigen sozialstaatlichen Regelungen ein
praktisch nicht überwindbares Beschäftigungshin-
dernis dar. Sozialhilfe und Lohnersatzleistungen
definieren für alle Bezugsberechtigten eine Unter-
grenze für einen akzeptablen Lohn. Insbesondere
die in weiten und relevanten Bereichen vollständige
oder fast vollständige Anrechnung eigener Zusatz-
verdienste sorgt dafür, daß sich Leistung gerade in
diesen Gruppen eben nicht lohnt – bzw. nur dann,
wenn sie in der Schattenwirtschaft erbracht wird.
Das Problem muß nicht notwendigerweise über eine
Senkung der Nichtarbeitseinkommen gelöst werden
– obgleich dies für arbeitsfähige Transfereinkom-
mensbezieher wahrscheinlich ein Teil des Pakets
sein muß. Sehr viel entscheidender als diese
„Peitsche” ist das „Zuckerbrot” von marginalen
Transferentzugsraten deutlich unterhalb von 100 %.

4 Warum werden die richtigen
Maßnahmen nicht umgesetzt? 
Die polit-ökonomische Ebene

Die beiden vorigen Abschnitte diskutierten die prin-
zipielle Stoßrichtung sowie mehr oder weniger Er-
folg versprechende Wege einer auf eine Beschäfti-
gungsausweitung angelegten Wirtschaftspolitik.
Warum aber werden diese Dinge trotz nun doch
schon lang anhaltender Massenarbeitslosigkeit mit
exorbitanten fiskalischen (und anderen) Konse-
quenzen nicht umgesetzt? Warum sind die meisten
dieser Elemente in den Vorschlägen der Hartz-
Kommission gar nicht erst enthalten? Die Beant-
wortung dieser Frage trägt die beschäftigungspoli-
tische Diskussion nun auf die polit-ökonomische
Ebene – und hier kann die Wissenschaft die Proble-
me letztlich vor allem beschreiben, aber wenig zu

deren Lösung beitragen, da sie die Umsetzung
gangbarer Politikoptionen nicht in der Hand hat.

Daß gerade die Vorschläge der Hartz-Kommission
nicht an den Kern der deutschen Arbeitsmarktpro-
bleme herangehen, kann im Grunde nicht wirklich
überraschen. Denn diese Kommission wurde ein-
gerichtet mit dem Ziel, Verbesserungsvorschläge
für die Organisation der Bundesanstalt für Arbeit zu
erarbeiten, nachdem diese zuvor insb. für ihre Ver-
mittlungsaktivitäten (bzw. deren Erfassung) in die
Kritik gekommen war. Daher sind es auch Elemente
wie die Personal-Service-Agenturen und Vorschlä-
ge zur Handhabung der Lohnersatzleistungen (Zu-
sammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe),
die am Ende herausgekommen sind. Anders ge-
sagt: Die Reduzierung der Massenarbeitslosigkeit
stand letztlich überhaupt nicht auf der Agenda der
Hartz-Kommission; erst durch die durch keinerlei
Analyse substantiierte Behauptung, mit den Maß-
nahmen die Arbeitslosenzahl binnen drei Jahren
halbieren zu können, hat sich die Kommission
selbst diesen Auftrag letztlich angemaßt – was na-
türlich auch der zeitlichen Nähe zur Bundestags-
wahl im September 2002 geschuldet sein könnte.
Bei allem Respekt vor den Mitgliedern der Hartz-
Kommission muß auch auf die Tatsache hingewie-
sen werden, daß Vertreter der Wirtschaftswissen-
schaften gar nicht erst mit von der Partie waren. Ein
zumindest denkbarer Grund dafür könnte sein, daß
die Kommission nicht mit schmerzhaften und un-
populären Empfehlungen auftreten wollte. Die ein-
zige Ausnahme davon ist die Forderung nach Ver-
schärfung der Zumutbarkeit von vermittelten Jobs
– wobei man sich hier darauf verlassen konnte, daß
die „Grausamkeiten” erst in der Praxis zutage ge-
fördert würden.

Ein tiefergehender Grund für die mangelnde Bereit-
schaft, arbeitsmarktpolitische Fragen offensiv und,
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wo nötig, auch unpopulär anzugehen, dürfte aber in
der in Abbildung 4 enthaltenen Tatsache zu sehen
sein, daß durch die gestiegene Arbeitslosigkeit
scheinbar paradoxerweise gar nicht mehr Menschen
betroffen sind. Dies könnte jedenfalls erklären,
warum man in der Politik immer noch der Meinung
ist, auf unpopuläre Maßnahmen verzichten zu kön-
nen bzw. warum sich die Arbeitslosen und die von
Arbeitslosigkeit akut Bedrohten im politischen Pro-
zeß keine ausreichende Stimme verschaffen können.

Die Frage ist dann natürlich, wie schlecht es um
den Arbeitsmarkt bestellt sein muß, damit wirksa-
me Reformvorhaben in die Tat umgesetzt werden
können. Die Wissenschaft kann auf diese Frage
naturgemäß keine Antwort geben; wenn man sich
aber vor Augen hält, wie relativ unaufgeregt in Ost-
deutschland Arbeitslosenquoten knapp unterhalb
der 20 %-Marke (lokal auch deutlich darüber) ak-
zeptiert werden, kann man nicht besonders optimi-
stisch sein, daß ein echter Reformwille politisch
bald mehrheitsfähig wird.

5 Zentrale Elemente einer 
Politik für mehr Beschäftigung

Eine auf Beschäftigung ausgerichtete Wirtschafts-
politik muß letztlich auf das Verhältnis von Nachfra-
ge und Löhnen einwirken. Akzeptiert man die Ein-
schätzung, daß von Geld- und Fiskalpolitik zumin-
dest in der derzeitigen Situation keine zusätzlichen
expansiven Nachfrageimpulse ausgehen können,
so sind die Löhne der zentrale Ansatzpunkt. Um es
einfach auszudrücken: Jedes Arbeitsverhältnis
muß sich für beide Seiten, d.h. für Arbeitgeber und
Arbeitnehmer, lohnen. Damit diese ebenso simple
wie fundamentale Anforderung wieder für mehr
Beschäftigungsverhältnisse gilt, muß zum einen

Arbeit für Unternehmen billiger werden. Und zum
anderen müssen die Lohnersatzleistungen vor
allem im unteren Qualifikationssegment so ausge-
staltet sein, daß alle ein größtmögliches Interesse
an einem (legalen) Arbeitsangebot haben. Neben
sozialpolitischen Korrekturen läßt sich dieses Ziel
jedenfalls der Tendenz nach dadurch erreichen,
daß die Stimme der Arbeitslosen in den Lohnver-
handlungen ein größeres Gewicht bekommt. Die
Absenz dieser Stimme ist in Situationen hoher Un-
terbeschäftigung ein aus gesamtgesellschaftlicher
Sicht ganz gravierender Konstruktionsfehler der Ta-
rifautonomie. Die Einführung der generellen Zuläs-
sigkeit betrieblicher Bündnisse für Arbeit könnte
diesen Mißstand jedenfalls teilweise beheben. Da-
rüber hinaus ist die Entlastung insbesondere gerin-
gerer Arbeitseinkommen von Lohnnebenkosten ein
Weg, wie Arbeit aus Sicht des Arbeitgebers billiger
werden könnte, ohne eine entsprechende Minde-
rung des Nettolohns zu bedingen. Der Abbau von
Kündigungsschutz würde schließlich Arbeit verbilli-
gen können, ohne daß der Lohn überhaupt direkt
tangiert wird. Wenn man in der Politik vermitteln
könnte, daß dies weniger ein Verteilungskampf zwi-
schen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ist, son-
dern sehr viel mehr eine Umverteilung von Rechten
von noch Beschäftigten zugunsten von Arbeitslo-
sen, würde diese vermehrte Flexibilität vielleicht
auch durchsetzbar werden können.

Ein wichtiger Beitrag hat die Wirtschaftspolitik aber
auch ohne die traditionellen Instrumente der Fiskal-
und Geldpolitik auf der Nachfrageseite zu leisten.
Hier könnte insbesondere eine verläßliche und ehr-
liche Politik, die nicht in wichtigen Bereichen immer
wieder durch nur halbherzige Reformversuche in
einem erheblichen Maß zur Verunsicherung von
Konsumenten und Investoren beiträgt, einen
Beitrag leisten.

Jürgen Jerger
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Anmerkungen
* Für hilfreiche Kommentare danke ich den Teilnehmern der

Tagung sowie Jörg Lingens.

1  Ganz ähnlich ist der Tenor im Gutachten des Sachverstän-
digenrates, in dem davon die Rede ist, daß die Vorschlä-
ge nicht an die zentralen Ursachen der Arbeitslosigkeit he-
rangehen (vgl. SVR 2002, S. 265). Am ehesten kontrovers
diskutiert wird die Rolle der Personal-Service-Agenturen
(PSA), da hier durchaus nicht klar ist, ob bzw. warum es
diese neue Bürokratie für die vermehrte Verbreitung von
Leiharbeit braucht.

2  Vgl. beispielsweise den Beitrag von Profit/Tschernig
(1998), in dem über eine Umfrage unter Ökonomen nach
sinnvollen bzw. notwendigen beschäftigungspolitischen
Maßnahmen berichtet wird – und dabei ein recht homoge-
nes Bild zeigte.

3  Vgl. Landmann/Jerger (1999, Kap. 8).

4  In Jerger/Landmann (2001) ist ein entsprechendes Modell
aufgeschrieben, während in Jerger/Landmann (2002) eine
verbale und politikorientierte Exposition des Modellrah-
mens diskutiert wird.

5  Der Zusammenhang in Gleichung (1) gilt in exakt dieser
Form nur für eine Cobb-Douglas-Produktionsfunktion so-
wie für einen konstanten mark-up der Güterpreise auf die
Stückkosten. Daher ist der empirische Test auch eine
Überprüfung dieser Annahmen.

6  Es soll hier nicht ausführlich der Frage nachgegangen
werden, warum eine Deflationsspirale wenig wahrschein-
lich ist. Im wesentlichen beruht der Optimismus auf der
Tatsache, daß sich in Deutschland bzw. im Euro-Raum alle
relevanten Entscheidungsträger in Fiskal- und Geldpolitik
der potentiellen Gefahr einer solchen Entwicklung durch-
aus bewußt sind und daher mit einem rechtzeitigen
Gegensteuern gerechnet werden kann.

7 Es sei in diesem Zusammenhang nicht nur an die aktuelle
Debatte in Deutschland in diesem Bereich (Gesundheits-
reform, Rentenreform, Pflegeversicherung, …) erinnert,
sondern auch an die massiven Auseinandersetzungen, die
z.B. in Italien, Österreich und Frankreich mit geplanten
oder durchgesetzten Einschnitten einhergingen.

8  Symptomatisch dafür ist die aus dem Schatz der Fußball-
weisheiten modifizierte Erkenntnis, daß „nach der Reform
vor der Reform“ sei.

9 Die Programmpunkte 5 bis 12 haben direkt den Arbeits-
markt im Auge. Das Plädoyer eines Übergangs von lohn-
bezogenen Beiträgen zur Krankenversicherung zu Kopf-
pauschalen (Programmpunkt 18) dient aber letztlich auch
vor allem der Senkung der Arbeitskosten. Vgl. SVR (2002),
S. XIII.

10 Für einen Überblick siehe Fitzenberger/Speckesser (2000)
sowie Fitzenberger/Hujer (2002).

11  Vgl. Jerger/Pohnke/Spermann (2001).

12  Das geplante „Arbeitslosengeld II“ verlagert demgegenü-
ber die Kompetenz für diese Personengruppe auf die Bun-
desebene.

13  Vgl. Jerger (2003a) für eine ausführlichere Diskussion die-
ses Bereichs.

14  Die Arbeitslosenquote ergibt sich als Multiplikation dieser
beiden Größen nach geeigneter Skalierung. Daher kann in
Abbildung 4 entlang einer zum Ursprung hin konvexen Li-
nie eine konstante Arbeitslosenquote eingezeichnet wer-
den.

15  Man kann sich dies vielleicht am einfachsten anhand einer
extremen Überlegung verdeutlichen: Eine aggregierte Ar-
beitslosenquote in Höhe von durchschnittlich 10 % wird
gemessen, wenn 10 % der Erwerbspersonen ständig ar-
beitslos sind, während 90 % durchgehend beschäftigt
sind – oder aber auch dadurch, daß alle Erwerbspersonen
10 % der Zeit (also etwa 5 Wochen im Jahr) arbeitslos
sind. Es sollte aber einleuchten, daß sich hinter den bei-
den identischen Arbeitslosenquoten sehr unterschiedliche
soziale Phänomene verbergen.
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1 Wachstum und 
Beschäftigung auf Talfahrt

Zusätzliche Beschäftigung schafft Wachstum,
Wachstum schafft Beschäftigung. Beide Wirkungs-
mechanismen müssen reibungslos funktionieren,
damit die Menschen in unserem Land günstige be-
rufliche Entfaltungsmöglichkeiten finden, genügend
neue Arbeitsplätze entstehen und unser Wohlstand
gesichert wird. Beides läuft in Deutschland alles
andere als rund, und zwar nicht erst seit heute.

Die Wachstumsdynamik läßt immer mehr nach:

n Bereits in der zweiten Hälfte der 90er Jahre war
Deutschland Wachstumsschlußlicht in Europa.

n Seit 2001 herrscht Stagnation, derzeit ist die
Wirtschaft sogar in eine leichte Rezession abge-
taucht. Das ist die längste Wachstumsflaute der
Nachkriegszeit. 

n Für 2003 ist kaum mehr erreichbar als eine
schwarze Null. Die Prognosen für 2004 werden
wie gehabt laufend nach unten revidiert:
Mittlerweile ist nur noch von + 1,3 % bis + 1,8 %
Wachstum im nächsten Jahr die Rede – zu
wenig für eine durchgreifende Wende.

Bei der hohen Beschäftigungsschwelle des
Wachstums in Deutschland von 2 % bis 2,4 %
(USA 0,5 %) heißt das vor allem: Die Probleme auf
dem Arbeitsmarkt begleiten uns weiter. 

Die Beschäftigungslage ist allerdings jetzt schon
deprimierend: 

n Die Erwerbstätigkeit geht nach wie vor zurück:
Binnen Jahresfrist sind 622.000 sozialversiche-
rungspflichtige Arbeitsplätze verloren gegan-
gen.

n Im Juli 2003 waren  4,35 Millionen Arbeitnehmer
in Deutschland ohne Beschäftigung.

n Wenn im Winter 2004 die 5 Mio.-Grenze nicht
überschritten wird, dann geht dies vor allem auf
das Konto „Statistikbereinigung“.

Das bedeutet auch: Der 30-jährige Trend einer von
Konjunkturzyklus zu Konjunkturzyklus steigenden
Sockelarbeitslosigkeit ist ungebrochen. Zur Erinne-
rung: 1970 waren 149.000 Arbeitslose registriert;
die Arbeitslosenquote betrug ganze 0,7 %! 

2 Mehr strukturelle 
als konjunkturelle Probleme

Wenngleich viel über diese Probleme diskutiert wird
und Lösungsvorschläge auf dem Tisch liegen, so
haben wir in Deutschland dennoch nicht nur ein
Umsetzungsproblem sondern vielfach immer noch
ein Erkenntnisproblem. Die Bereitschaft, tiefgrei-
fende Reformen zu akzeptieren, ist in weiten Teilen
der Bevölkerung nach wie vor nicht sonderlich aus-
geprägt. Es wäre freilich fatal, sich mit einigen klei-
nen Korrekturen zu begnügen und ansonsten dar-
auf zu setzen, daß mit dem nächsten Aufschwung
der Arbeitsmarkt schon wieder ins Lot kommt. 

Man kann es nicht oft genug wiederholen: Ursache
für die anhaltende Wachstums- und Beschäfti-
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gungskrise sind nicht vorrangig konjunkturelle Pro-
bleme oder die als kalt, ungerecht und ausbeute-
risch apostrophierte „Globalisierung“. Die Hauptur-
sache ist vielmehr in einer Fülle struktureller Defizite
am Standort Deutschland selbst zu suchen:

(1) Der Einfluß des Staates auf das Wirtschaftsge-
schehen ist bei einer Staatsquote von 48,6 %
zu hoch (zum Vergleich: Großbritannien 41,0 %;
USA 34,2 %). Das lähmt zwangsläufig die Pri-
vatinitiative und damit die Wirtschaftsdynamik.

(2) Die damit verbundene Steuerlast für Unterneh-
men und Haushalte erschwert Investitionen in
neue Arbeitsplätze und dämpft die Leistungs-
bereitschaft der Arbeitnehmer außerhalb einer
blühenden Schattenwirtschaft. 

(3) Die im internationalen Vergleich extrem hohen
Lohnzusatzkosten von 77,9 % des Direktent-
gelts machen Arbeit in Deutschland schon
heute konkurrenzlos teuer. Das können wir nur
dadurch ausgleichen, daß wieder länger gear-
beitet wird.

Das zeigt auch die Erfahrung. Ich habe persön-
lich in einer Reihe von Fällen erreicht, daß durch
entsprechende Beschäftigungsbündnisse zwi-
schen Unternehmen, Betriebsrat und Gewerk-
schaften vor Ort Arbeitsplätze gesichert werden
konnten. So hat z.B. die Firma Völkl ihren
Standort in Deutschland aufrechterhalten und
eine fünfjährige Beschäftigungsgarantie gege-
ben im Gegenzug dafür, daß die Beschäftigten
statt 35 Stunden in der Woche fünf Jahre lang
ohne Lohnausgleich 38 Stunden arbeiten.  

(4) Die Sozialhilfe und ergänzende Unterstüt-
zungsleistungen als faktische Lohnuntergrenze
steigern die Attraktivität von Nichtbeschäfti-

gung gegenüber der Aufnahme einer Erwerbs-
tätigkeit.

(5) Der deutsche Arbeitsmarkt ist stark verkrustet.
Wer als Arbeitgeber mit fünf Beschäftigten ge-
zwungen wird, bei einer zusätzlichen Neuein-
stellung künftig für alle Arbeitskräfte 3.500 Sei-
ten Großkommentar zum Kündigungsschutz zu
beachten, wird im Zweifel eher auf zusätzliche
Aufträge verzichten oder auf Überstunden set-
zen, anstatt auch nur einen neuen Arbeitsplatz
zu schaffen. 

(6) Die unzureichende Konsolidierung der öffent-
lichen Haushalte in den Boomjahren 1999/
2000 reduziert heute den finanzpolitischen
Handlungsspielraum nahezu auf Null, es sei
denn, man stellt den Stabilitäts- und Wach-
stumspakt zur Disposition. Trotz einer Neuver-
schuldung von über 40 Mrd. Euro in diesem
Jahr geraten Zukunftsinvestitionen immer stär-
ker aus dem Blickfeld. Die Investitionsausga-
ben sind mit 9,9 % des gesamtstaatlichen
Haushalts 2003 auf einem Rekordtiefstand an-
gelangt. 

(7) Die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands ist be-
droht. Unser Welthandelsanteil ist von 12,2 %
im Jahr 1990 auf 9,6 % im Jahr 2002 gesunken
(zum Vergleich: USA 1990: 11,5 %; 2002: 
11,9 %). Die technologische Leistungsfähigkeit
bröckelt. Die Gesamtausgaben für Forschung
und Entwicklung (F+E) liegen mit 2,5 % des BIP
weit unter den Werten wichtiger Konkurrenten
(USA 2,8 %, Japan, 3,0 %, Finnland 3,7 %,
Schweden 3,8 %). Bildungspolitische Defizite
sind spätestens seit PISA unübersehbar. 

Die Folge von alldem ist: Deutschland fällt in seiner
Fähigkeit zurück, neue Wachstums- und Beschäfti-
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gungsfelder zu erschließen und verliert zugleich als
Standort an Attraktivität für ausländische Investo-
ren. 

3 „Hartz“ und 
„Agenda 2010“ greifen zu kurz

Sieht man vom Einstieg in die Neugestaltung des
Niedriglohnbereichs (Mini- und Midi-Jobs) ab, hat
Hartz an den fundamentalen strukturellen Proble-
men in Deutschland wenig geändert. Das kann
nicht wirklich überraschen. Aus wahltaktischem
Kalkül und wegen Rücksichtnahme auf die Ge-
werkschaften war die Hartz-Kommission von An-
fang an vor allem auf drei Bereiche fokussiert:

n effizientere Arbeitsverwaltung,

n schnellere Vermittlung sowie 

n Statistikbereinigung.

Wo aber in Wirklichkeit Arbeitsplätze fehlen, kann
auch eine noch so effiziente Arbeitsvermittlung die
Arbeitslosenzahlen nicht senken. Deshalb war das
Ziel von Hartz, die Arbeitslosenzahl um zwei Millio-
nen abzubauen, von Anfang an illusorisch. 

Auch die „Agenda 2010“, mit der der Kanzler am
14. März nachgelegt hat, greift zu kurz:

n Einiges davon ist zwar in Ordnung; so etwa die
Begrenzung der Bezugsdauer des Arbeitslosen-
geldes auf max. 18 Monate oder die überfällige
Verschmelzung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe. 

n Aber vieles ist zu zaghaft angelegt. Das gilt bei-
spielsweise für die nur „symbolische“ Locke-
rung beim Kündigungsschutz. Der Schwellen-

wert von 5 soll bleiben, aber befristet Beschäf-
tigte darauf nicht mehr angerechnet werden.

n Diverses, wie die „Equal-pay-Regelung“ bei der
Zeitarbeit, ist kontraproduktiv. Vor allem die
Clement’sche Novellierung der Handwerksord-
nung, die auf eine Demontage des großen Be-
fähigungsnachweises hinausläuft, ist ausbil-
dungs- und beschäftigungspolitisch ein Eigen-
tor. An den Problemen im Handwerk ist nicht der
Meisterbrief schuld, sondern die anhaltend
schwache Binnennachfrage. 

4 Die Zeit für einen reformpolitischen
Befreiungsschlag drängt

Deutschland braucht mehr – nämlich einen großen
reformpolitischen Befreiungsschlag aus einem
Guß, um Lage und Stimmung in der Wirtschaft zu
wenden und neue Wachstums- und Beschäfti-
gungsdynamik zu erzeugen. 

Das Zeitfenster für die notwendige Zukunftssiche-
rung ist eng bemessen:

n Zum einen erfordern zunehmende Internationali-
sierung der Wirtschaft sowie der Wandel zur
wissensbasierten Industrie- und Dienst-
leistungsgesellschaft eine immer größere An-
passungsfähigkeit von Wirtschaft, Politik und
Gesellschaft.

n Zum anderen setzen Schrumpfung und Alterung
der Bevölkerung spätestens ab 2010 mit Wucht
ein und verschärfen die Finanzklemme speziell
in den sozialen Sicherungssystemen. 

Die Hoffnung, daß sich aufgrund der demographi-
schen Entwicklung die Lage am Arbeitsmarkt auto-
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matisch entspannen wird, trügt. Schrumpfende
und alternde Bevölkerung bedeuten:

n eine in der Tendenz rückläufige Innovationsdy-
namik,

n eine wachsende Unternehmerlücke und

n eine steigende öffentliche Schuldenlast pro Kopf,
d.h. eine zunehmende Steuer- und Abgabenbela-
stung sowie damit einhergehend die Gefahr ver-
stärkter Abwanderung hochqualifizierter Kräfte. 

Der Handlungsdruck wird dadurch nicht kleiner.

5 Beschäftigungsschwelle 
senken, Wachstums- und
Innovationsdynamik steigern

Unser Ziel muß es sein, unverzüglich Rahmenbe-
dingungen zu schaffen, die dazu beitragen,

n bestehende Arbeitsplätze zu sichern,

n vor allem für kleine Unternehmen das Risiko von
Neueinstellungen drastisch zu reduzieren,

n Anreize zur Beschäftigungsaufnahme zu intensi-
vieren und den Niedriglohnsektor zu fördern,

n die Wettbewerbsfähigkeit des Faktors Arbeit
durch Senkung der (Lohnzusatz-) Kosten zu ver-
bessern,

n Kraft und Bereitschaft der Wirtschaft für Investi-
tionen in neue Arbeitsplätze zu stärken sowie

n Deutschland als Spitzenstandort für Innovatio-
nen zu erhalten und massiv „aufzurüsten“.

Auf die unabdingbare Modernisierung der Arbeits-
marktordnung geht – neben anderen – vor allem
der Beitrag von Frau Staatsministerin Stewens ein.
Ich will diesen Punkt nicht noch einmal aufgreifen. 

Mit einer Reform des Arbeitsmarktes allein ist es
aber nicht getan. Nur mit einer Doppelstrategie, die
nicht nur die Beschäftigungsschwelle des Wach-
stums senkt, sondern auch das Wachstum selbst
wieder ankurbelt, lassen sich die Beschäftigungs-
probleme nachhaltig lösen. Dazu ist folgendes nötig: 

(1) Senkung der Staatsquote langfristig auf 40%
mittels deutlicher Entlastung der öffentlichen
Haushalte durch Aufgaben- und Ausgabenab-
bau, Zurückdrängen der Ansprüche an den
Staat, Stärkung der Eigenverantwortung; ich
nenne hier als Stichwort die „aktive Bürgerge-
sellschaft“.

(2) Konsequenter Abbau überflüssiger Bürokratie,
damit sich die Unternehmen wieder auf ihr ei-
gentliches Geschäft konzentrieren können. In
Bayern haben wir dazu die Henzler-Kommis-
sion eingesetzt, deren Ergebnisse jetzt konse-
quent umgesetzt werden. 

(3) Kostendisziplin, um die preisliche Wettbe-
werbsfähigkeit im globalen Wettbewerb zu ver-
bessern und die Investitionskraft zu steigern.
Dazu gehört auf staatlicher Seite auch die Ab-
senkung der gesetzlichen Lohnzusatzkosten
auf unter 40 % durch Reformen in der Kran-
ken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung. 

(4) Eine verläßliche Steuersenkungsperspektive:
Zum Vorziehen der 3. Stufe der Steuerreform
nach 2004 auf der Grundlage einer soliden Ge-
genfinanzierung ohne Verstoß gegen den
Wachstums- und Stabilitätspakt und ohne
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Bruch von Art. 115 GG sagen wir ja. Das Ge-
genfinanzierungskonzept, das die Bundes-
regierung vorgelegt hat, genügt diesen An-
sprüchen auch nicht ansatzweise.

Darüber hinaus muß eine weitergehende Re-
form angepackt werden mit einer Absenkung
des Spitzensteuersatzes auf unter 40 %, der
Abflachung des gesamten Tarifs und einer dra-
stischen Vereinfachung des Steuerrechts. 

(5) Beschleunigter Ausbau und Modernisierung
der Infrastruktur, das gilt vor allem für das Ver-
kehrsnetz. Gerade für eine so exportorientierte
Wirtschaft wie die deutsche ist eine leistungs-
fähige Verkehrsinfrastruktur unverzichtbar,
denn Export ist Transport. Allein der Beitritt der
Mittel- und Osteuropäischen Länder zur Euro-
päischen Union zum 1. Mai 2004 stellt uns hier
vor enorme Aufgaben.

(6) Innovationsoffensive für Deutschland mit Stär-
kung von Forschung und Entwicklung, Techno-
logietransfer, Bildungsoffensive. 

Kurzum: Insgesamt führt an einer durchgreifenden
Revitalisierung der Sozialen Marktwirtschaft kein
Weg vorbei. Nur das bringt Deutschland im neuen
Jahrhundert zurück auf Erfolgskurs. 

6 Bayern: Motor für 
Wachstum und Beschäftigung

Bestes Beispiel für eine erfolgreiche Wachstums-
und Beschäftigungspolitik ist Bayern. Credo unse-
rer Wirtschaftspolitik in den letzen zehn Jahren war
eine klare Doppelstrategie:

(1) Systematische Bestandspflege mit dem Ziel der
Sicherung und Stärkung der Wettbewerbsfähig-
keit der vorhandenen Betriebe in Industrie,
Handwerk und Dienstleistungsgewerbe.

(2) Konsequente Innovationspolitik auf der Linie
„neue Produkte, neue Betriebe, neue Märkte“
zur Modernisierung der Wirtschaft: Was im
strukturellen Wandel an Arbeitsplätzen weg-
bricht, muß durch rentable neue ersetzt wer-
den.

Wir nutzen nicht nur die Wachstums- und Be-
schäftigungschancen im Hochtechnologiesektor.
Wir setzen vor allem auch auf die breite Anwen-
dung neuer Technologien in unseren „Brot- und
Butterindustrien“, also z.B. im Automobilbau, im
Maschinenbau, in der Elektrotechnik etc., aber
auch im Handwerk und im Dienstleistungssektor.

Der Freistaat kann Fehlentwicklungen und Ver-
säumnisse der Bundespolitik zwar nur begrenzt
kompensieren. Gerade die neunziger Jahre haben
aber gezeigt, daß sich diese Politik auf Landesebe-
ne auszahlt. Vor allem die Offensive Zukunft Bayern
und die High-Tech-Offensive, mit denen wir in den
letzten Jahren 4,5 Mrd. Euro aus Privatisierungser-
lösen in die Modernisierung des Landes investiert
haben, tragen Früchte:

n 27,5 % der deutschen Patentanmeldungen
stammten 2002 aus Bayern.

n Die Exportquote der bayerischen Industrie ist
seit Beginn der 90er Jahre um ein Drittel auf
43,8 % (2002) gestiegen, die bayerischen Ge-
samtexporte haben sich seit 1993 von 97 Mrd.
DM auf 98 Mrd. Euro annähernd verdoppelt.
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n Die Selbständigenquote (2001: 11,3%) und die
Gründerdynamik (seit 1995: + 167.300) sind in
keinem anderen Flächenland höher.

n Bayern ist deshalb Wachstumsmotor in
Deutschland. Hier hat das Bruttoinlandsprodukt
von 1993 bis 2002 um 20,3 % zugenommen, in
den alten Ländern um 13,3 %.

n Bayern ist mit einem Plus von 105.000 im Zeit-
raum 1993 - 2002 das einzige Bundesland mit
nennenswerten Zuwächsen bei den sozialversi-
cherungspflichtigen Arbeitsplätzen (West-
deutschland: - 300.000).

n Bei einer Arbeitslosenquote von 6,0 % war die
Arbeitsmarktbilanz 2002 nur in Baden-Württem-
berg besser als im Freistaat. 

Ich bin überzeugt: Aufgrund der im Freistaat betrie-
benen konsequenten Modernisierungspolitik wird
die bayerische Wirtschaft auch als eine der ersten
die gegenwärtige Wachstumsschwäche hinter sich
lassen und die Rolle des Motors im neuen Auf-
schwung spielen. 

7 Zukunft in der Verantwortung aller

Selbst die beste Wirtschafts- und Beschäftigungs-
politik kann die Arbeitsmarktprobleme allerdings
nicht im Alleingang lösen. Alle müssen dazu beitra-
gen: 

n Die Unternehmen sind gefordert, auch in der jet-
zigen kritischen Konjunkturlage nicht nur auf
Rationalisierung und Kostensenkung zu setzen,
sondern gleichzeitig Expansionsstrategien zu
entwickeln und die freigesetzten Arbeitskräfte in
neue Wachstumsbereiche zu lenken. 

n Die Arbeitnehmer müssen mehr denn je Mitver-
antwortung für ihre eigene Beschäftigungsfähig-
keit und für die Erhaltung der Wettbewerbs-
fähigkeit ihrer Arbeitsplätze übernehmen. 

n Die Tarifvertragsparteien müssen die Beschäfti-
gungspolitik durch maßvolle, ausreichend diffe-
renzierte Lohnabschlüsse flankieren. Ohne aus-
reichende Erträge gibt es keine Investitionen,
ohne Investitionen keine neuen Arbeitsplätze.

Vor allem aber muß unsere Gesellschaft insgesamt
bereit sein, die notwendigen Reformen mitzutra-
gen. Nur wenn eine breite Mehrheit akzeptiert, daß
wir beim Gegenwartskonsum etwas kürzer treten
und wieder mehr in die Zukunftssicherung investie-
ren müssen, werden wir aus der Wachstums- und
Beschäftigungskrise herausfinden.

Uns geht die Arbeit nicht aus. Vollbeschäftigung ist
auch im neuen Jahrhundert keine Utopie. Die Wei-
chen müssen nur entsprechend gestellt werden!
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Als global aufgestellter Personaldienstleister ist die
Randstad-Gruppe1 auf den relevanten Arbeits-
märkten Europas und Nordamerikas tätig. Wesent-
liche Merkmale aller Dienstleistungen von Rand-
stad sind die genauen Kenntnisse des Arbeits-
marktes sowie die lokale Ausrichtung der Nieder-
lassungen. Profunde Kenntnisse der nationalen Ar-
beitsmarktgesetzgebung, der Verbands- und So-
zialpartnerstrukturen sowie der Funktionsmecha-
nismen in Wirtschaft, Politik und Gesellschaft sind
unverzichtbare Voraussetzungen für professionel-
les und unternehmerisch erfolgreiches Agieren auf
diesen Märkten.

Für eine Serviceorganisation, deren Kerngeschäft in
den diversen Geschäftsfeldern darin besteht, Tag
für Tag Tausende von Menschen unterschiedlichster
Herkunft, Qualifikation und Lebensentwürfe zu ak-
quirieren, zu qualifizieren, einzustellen, in Kunden-
einsätze zu bringen, zu betreuen und in Be-
schäftigung zu halten, ist die jeweilige Verfassung
des nationalen Arbeitsmarktes von elementarer Be-
deutung. Unternehmerisches Engagement auf vie-
len Märkten bringt es naturgemäß mit sich, aus der
Erfahrung her Vergleiche anzustellen und Bewertun-
gen vorzunehmen, mit allem gebotenen Vorbehalt
gegen vorschnelle Urteile und Pauschalisierungen.

1 Deregulierung und 
Flexibilisierung — die 
zentrale Aufgabe für Deutschland

Das Randstad-Länderportfolio spiegelt die gesam-
te Bandbreite von Arbeitsmarktverfassungen wider
— von sehr liberalen, deregulierten Strukturen bis

hin zu starren, reglementierten Systemen mit hoher
Regulierungsdichte, exemplarisch belegt durch die
beiden Nachbarländer Deutschland einerseits und
Niederlande andererseits. Aus Sicht der Randstad-
Gruppe hat Deutschland einen enormen Hand-
lungsbedarf zur durchgreifenden Deregulierung
und Flexibilisierung seines Arbeitsmarktes. Einige
Schlaglichter, die die eigenen Erfahrungen unter-
mauern, mögen dies belegen.

n Der von der Arbeitsgruppe Benchmarking und
der Bertelsmann-Stiftung 2001 veröffentlichte
Bericht „Benchmarking Deutschland: Arbeits-
markt und Beschäftigung“ kommt zu dem Ergeb-
nis, daß die Entwicklung am deutschen Arbeits-
markt, gemessen an Niveau und Veränderung
von Beschäftigung und Arbeitslosigkeit, in den
neunziger Jahren schlechter verlief als in den
meisten vergleichbaren Ländern. Neben einem
leicht unterdurchschnittlichen Niveau von Er-
werbsbeteiligung und Beschäftigung leide der
deutsche Arbeitsmarkt an einer verfestigten Seg-
mentierung. Ein wichtiger Erklärungsfaktor sei
neben anderem die teilweise geringe Flexibilität
des deutschen Arbeitsmarktes. Ein vergleichs-
weise stark ausgeprägter Kündigungsschutz in
Verbindung mit einer noch immer weitgehenden
Regulierung von befristeter Beschäftigung und
Zeitarbeit schützten zwar die Kernbelegschaften,
beeinträchtigten aber in hohem Maße die
Durchlässigkeit des Beschäftigungssystems. Die
befristete Beschäftigung sei in Deutschland in
den letzten Jahren insgesamt dereguliert worden,
während der Regulierungsgrad der Zeitarbeit im
internationalen Vergleich trotz einiger marginaler
Reformen noch überdurchschnittlich hoch sei.

Hartz aus Sicht eines 
europäischen Unternehmens:
Durchbruch für die Zeitarbeit?

Willem G.M. Plessen
Reinhold Henseler
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n Ohne tiefgreifende Reformen auf dem Arbeits-
markt wird Deutschland auch in den kommen-
den Jahren das Schlußlicht beim Wirtschafts-
wachstum in Europa bleiben. Zu diesem Ergeb-
nis kommt die Europäische Kommission in einer
2002 vorgelegten Studie2 über die Gründe der
seit Mitte der neunziger Jahre andauernden
Wachstumsschwäche Deutschlands im Ver-
gleich zu seinen EU-Partnern. Deutschland als
größte Volkswirtschaft der EU habe zwischen
1995 und 2001 ein reales Wachstum von durch-
schnittlich 1,6 % erreicht. Auch in überschau-
barer Zukunft werde die deutsche Wirtschaft
nach Schätzung der Fachleute lediglich um
durchschnittlich 2 % im Jahr wachsen, während
die gesamtwirtschaftliche Leistung der meisten
EU-Partner um 2,5 % zunehmen werde. Neben
den Folgen der deutschen Wiedervereinigung
mit abnehmender Wettbewerbsfähigkeit und
hohen Transferleistungen sei dafür vor allem die
unzureichende Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt
verantwortlich. Während die Nachbarländer
durch Reformen mehr Menschen in den Arbeits-
prozeß gebracht und die Arbeitslosigkeit zu-
rückgeführt hätten, seien dringend notwendige
Reformen in Deutschland unterblieben.

n Auch der von der Europäischen Kommission vor-
gelegte Bericht „Employment in Europe 2002“
deckt anhand von umfangreichen Zeitreihenana-
lysen und Ländervergleichen in den relevanten
Parametern die gravierenden Strukturprobleme
und Flexibilitätsdefizite des deutschen Arbeits-
marktes auf.

n Im „World Competitiveness Yearbook 2002“3 des
International Institute for Management Develop-
ment (IMD) in Lausanne rutscht Deutschland auf
Rang 15 ab, während sich zum Beispiel die
Niederlande auf den 4. Rang verbessern.4 Gera-

dezu verheerend ist die Beurteilung des gesetzli-
chen Regelwerks für die Arbeitsmarktpolitik: Hier
bildet Deutschland international das Schlußlicht
mit Rang 49. Die Regulierung des Arbeitsmarktes
sei zu unflexibel. Im empirischen Vergleich bringt
die dauerhaft hohe Arbeitslosigkeit Deutschland
Platz 29 ein.

n Auch im Ranking der nationalen Beschäftigungs-
quoten von Eurostat und OECD belegt Deutsch-
land mit einer Quote von 66 % (2000) einen unte-
ren Platz. Während die Beschäftigungsquote in
den vergangenen zehn Jahren in fast allen
Ländern der EU gestiegen ist, war sie in
Deutschland rückläufig. In den Niederlanden ist
die Beschäftigungsquote seit 1991 am stärksten
angestiegen, nicht zuletzt durch die starke
Förderung der Teilzeitarbeit.

Es ist mittlerweile unbestritten, daß zwischen der
Flexibilität der Arbeitsmärkte und der Beschäfti-
gungshöhe ein positiver Zusammenhang besteht.
Hohe Arbeitslosigkeit und Regulierungsdichte kor-
relieren miteinander. Die Fakten sprechen für sich.
Die Niederlande, Großbritannien, Irland und einige
skandinavische Länder waren im letzten Jahrzehnt
in Europa die erfolgreichsten Volkswirtschaften bei
der Reduzierung der strukturellen Arbeitslosigkeit.
Diese Länder haben die flexibelsten Arbeitsmärkte
in der EU. Andererseits leiden die Länder mit einer
vergleichsweise restriktiven Arbeitsgesetzgebung
wie Belgien, Italien, Frankreich und Deutschland
unter steigender struktureller Arbeitslosigkeit. Die
Europäische Kommission sieht daher hierin einen
der Gründe für die strukturelle Arbeitslosigkeit in
Deutschland.

Die Bundesregierung hat den Abbau der Arbeits-
losigkeit zu ihrem wichtigsten Ziel erklärt und ange-
kündigt, mit der vollständigen Umsetzung der Vor-
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schläge der Hartz-Kommission die größte Arbeits-
marktreform der Nachkriegsgeschichte in Deutsch-
land einzuleiten. Im Dezember 2002 wurde das „Er-
ste Gesetz für moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt“ im Bundestag verabschiedet. Das Ge-
setz befaßt sich im wesentlichen mit den neuen
Rahmenbedingungen für die Vermittlung von Arbeit
und für die Beschäftigung über Zeitarbeit.

Fraglich ist, ob die damit auf den Weg gebrachten
Maßnahmen geeignet sind, um die strukturelle Ar-
beitslosigkeit wirksam zu bekämpfen und nach-
haltige Beschäftigungseffekte zu erzielen. Für
Randstad als Akteur auf dem deutschen Arbeits-
markt stellt sich die Frage, ob mit dem neuen
Recht der Zeitarbeit ein höheres Beschäftigungs-
volumen generiert werden kann. Als Benchmark
hat das erfolgreiche holländische Zeitarbeitsmo-
dell zu dienen.

2 Zeitarbeit — das 
Herzstück der Hartz-Reform

Aus gutem Grund hat Peter Hartz die Zeitarbeit als
Herzstück seiner Reformvorschläge bezeichnet.
Um eine Vorstellung zu bekommen, welche Mög-
lichkeiten Flexibilisierung auf dem Arbeitsmarkt
bietet, lohnt sich ein Blick über die Grenzen zu un-
seren europäischen Nachbarn.

2.1 Der Markt der Zeitarbeit 
im europäischen Vergleich

Im Jahr 2001 wurden in der Europäischen Union
insgesamt mehr als 7 Millionen Personen durch
Zeitarbeitsunternehmen beschäftigt.5 Im Durch-
schnitt des Jahres waren täglich ca. 2,8 Millionen
Menschen als Zeitarbeitnehmer tätig. Das ent-

spricht einem Anteil von ca. 2,1 % aller Beschäf-
tigten in Europa. Von den rund 2 Millionen neuen
Arbeitsplätzen, die von 1996 bis 1998 in der EU
entstanden sind, wurden ca. 250.000, das heißt
mehr als 10 % von Zeitarbeitsunternehmen ge-
schaffen. Die Generierung neuer Arbeitsplätze
durch Zeitarbeit ist beeindruckend; aber was für
die anstehende Fragestellung besonders wichtig
ist, sind die enormen Unterschiede zwischen den
verschiedenen EU-Mitgliedstaaten. Als Vergleichs-
größe dient die Penetrationsrate der Zeitarbeit,
das heißt die Relation der durchschnittlich in der
Zeitarbeit Beschäftigten zur Gesamtbeschäfti-
gung.

In den Niederlanden, die im EU-Vergleich über den
quantitativ und qualitativ am weitesten entwickelten
Zeitarbeitsmarkt verfügen, lag die Penetrationsquote
2001 bei 4,5 %. Großbritannien kommt gar auf 
4,7 %.6 Bezeichnenderweise sind Großbritannien,
die Niederlande und Dänemark die europäischen
Länder, die in der EU über den höchsten Beschäf-
tigungsgrad verfügen. Sie sind auch die einzigen
Länder, die bereits das Beschäftigungsziel von 70 %
erreicht haben, das im Jahr 2002 in Lissabon von
den führenden Politikern Europas als gemeinsame
Richtgröße für 2010 festgelegt wurde. In Deutsch-
land hingegen liegt die Penetrationsrate der Zeit-
arbeit an allen sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten bei 0,9 %. Das ist etwas weniger als in Spa-
nien, wo die Zeitarbeit erst 1994 legalisiert wurde.
Sogar Italien, wo Zeitarbeit erst seit 1998 erlaubt ist,
hat in wenigen Jahren bereits eine Penetrationsrate
von rund 0,7 % erreicht. Rund 30 Jahre nach Einfüh-
rung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG)
in Deutschland ist eine derart niedrige Marktbedeu-
tung der Zeitarbeit symptomatisch für die schlechte
Verfassung des deutschen Arbeitsmarktes insge-
samt, dokumentiert durch den Ausweis einer struk-
turell hohen Arbeitslosenquote.
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In diesem Kontext sei auf die Befunde und Schluß-
folgerungen der im Jahre 2000 von Euro-CIETT
vorgelegten internationalen Vergleichsstudie ver-
wiesen.7 Die Autoren der Studie haben errechnet,
daß die Branche der Personaldienstleister in Euro-
pa bis zum Jahre 2010 rund 4 Millionen neue Ar-
beitsplätze schaffen könnte, wenn überkommene
und obsolete Restriktionen für die Zeitarbeit aufge-
hoben würden. Dies entspräche einer Beschäfti-
gung von mehr als 6 Millionen Menschen im Tages-
durchschnitt über Zeitarbeit. Bei der Schaffung
neuer Arbeitsplätze könnten potentielle Substitu-
tionseffekte zulasten von Stammmitarbeitern nahe-
zu ausgeschlossen werden. Den Ländern mit ver-

gleichsweise noch geringer Marktdurchdringung in
der Zeitarbeit und gleichzeitig hoher Regulierungs-
dichte, wie zum Beispiel Deutschland, attestierten
die Experten der Studie ein besonders hohes
Wachstumspotential. Mehr als 1 Million dieser neu-
en Arbeitsplätze könnten daher in Deutschland
generiert werden. Voraussetzung für eine dergestalt
positive Entwicklung sei jedoch, daß Personal-
dienstleister als Teil der Lösung für den Arbeits-
markt von morgen angesehen würden und nicht
mehr als Problem des Arbeitsmarktes von gestern.

Ausgehend von einem Erwerbspersonenpotential
(Bevölkerung im Alter zwischen 15 und 65 Jahre) in
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Abb. 1: Größtes Wachstum in Ländern mit geringer Marktdurchdringung

EU-15 Durchschnitt
Quelle: CIETT.
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Deutschland in Höhe von rund 45 Millionen (2002)
und einer Penetrationsrate der Zeitarbeit vergleich-
bar mit den Niederlanden, könnte die Zeitarbeits-
branche theoretisch rund 2 Millionen Menschen
beschäftigen – im Vergleich zu rund 300.000 derzeit.

2.2 Zeitarbeit und Beschäftigung —  
empirische Befunde

Gelegentlich werden von Interessengruppen ge-
genüber der Zeitarbeit Vorbehalte geäußert und
Mißverständnisse vorgetragen. Die positiven Be-
schäftigungseffekte der Zeitarbeit lassen sich je-
doch durch nachprüfbare Daten und Fakten bele-
gen. Dazu einige empirische Befunde:

Eine der beiden Fehlannahmen, die am häufigsten
in bezug auf flexible Arbeit im allgemeinen und auf
Zeitarbeit im besonderen vorgetragen werden, ist
der Vorwurf, Zeitarbeit schaffe nicht wirklich neue
Arbeitsplätze, sondern substituiere bestehende
Vollzeitarbeitsplätze bei Kundenunternehmen
durch befristete Zeitarbeitsplätze. Die im Jahr 2000
von Euro-CIETT vorgelegte internationale Ver-
gleichsstudie bestätigt eindrucksvoll den komple-
mentären Charakter der Zeitarbeit: Gäbe es die
Alternative Zeitarbeit nicht, hätten die befragten
Unternehmen nur in 14 % der Fälle feste Mitar-
beiter eingestellt, während bei 38 % der Befragten
die Arbeit unter Verwendung interner Lösungen wie
Überstunden, das heißt über Mehrbelastung der ei-
genen Belegschaft ohne zusätzliche Arbeitsplätze,
erledigt worden wäre; 17 % der Arbeit wäre nicht
getan worden. In 31 % der Fälle wäre auf externe
Flexibilitätslösungen wie zum Beispiel Outsourcing
zurückgegriffen worden. Zusammengefaßt reprä-
sentieren 55 % der Zeitarbeitsplätze unter dem
Strich neugeschaffene Arbeitsplätze, das heißt, es
wird Arbeit generiert, die ansonsten nicht verrichtet

worden wäre oder von anderen Personen erledigt
worden wäre, die bereits einen Arbeitsplatz haben.
Personaldienstleister, so die Schlußfolgerung der
Studie, tragen oftmals sogar zur Sicherung von
bestehenden Stammarbeitsplätzen bei.

Eine zweite Fehlannahme ist die Aussage, daß Zeit-
arbeitnehmer nur für die entleihenden Unterneh-
men von Nutzen sind, aber nicht für die Arbeitneh-
mer selbst, die nur deshalb für ein Zeitarbeitsunter-
nehmen arbeiten, weil sie keinen festen Arbeits-
platz in konventioneller Beschäftigung finden kön-
nen. Die CIETT-Studie kommt zu anderen Befun-
den. Insgesamt 74 % der Zeitarbeitnehmer arbeiten
in der Zeitarbeit, weil sie das möchten; 33 %, weil
sie dieser Beschäftigungsform einfach den Vorzug
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Interne Flexibili-
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Frage: Können Sie bitte prozentuale Angaben zu der Fra-
ge machen, welche alternativen Lösungen Sie gewählt
hätten, wenn Sie keine Zeitarbeitnehmer hätten einstellen
können oder dürfen?

Abb. 2: Begrenzter Ersatz für Festeinstellung
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Quelle: CIETT; Umfrage bei 500 Kundenunternehmen,
Deloitte & Touche Bakkenist, Mai 2000.
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geben. Die verbleibenden 41 % sehen Zeitarbeit
als nützlichen Schritt in Richtung eines festen
Arbeitsverhältnisses als Folge der am Arbeitsplatz
gewonnenen Erfahrung. Nur für 26 % der
Zeitarbeitnehmer ist die Arbeit bei einem Zeitar-
beitsunternehmen ganz klar die zweite Wahl. Be-
stätigt werden diese Ergebnisse indirekt durch die
Befunde der OECD8 und der Europäischen Stiftung
für Lebens- und Arbeitsbedingungen, daß flexible
Beschäftigungsformen in erster Linie von Frauen,
jungen Leuten und Älteren gesucht werden, also
exakt von den Bevölkerungsgruppen, denen die
europäischen Regierungen Arbeitsplätze beschaf-
fen möchten.

Über die genannten Fehlannahmen hinaus sind
zwei wichtige Aspekte zu nennen, die auch von Kri-
tikern der Branche zunehmend anerkannt werden.
Der erste betrifft die Tatsache, daß Zeitarbeit be-
sonders den Personen zugute kommt, die als so-
genannte Außenseiter des Arbeitsmarktes gelten.
Dies belegt auch die CIETT-Umfrage. 40 % der
befragten Zeitarbeitnehmer waren entweder zuvor
langzeitarbeitslos, zuvor noch nie beschäftigt oder
galten als sonstige nicht am Arbeitsleben Beteiligte
wie Behinderte, Hausfrauen und Rentner.
Interessanterweise lag die Zahl in den Niederlan-
den bei 52 %, wohingegen sie in Deutschland nur
24 % betrug. An diesem Unterschied wird der
Zusammenhang mit dem später erwähnten Risiko
für unproduktive Zeiten sichtbar. Die Außenseiter
des Arbeitsmarktes bilden in der Regel die weniger
qualifizierten Arbeitssuchenden, oft mit Ver-
mittlungshemmnissen, für die eine längere Be-
schäftigungsgarantie von Anfang an kaum gege-
ben werden kann. Andererseits erhöht eine solche
Garantie das Risiko für unproduktive Zeiten ganz
beträchtlich, mit der Folge, daß es bei bestimmten
Konstellationen wirtschaftlich nicht mehr vertreten
werden kann. Die Konsequenz der Risikoabwä-

gung ist, daß die sogenannten Außenseiter des Ar-
beitsmarktes Außenseiter bleiben.

Nicht nur die Befunde von CIETT belegen den Zu-
sammenhang zwischen flexiblen Beschäftigungs-
formen und zusätzlichen Beschäftigungschancen
für sogenannte Außenseiter. Auch die OECD hat im
Jahr 1999 konstatiert, daß Länder mit einem niedri-
gen Index der Arbeitsmarktregulierung weit mehr
Arbeitsplätze für Jüngere, Langzeitarbeitslose,
Frauen und Ältere geschaffen haben.

Ein zweiter elementarer Pluspunkt von Zeitarbeit,
der zunehmend Anerkennung findet, ist ihre Funk-
tion als Sprungbrett in konventionelle Arbeitsver-
hältnisse. Zeitarbeit ist eine effektive Drehscheibe
des Arbeitsmarktes mit einem relativ hohen Um-
schlag und einer relativ hohen Übernahmequote.
Für 41 % der Zeitarbeitnehmer ist die Übernahme-
chance das Hauptmotiv, diese Form der Beschäf-
tigung zu wählen. 43 % aller Zeitarbeitnehmer der
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Abb. 3: Zeitarbeit verbessert die Beschäftigungsfähigkeit
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EU münden innerhalb eines Jahres aus Zeitarbeit
heraus in ein festes Beschäftigungsverhältnis ein.
Auf diese Weise haben im Jahr 2001 von rund 7
Millionen beschäftigten Zeitarbeitern in Europa
rund 3 Millionen Personen aus der Zeitarbeit den
Übergang in ein konventionelles Beschäftigungs-
verhältnis gefunden. 

2.3 Grundprobleme 
der Zeitarbeit in Deutschland

Ein Grund für die noch schwache Bedeutung der
Zeitarbeit in Deutschland liegt in der Einstellung hier-
zulande zu dieser Beschäftigungsform. Zeitarbeit gilt
in Deutschland überwiegend noch als zweitklassige
und schlecht bezahlte Tätigkeit. Empirischen Befun-
den zufolge wären viele Menschen lieber arbeitslos,
als daß sie eine Beschäftigung in der Zeitarbeit an-
nehmen würden. Daß der Bundesminister für Wirt-
schaft und Arbeit in seiner Rede vom 7. Dezember
2002 noch betonen mußte, Zeitarbeit und Leiharbeit
seien grundsätzlich zumutbar, und daß sich Arbeits-
gerichte damit beschäftigen müssen, mag ein weite-
rer Beleg für diese Attitüde sein. Allerdings ist in den
letzten Jahren sukzessive ein deutlicher Einstel-
lungswandel zu verzeichnen, nicht zuletzt durch die
Arbeit der Hartz-Kommission, die Zeitarbeit als
„Herzstück“ ihrer Reformvorschläge bezeichnet hat.
Der Hauptgrund dafür, daß die Zeitarbeit in Deutsch-
land noch relativ unterentwickelt ist, liegt allerdings
woanders, nämlich in der Gesetzgebung.

Nach allgemeiner Einschätzung hat Deutschland
als größte Nation innerhalb der EU den am stärk-
sten regulierten Zeitarbeitsmarkt in Europa. Im in-
ternationalen Vergleich ist das AÜG nicht nur das
strikteste, sondern auch mit Abstand komplizierte-
ste Regelungswerk, trotz einiger marginaler Locke-
rungen in den vergangenen Jahren. Gemessen an

der Rigidität des Arbeitnehmerüberlassungsrechts
zählen einem OECD-Vergleich zufolge Länder wie
Schweden, Dänemark, Großbritannien, Österreich
und Niederlande zu den Ländern mit der geringsten
Regulierungsdichte. Deutschland liegt mit einem
Wert von 2,3 deutlich über dem europäischen
Durchschnitt von 1,7.

Aus der Perspektive international agierender Perso-
naldienstleistungskonzerne wie der Randstad-Hol-
ding manifestiert sich das Kernproblem in Deutsch-
land darin, daß mit Zeitarbeitnehmern bislang grund-
sätzlich unbefristete Arbeitsverträge abzuschließen
sind und daß ein Arbeitsvertrag nicht automatisch
beendet werden kann, sobald der Einsatz bei ei-
nem Kunden beendet ist (sogenanntes Synchroni-
sationsverbot). Es ist vor allem die Kombination
aus diesen beiden Verpflichtungen, die die Ent-
wicklung der Zeitarbeit hierzulande blockiert und
vermutlich auch in Zukunft blockieren wird. Da in
keinem Land, in dem Zeitarbeit praktiziert wird, so
verfahren werden muß, liegt die Schlußfolgerung
nahe, daß die eigentliche Zeitarbeit in Deutschland
(das heißt die Erlaubnis synchroner Verträge) allge-
mein als illegal betrachtet wird.

3 Das niederländische Modell 
der Zeitarbeit

Im Randstad-Portfolio sind mit Deutschland und
den Niederlanden zwei Zeitarbeitsländer vertreten,
die in ihren Arbeitsbedingungen, gesetzlichen Re-
gelungen und Entwicklungsständen bis dato nicht
unterschiedlicher sein könnten. Die Niederlande ha-
ben den qualitativ und quantitativ am weitesten ent-
wickelten Zeitarbeitsmarkt der westlichen Welt. Die
Zeitarbeitsquote bzw. Penetrationsrate stieg Ende
der neunziger Jahre dortzulande auf 4,5 %. In den
Ballungsräumen um Großstädte wie Amsterdam,
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Rotterdam, Den Haag etc. näherte sie sich gar der
10 %-Marke. Tagtäglich arbeiteten in den Nieder-
landen fast 300.000 Menschen über die vielen
Niederlassungen von Zeitarbeitsfirmen.

3.1 Das Poldermodell als Ausgangspunkt

Der Durchbruch der Zeitarbeit in den Niederlanden
in den achtziger und neunziger Jahren fällt zusam-
men mit der erfolgreichen Institutionalisierung des
sogenannten Poldermodells. Dabei wurde das nie-
derländische Poldermodell aus der Not geboren:
Anfang der 80er Jahre zwangen Rezession und
Haushaltskrise Regierung und Sozialpartner dazu,
an einem Strang zu ziehen. 

So wie die Niederländer gemeinsam über Jahr-
hunderte durch den Bau von Poldern dem Meer
wertvollen Lebensraum abgerungen hatten,
schlossen sie sich im 1982 vereinbarten „Akkoord
van Wassenaar“ zusammen, um die hohe Arbeits-
losigkeit und Staatsverschuldung zu bekämpfen.
Die Gewerkschaften versprachen Zurückhaltung
bei den Lohnforderungen, die Arbeitgeber sicher-
ten dafür neue Beschäftigung zu und schufen vor
allem Teilzeit-Arbeitsplätze. Zeitarbeit als flexible
Beschäftigungsform wurde aktiv gefördert. Der
Staat baute Defizite ab. Ein nachhaltiger Erfolg
dieser Konsenspolitik stellte sich allerdings erst in
den neunziger Jahren ein. Zwischen 1994 und
dem Jahr 2000 verzeichnete die Wirtschaft in den
Niederlanden Zuwachsraten von durchschnittlich
3,5 %. Mit einer Arbeitslosenquote von zuletzt
unter 2 % herrschte gewissermaßen Vollbeschäfti-
gung. In vielen Bereichen der Wirtschaft machte
sich sogar Arbeitskräftemangel bemerkbar. In den
neunziger Jahren hat das Poldermodell die
Niederlande in eine wirtschaftliche Blüte geführt.
Die in diesem Modell verkörperte pragmatische

Konsenspolitik von Staat, Unternehmen und
Gewerkschaften hat dem Land ein wirtschaftlich
gut austariertes, stabiles Gleichgewicht beschert.

Seit Jahren lobte das Ausland daher die Niederlan-
de. Den Haag hatte die Staatsfinanzen im Griff, die
Wirtschaft boomte außergewöhnlich lange, und die
einst hohe Arbeitslosigkeit verwandelte sich in Voll-
beschäftigung. Der niederländische Arbeitgeber-
Dachverband VNO-NCW und der Gewerkschafts-
bund FNV erklärten, das Poldermodell als institu-
tionalisiertes „Geben und Nehmen“ zwischen Ar-
beitgebern, Arbeitnehmern und Regierung sollte
Vorbildfunktion für andere europäische Staaten ha-
ben. Schließlich habe der Dreierbund Lohnmäßi-
gung durchgesetzt, den Arbeitsmarkt flexibilisiert,
das Sozialsystem entschlackt und die Steuer- und
Abgabenlast verringert. Kritiker in den Niederlan-
den bemängeln allerdings gelegentlich, daß die
Dreierrunde durch die Einbeziehung aller Stimmen
zu schwerfällig sei, Entscheidungen hinauszögere
oder auch den Mut vermissen lasse, über sämtliche
Aspekte des Arbeitsmarktes zu verhandeln.

Die weltweite Konjunkturabschwächung der letzten
Jahre hat auch das gelobte Poldermodell der Nie-
derlande an Grenzen geführt. Angesichts rückläufi-
ger Wirtschaftskraft, leerer Staatskassen, zu hoher
Lohnabschlüsse in Zeiten der Vollbeschäftigung
und steigender Arbeitslosigkeit in den Niederlan-
den wird sich zeigen müssen, ob die Akteure in der
Lage sind, das Zweckbündnis zu reformieren und
zu revitalisieren.

3.2 Flexibilität und Sicherheit — 
eine neue Ära der Zeitarbeit

Bis 1998 wurde das Zeitarbeitsverhältnis in den
Niederlanden als Sonderarbeitsverhältnis behan-
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delt, zu dem es im Bürgerlichen Gesetzbuch der
Niederlande keine expliziten Rechtsgrundlagen
gab. Obwohl besondere Schutzvorschriften wie
zum Beispiel der Kündigungsschutz nicht galten,
kamen in der Praxis dennoch viele öffentlich-recht-
liche Regelungen zur Anwendung. Auch sozialver-
sicherungsrechtlich wurden Zeitarbeitskräfte Nor-
malarbeitnehmern gleichgestellt.

Die Ausübung der Zeitarbeit wurde ab 1965 im Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetz (Wet TBA) und spä-
ter ab 1991 im Arbeitsbeschaffungsgesetz (Arbeids-
voorzieningswet) geregelt und an eine Reihe von
Bedingungen geknüpft (zum Beispiel Erlaubnis-
pflicht, Höchstüberlassungsdauer an einen Entleiher
von 1000 Stunden bzw. sechs Monaten, Verbot im
Bausektor und im Speditionsgewerbe, Verbot des
Einsatzes als Streikbrecher). Die gesetzliche Ver-
pflichtung, den Zeitarbeitnehmern den gleichen
Lohn zu zahlen wie im Entleihbetrieb (Grundsatz der
Lohngleichheit) konnte allerdings durch Tarifvertrag
zwischen den Sozialpartnern abbedungen werden.
Frühzeitig einigten sich daher die Arbeitgeber mit
den maßgebenden Gewerkschaften auf einen Bran-
chentarifvertrag, um anstelle der unpraktikablen Vor-
gabe des Gesetzgebers eine eigenständige und ein-
heitliche Vergütungsstruktur anwenden zu können.

Eine entscheidende Weichenstellung zur Weiterent-
wicklung der Zeitarbeit in den Niederlanden erfolg-
te Mitte 1998. Mit dem Konzept „Flexibilität und
Sicherheit“, das die Stiftung der Arbeit (Stichting
van de Arbeid) bereits im April 1996 vorgelegt hat-
te, haben die zentralen Sozialpartnerorganisationen
u.a. die Rahmenbedingungen zur Rechtsposition
der Zeitarbeitnehmer neugefaßt. Einerseits sollten
dieser flexiblen Beschäftigungsform mehr Entfal-
tungsmöglichkeiten eröffnet werden, andererseits
sollte im Gegenzug den Sicherheitsinteressen sol-
cher Beschäftigungsverhältnisse besser Rechnung

getragen werden. Das Interesse der Wirtschaft
nach mehr Flexibilität und das Schutzbedürfnis der
Arbeitnehmer sollten in einem balancierten Gleich-
gewicht (Flexakkoord) zusammengeführt werden,
um dem Land insgesamt ein höheres Niveau an
Wachstum und Beschäftigung zu ermöglichen.

Auf dieser Grundlage wurde die Zeitarbeit drastisch
dereguliert: Mit dem neuen Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetz WAADI (Wet allocatie arbeidskrachten
door intermediairs), das am 1. Juli 1998 in Kraft ge-
treten ist, wurde die Erlaubnispflicht für Zeitarbeit
aufgehoben. Die Höchstüberlassungsdauer von 1000
Stunden bzw. sechs Monaten wurde ersatzlos ge-
strichen und das Verbot der Zeitarbeit sowohl im
Bausektor als auch im Transportgewerbe wurde
gänzlich aufgehoben. Der Grundsatz der Lohn-
gleichheit mit den Bedingungen des Entleihbetriebs
und die Option, per Tarifvertrag davon abzuweichen,
blieben jedoch unverändert. Das neue Arbeitneh-
merüberlassungsgesetz (WAADI) ging einher mit
Änderungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs, in das
neue Bestimmungen für Zeitarbeitnehmer aufge-
nommen wurden.

n Seit Anfang 1999 ist das Zeitarbeitsverhältnis im
Bürgerlichen Gesetzbuch geregelt und wird wie
ein Normalarbeitsverhältnis behandelt. Der Zeit-
arbeitsvertrag bekommt den Status eines nor-
malen Arbeitsvertrages.

n Dem Zeitarbeitsunternehmen wird die Rechts-
position eines Arbeitgebers zugewiesen.

n Der ABU-Tarifvertrag, mit dem über 90 % aller
Zeitarbeitnehmer erfaßt sind, enthält ein kom-
plettes Regelwerk zur Rechtsposition von Zeit-
arbeitnehmern. Danach erhalten Zeitarbeit-
nehmer mit zunehmender Beschäftigungsdauer
eine immer stärkere Absicherung; ihr Status nä-

Hartz aus Sicht eines europäischen Unternehmens: Durchbruch für die Zeitarbeit?



104

hert sich im Zeitablauf dem eines traditionellen
Arbeitsverhältnisses an. Das zunächst eher un-
verbindliche Zeitarbeitsverhältnis entwickelt
sich schließlich zu einem unbefristeten Arbeits-
vertrag.

n Parallel dazu sieht der Branchentarifvertrag vor,
daß Zeitarbeitnehmer bereits nach 26 Wochen
Anspruch auf Qualifizierungsmaßnahmen und
auf den Aufbau einer Altersversorgung erwer-
ben.

Das Bürgerliche Gesetzbuch hat für den Anwen-
dungsbereich der Zeitarbeit eine Sonderregelung
aufgenommen. Für alle Arbeitgeber gilt generell,
daß innerhalb eines Zeitraumes von drei Jahren drei
befristete Arbeitsverhältnisse möglich sind, ohne
daß ein Kündigungsschutz besteht. Ein solcher
Kündigungsschutz wird erst mit dem vierten Ar-
beitsvertrag in einer Kette wirksam. Nach einer
mehr als dreimonatigen Unterbrechung dieser Kette
beginnt die Frist aufs neue (Art. 7: 668a BGB). Für
Zeitarbeitnehmer gilt diese gesetzliche Neuregelung
für befristete Verträge in den ersten 26 Wochen der
Beschäftigung für ein Zeitarbeitsunternehmen nicht.
Das Zeitarbeitsunternehmen kann in dem Zeitar-
beitsvertrag mit dem Arbeitnehmer festlegen, daß
das Beschäftigungsverhältnis kraft Gesetzes in dem
Zeitpunkt endet, in dem der Entleihbetrieb den Auf-
trag mit der Zeitarbeitsfirma beendet (sogenannte
Uitzendbeding gemäß Art. 7: 691 Abs. 2 BGB). 

Von dieser 26-Wochen-Regelung für kurze Zeitar-
beitsverhältnisse kann darüber hinaus per Tarifver-
trag abgewichen werden. In dem bereits erwähnten
ABU-Tarifvertragswerk wurde daher die Frist von
26 Wochen auf insgesamt 52 Wochen ausgedehnt.
Die Frist für die Sonderregelung beginnt aufs neue
zu laufen, wenn der Zeitarbeitnehmer ein Jahr oder
länger nicht mehr für das Zeitarbeitsunternehmen

tätig war (Artikel 7: 691 Abs. 4 BGB). Mit anderen
Worten: Nach einem Jahr der Unterbrechung kann
von der Sonderregelung für kurze Zeitarbeitsver-
hältnisse erneut Gebrauch gemacht werden. 

Diese vom allgemeinen Arbeitsrecht abweichende
Sonderregelung für Zeitarbeitsverhältnisse ist für
Zeitarbeitsfirmen geradezu essentiell im Hinblick
auf die Flexibilität ihrer Dienstleistung und die damit
einhergehende Beschäftigungsdynamik.

3.3 Das Phasenmodell der Zeitarbeit

Auf der Grundlage der gesetzlichen Neuregelung
haben die Tarifvertragsparteien die Rechtsposition
für Zeitarbeitnehmer näher konkretisiert und in ei-
nem Vier-Phasen-System abgebildet. Der darüber
abgeschlossene Tarifvertrag zwischen dem Arbeit-
geberverband ABU und den Gewerkschaften FNV,
CNV und Unie hat eine Laufzeit von fünf Jahren bis
Ende 2003, mit der Maßgabe der beidseitigen Eva-
luation des Modells in der Praxis. Mittlerweile sind
Verhandlungen für einen neuen Tarifvertrag aufge-
nommen worden, die von Arbeitgeberseite in Rich-
tung weiterer Flexibilität im Sinne einer verlängerten
Anwendung der Zeitarbeitsklausel geführt werden.

Das Phasensystem besteht aus vier aufeinander
folgenden Phasen, beginnend mit extremer Flexibi-
lität bei geringer Sicherheit für den Arbeitnehmer
und endend mit geringerer Flexibilität bei zuneh-
mender Sicherheit für den Arbeitnehmer im Zuge
einer Periode von drei Jahren.

Phase 1 beinhaltet die Periode von 26 Arbeitswo-
chen gemäß Art. 7: 691 BGB. Für diese 26 Wochen
zählen nur die Wochen, in denen der Zeitarbeitneh-
mer tatsächlich gearbeitet hat, unabhängig von der
Anzahl Tage oder Stunden, die während der Woche
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gearbeitet wurde. Urlaubs- und Krankheitswochen
zählen nicht mit. Im Falle einer Unterbrechung von
mehr als 52 Wochen, in denen der Zeitarbeitneh-
mer nicht für die Zeitarbeitsfirma gearbeitet hat, be-
ginnt Phase 1 wieder von vorne. Während Phase 1
kann durch schriftliche Vereinbarung bestimmt
werden, daß das Beschäftigungsverhältnis kraft
Gesetzes endet, wenn die Überlassung auf Veran-
lassung des Kundenunternehmens endet (Zeitar-
beitsklausel).

Phase 2 kennzeichnet eine Periode von sechs Mo-
naten. Sie beginnt mit der ersten Fortsetzung der
Zeitarbeit innerhalb eines Jahres, nachdem Phase 1
beendet wurde. Auch in Phase 2 kann die erwähnte
Zeitarbeitsklausel im Arbeitsvertrag vereinbart wer-
den, da es sich hierbei lediglich um eine Ausnah-
meregelung zu Art. 7: 691 BGB per Tarifvertrag
handelt. Zur Berechnung der Sechs-Monats-Perio-
de in Phase 2 werden Unterbrechungen von nicht
mehr als drei Monaten zwischen zwei Zeitarbeits-
verträgen gezählt. Liegt der Unterbrechungszeit-
raum über drei Monate bis unter einem Jahr, dann
startet Phase 2 aufs neue. Beträgt die Unterbre-
chung mehr als ein Jahr, beginnt der Arbeitnehmer
wieder in Phase 1. Per Tarifvertrag ist geregelt, daß
Zeitarbeitnehmer in Phase 2 Ansprüche auf Alters-
versorgung und Weiterbildungsmaßnahmen erwer-
ben.

Phase 3 umfaßt eine Periode von 24 Monaten. Die
Zeitarbeitsklausel ist nun nicht mehr anwendbar.
Der Zeitarbeitnehmer erhält einen regulären befri-
steten Arbeitsvertrag nach Maßgabe von Art. 7:
668a BGB. Per Tarifvertrag wurde zwar die gesetzli-
che Vorgabe von 36 Monaten auf 24 Monate redu-
ziert, allerdings mit der Option, anstelle von drei be-
fristeten Verträgen in diesem Zeitraum bis zu acht
befristete Verträge (Minimumdauer per Vertrag 3
Monate) abschließen zu können. Unterbrechungs-

zeiten zwischen den Verträgen werden analog der
Abstufung in Phase 2 behandelt. Die Periode von 24
Monaten betrifft den Fall, daß ein Zeitarbeitnehmer
in dieser Phase bei verschiedenen Unternehmen im
Einsatz ist. Arbeitet er in dieser Phase aber nur bei
einem einzigen Entleihunternehmen, dann wird er
bereits nach sechs Monaten in Phase 3 bzw. nach
insgesamt 18 Monaten in Phase 4 überstellt.

In Phase 4 schließen das Zeitarbeitsunternehmen
und der Arbeitnehmer kraft Gesetzes einen unbefri-
steten Vertrag ab. Hiermit endet mehr oder weniger
die Flexibilität. Der Mitarbeiter hat nunmehr An-
spruch auf Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und in
Nichteinsatzzeiten.

Mit diesem System wird die Rechtsposition des
Zeitarbeitnehmers mit der Dauer seines Vertrags-
verhältnisses zu dem Zeitarbeitsunternehmen suk-
zessive gestärkt. Ausgehend von einem für beide
Seiten zunächst relativ lockeren befristeten Ver-
tragsverhältnis entwickelt es sich hin zu einem
letztlich unbefristeten Arbeitsvertrag. Das Phasen-
modell stellt eine Stufenlösung von Flexibilität und
Sicherheit im Zeitablauf dar: In der Eingangsstufe
ist ein Höchstmaß an Flexibilität gegeben, in der
Endstufe wird ein Höchstmaß an Sicherheit für den
Zeitarbeitnehmer erreicht.

3.4 Ergebnis: Zeitarbeit als Job-Maschine

Das Konzept „Flexibilität und Sicherheit“ hat der
Zeitarbeit in den Niederlanden weitere Beschäfti-
gungspotentiale erschlossen. Das Phasenmodell
einer abgestuften Bindung kommt sowohl dem
Bedarf der Wirtschaft nach struktureller Flexibilität
als auch den Belangen der Arbeitnehmer entge-
gen, über diese Beschäftigungsform in eine
konventionelle, dauerhafte Anstellung zu gelan-
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gen. Für Arbeitssuchende und Arbeitnehmer erfüllt
das Phasenmodell der Zeitarbeit zwei wichtige
Funktionen:

n Die hohe Flexibilität und das geringe Beschäfti-
gungsrisiko in den Phasen 1 und 2 erfüllen die
originäre Allokationsfunktion der Zeitarbeit.
Menschen, die den Weg in die Zeitarbeit wählen,
sehen darin ein Sprungbrett (stepping stone) in
konventionelle Arbeitsverhältnisse. Als effektive
Drehscheibe des Arbeitsmarktes mit einem rela-
tiv hohen Umschlag und einer relativ hohen
Übernahmequote gelingt es der Zeitarbeit im-
mer wieder, im Laufe eines Jahres eine große
Zahl von Arbeitssuchenden in Beschäftigung zu
bringen. Dies stimuliert einerseits den Durchfluß
von Mitarbeitern auf dem Arbeitsmarkt und
andererseits die Dynamik des Arbeitsmarktes
selbst. Die Allokationsfunktion verhilft in hohem
Maße den Zielgruppen wie Langzeitarbeitslo-
sen, Ausländern und älteren Menschen zu ei-
nem Arbeitsplatz — und dies ohne das Stigma
der Arbeitslosigkeit, das diesen Menschen oft
anhaftet und ihnen den Eintritt in konventionelle
Beschäftigung häufig unmöglich macht.

n Die Phasen 3 und 4, in denen der Mitarbeiter im
Zeitablauf sukzessive mehr Rechte, Ansprüche
und Beschäftigungssicherheit erwirbt, tragen
zur persönlichen Entwicklung des Mitarbeiters
und seiner Beschäftigungsfähigkeit bei. Inso-
fern erfüllt Zeitarbeit für die, die diese Beschäf-
tigungsform bevorzugen und sich längerfristig
dort erfolgreich engagieren wollen, durchaus ei-
ne Karrierefunktion für ihren Berufsweg.

Der in sozialer Verantwortung deregulierte Zeitar-
beitsmarkt in den Niederlanden ist das Ergebnis
der zwischen Staat, Arbeitgebern und Gewerk-
schaften praktizierten Konsenspolitik, die dem

Land insgesamt wirtschaftliche Prosperität be-
schert hat. Das reale Bruttoinlandsprodukt stieg im
EU-Vergleich überdurchschnittlich an, die Beschäf-
tigung nahm signifikant zu, die Arbeitslosenquote
erreichte mit zuletzt unter 2 % den niedrigsten
Stand seit 20 Jahren. Bis Ende der neunziger Jahre
wuchs der Zeitarbeitsmarkt mit zweistelligen Zu-
wachsraten. Seit 1990 wurden eine Million neuer
Arbeitsplätze geschaffen. Die Zeitarbeit entwickelte
sich zur Job-Maschine.

Längst ist die Zeitarbeit im Wirtschaftsleben der
Niederlande fest etabliert. Ihre Bedeutung für die
nationale Wirtschaft wird klar erkannt. Sowohl auf
Unternehmerseite als auch auf Arbeitnehmerseite
ist die Zeitarbeit ein normales, voll akzeptiertes Phä-
nomen der Arbeitsmarktflexibilisierung. Regierungs-
vertreter haben seinerzeit öffentlich erklärt, daß die
gute wirtschaftliche Position der Niederlande und
insbesondere die relativ niedrige Arbeitslosenquote
u.a. auf den gut funktionierenden Zeitarbeitsmarkt
zurückzuführen seien. An dieser Bewertung ändert
auch die Tatsache nichts, daß die niederländische
Wirtschaft mittlerweile auch in den Sog der kon-
junkturellen Abschwächung geraten ist, die nun
den Arbeitsmarkt erfaßt hat. Seit 2001 hat sich die
Arbeitslosenquote bis Mitte 2003 auf mehr als 5,5
% verdoppelt. Der vergleichsweise starke Rück-
gang der Beschäftigung stellt allerdings nach Mei-
nung der Fachleute das Konzept „Flexibilität und
Sicherheit“ insgesamt nicht in Frage.

Das holländische Modell des „Flexakkoord“ ist
vom Denkansatz her richtungsweisend. Im
Gegensatz zu der Zielrichtung in den Niederlanden
(Flexibilität => Sicherheit) ergibt sich allerdings
aus deutscher Sicht ein reziproker Richtungsvek-
tor (Sicherheit => Flexibilität). Während die Dis-
kussion in den Niederlanden von einem Status
sehr hoher Flexibilität in Richtung höherer Ab-
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sicherung der Zeitarbeitnehmer geführt wurde,
müßte der Prozeß in Deutschland von einer extrem
regulierten, starren und abgesicherten Zeitarbeits-
formel in Richtung einer flexibleren Lösung mit
abnehmenden Sicherheitsgraden angestoßen
werden.

4 Das neue Recht 
der Zeitarbeit in Deutschland

Am 20. Dezember 2002 hat der deutsche Bun-
destag in teilweiser Konkretisierung der Beschlüs-
se des sogenannten Hartz-Konzeptes das „Erste
Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt“ verabschiedet. Im Rahmen dieses Gesetzes
wurden die rechtlichen Bestimmungen der Zeitar-
beit neu geregelt.

4.1 Die Verwässerung der 
Hartz-Vorschläge im
Gesetzgebungsverfahren

Mit der Arbeit der Hartz-Kommission wurde Zeitar-
beit — als Herzstück des Reformkonzeptes be-
zeichnet — auch in Deutschland endlich öffentlich
als eine vollwertige Beschäftigungsform anerkannt,
mit der zusätzliche Beschäftigung generiert werden
kann. Der Hartz-Bericht impliziert die Feststellung,
daß eine Beseitigung überflüssiger bürokratischer
Fesseln erforderlich ist, wenn der Integrations- und
Beschäftigungsmechanismus der Arbeitnehmer-
überlassung in neue Dimensionen vorstoßen soll.
Insofern kam es entscheidend darauf an, bei der
konkreten Ausgestaltung des Hartz-Konzeptes im
Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens die Wei-
chen richtig zu stellen, insbesondere mit Blick auf
das „Herzstück“ Zeitarbeit.

Dem Beispiel der Niederlande folgend, als dortzu-
lande die Sozialpartner 1996 das Zeitarbeitskon-
zept „Flexakkoord“ als Vorlage für den Gesetzge-
ber konzipierten, hätte es nahegelegen, die Exper-
tise und Branchenerfahrung der Akteure aus lang-
jähriger erfolgreicher Unternehmertätigkeit einzu-
holen und deren Sachverstand einzubringen. Die
Beratungen zum Gesetz „Moderne Dienstleistun-
gen am Arbeitsmarkt“ hätten eine hervorragende
Möglichkeit geboten, daß die Politik nicht erneut an
den Erfahrungen der Wirtschaft vorbei entscheidet,
wie zuletzt bei den Beschlüssen zur Zeitarbeit im
Job-Aqtiv-Gesetz, das die hohen Erwartungen in
keiner Weise erfüllt hat. Statt jedoch mit allen Betei-
ligten an einer gemeinsamen Lösung im Interesse
der Arbeitslosen zu suchen, hat die Bundesregie-
rung einseitig auf die Gewerkschaften gesetzt. Es
ist unverständlich, daß weder der Bundesverband
Zeitarbeit (BZA) als Arbeitgeberverband noch er-
folgreiche Unternehmen der Branche trotz mehrfa-
cher Angebote aktiv an den Beratungen zur Er-
arbeitung und Umsetzung der Hartz-Vorschläge
beteiligt wurden.

Das Hartz-Konzept ist in ganz entscheidenden Mo-
dulen verwässert und geglättet worden, so daß ihm
in der Konkretisierung ein hohes Maß an Dynamik
genommen wurde. Herr Hartz bekennt: „Wenn man
sich jetzt aber statt dessen an die These „gleicher
Lohn für gleiche Arbeit“ hält, kann die Leiharbeit in
großem Umfang nicht funktionieren. Dann kann die
angestrebte Zahl von Arbeitsplätzen nicht entste-
hen.“9 Nach der in den Medien ausgetragenen Dis-
kussion um die „Eins-zu-Eins“-Umsetzung und der
öffentlichen Distanzierung des Namensgebers
Hartz von dem Resultat der Überarbeitung sind zu-
mindest Zweifel erlaubt, ob das Hartz-Konzept
überhaupt noch das Etikett „größte Arbeitsmarktre-
form in der Geschichte der Bundesrepublik“ bean-
spruchen kann.

Hartz aus Sicht eines europäischen Unternehmens: Durchbruch für die Zeitarbeit?



108

4.2 Die wesentlichen 
gesetzlichen Neuerungen 

Das neue Gesetzesrecht, das zum 1. Januar 2003
in Kraft getreten ist, enthält für die Zeitarbeit fol-
gende Neuregelungen:

n Zeitarbeitnehmer haben ab dem 1. Januar 2004
für die Zeit der Überlassung an einen Entleiher
Anspruch auf die im Betrieb dieses Entleihers für
einen vergleichbaren Arbeitnehmer geltenden
wesentlichen Arbeitsbedingungen einschließlich
des Arbeitsentgeltes (Equal treatment). Vom
Equal treatment kann abgewichen werden,

– wenn einem zuvor arbeitslosen Zeitarbeitneh-
mer für die Überlassung an einen Entleiher für
die Dauer von insgesamt höchstens sechs
Wochen mindestens ein Nettogehalt in Höhe 
des Betrages, den der Leiharbeitnehmer
zuletzt als Arbeitslosengeld erhalten hat,
gewährt wird, oder

– wenn ein Tarifvertrag abgeschlossen wird,
der sich auch auf nicht tarifgebundene
Arbeitgeber und Arbeitnehmer erstreckt.

n Im Gegenzug werden das grundsätzliche Syn-
chronisations- und Befristungsverbot sowie das
Wiedereinstellungsverbot aufgehoben.

n Die Befristung eines Arbeitsverhältnisses bedarf
keines sachlichen Grundes mehr, wenn der Ar-
beitnehmer bei Beginn des befristeten Arbeits-
verhältnisses das 52. Lebensjahr vollendet hat.
Diese Vorschrift gilt bis zum 31. Dezember 2006.
Danach gilt diese Regelung erst ab dem 58. Le-
bensjahr.

n Ferner sieht das neue Gesetzesrecht einige ad-
ministrative Erleichterungen vor.

n Die Arbeitsämter dürfen Verträge zur Errichtung
von Personal-Service-Agenturen (PSA) nur dann
schließen, wenn sich die Arbeitsbedingungen
einschließlich des Arbeitsentgeltes der dort be-
schäftigten Arbeitnehmer bis zum 31. Dezember
2003 nach einem Tarifvertrag für Arbeitnehmer-
überlassung richten.

Um den Sozialpartnern Gelegenheit zum Ab-
schluß von Tarifverträgen zu geben, werden die
Bestimmungen erst zum 1. Januar 2004 wirksam.
Damit gilt das bestehende AÜG inklusive der son-
stigen Bestimmungen bis zum 31. Dezember 2003
weiter.

4.3 Der Grundsatz der Gleichbehandlung

Dem im Gesetz verankerten Grundsatz zur Anwen-
dung der wesentlichen Arbeits- und Entgeltbedin-
gungen des jeweiligen Entleihbetriebes vom ersten
Tag an stehen unabhängig vom Tarifvorbehalt juri-
stische, wirtschaftliche und praktische Bedenken
entgegen.10

n Die Neuregelung ist mit dem deutschen Recht
unvereinbar und daher abzulehnen, da sie in die
unternehmerische Handlungsfreiheit eingreift.
Da in Deutschland der Grundsatz der unbefri-
steten Arbeitsverträge weiter gilt, bleibt für den
Zeitarbeitsunternehmer als alleinigem Arbeitge-
ber des Zeitarbeitnehmers mit allen Arbeitge-
berpflichten das Arbeitgeberrisiko unverändert
bestehen, wobei ihm gleichzeitig das Recht auf
Lohnfindung genommen wird. Die gesetzliche
Vorgabe fremdbestimmter Arbeitsbedingungen
stellt einen eklatanten Eingriff in die unterneh-
merische Entscheidungskompetenz dar. Tra-
gende Grundsätze der Tarifautonomie und die
grundrechtlichem Schutz unterstehende negati-
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ve Koalitionsfreiheit werden verletzt. Abgesehen
von verfassungsrechtlichen Bedenken wider-
spricht das Prinzip des Equal pay dem deut-
schen Arbeitsrecht, demzufolge es das Prinzip
„gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ nicht gibt.

n Die Orientierung am vergleichbaren Mitarbeiter
im Entleihbetrieb führt umgekehrt zu einer nicht
hinnehmbaren Diskriminierung einzelner Zeitar-
beitnehmer innerhalb des Zeitarbeitunterneh-
mens, die in unterschiedlichen Kundenbetrieben
eine gleiche Tätigkeit verrichten, zu unterschied-
lichen Konditionen beschäftigt sind und somit
unterschiedlich entlohnt werden (Grundsatz der
betrieblichen Gleichbehandlung). Sinkende Ver-
gütungen bei wechselnden Einsatzbetrieben
werden sich darüber hinaus negativ auf Motiva-
tion und Verhalten der Arbeitnehmer auswirken.

n Durch die Einführung von Equal treatment und
Equal pay wird die Zeitarbeit unverhältnismäßig
verteuert. Kundenunternehmen sind nur bedingt
bereit, Zeitarbeitnehmer zu erhöhten Verrech-
nungssätzen zu entleihen, wie die jüngsten Er-
fahrungen mit dem Job-Aqtiv-Gesetz belegen.

n Die Übernahme der im Entleiherbetrieb gelten-
den wesentlichen Arbeitsbedingungen ein-
schließlich des Arbeitsentgeltes in die eigenen
Verwaltungsabläufe stellt die Zeitarbeitsfirmen
vor gewaltige organisatorische und administra-
tive Herausforderungen. Die zunehmende Kom-
plexität der erforderlichen Strukturen und Pro-
zesse resultiert in ausufernder Bürokratie und
steigenden Kosten. Letztere führen zu einer
weiteren Verteuerung der Zeitarbeit. Erhebliche
administrative Schwierigkeiten sind absehbar.

n Erhebliche Auswirkungen sind im Niedriglohn-
sektor und im Bereich der Arbeitnehmer mit Ver-

mittlungs- und Beschäftigungshemmnissen zu
erwarten. Insbesondere im Bereich der gewerbli-
chen Helfer — traditionell ein großes Beschäfti-
gungssegment der Zeitarbeit — werden die Ver-
rechnungssätze soweit ansteigen, daß die Kun-
denunternehmen auf den Einsatz von Zeitarbeit-
nehmern verzichten und auf andere Flexibilitäts-
lösungen ausweichen werden. Dieser Effekt
nimmt der Zeitarbeit die Chance, einen spürba-
ren Beitrag zum Abbau der Arbeitslosigkeit lei-
sten zu können. In diesem Punkt tritt der Unter-
schied zwischen den von der Hartz-Kommission
formulierten Ansprüchen und der Realität am
deutlichsten zu Tage. Insgesamt verliert die Zeit-
arbeitsbranche als professioneller Anbieter von
Flexibilitätslösungen an Attraktivität.

n Für den Einsatz von Zeitarbeit spräche bei An-
wendung des Equal treatment nur noch der blo-
ße Flexibilitätsvorteil. Ob dieser Vorteil in Verbin-
dung mit dem bisher einfachen Handling hinrei-
chend gewichtig ist, mag bezweifelt werden, zu-
mal der Entleiher nun selbst gefordert ist, seine
Arbeits- und Entgeltbedingungen seinen Zeitar-
beitslieferanten für deren Lohnfindung offen zu
legen. Der Ausweg in Werk- und Dienstverträge
wäre vorgezeichnet.

4.4 Ausnahmen vom Grundsatz

Der Gesetzgeber läßt vom Grundsatz der Gleichbe-
handlung von Zeitarbeitnehmern und Stammbeleg-
schaften der Entleihbetriebe abweichende Verein-
barungen zu, wenn ein für den Verleiher geltender
Tarifvertrag Anwendung findet. Der damit faktisch
verbundene Zwang zum Abschluß von Tarifverträ-
gen ist dem deutschen Rechtsverständnis fremd,
da durch dieses Junktim das im Grundgesetz ver-
ankerte Prinzip der Tarifautonomie und negativen
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Koalitionsfreiheit ausgehebelt wird.11 Durch die
Vorgabe der gesetzlichen Regelung hat der Gesetz-
geber hier in unzulässiger Weise einen Maßstab ge-
setzt, der derjenigen Tarifpartei eine bessere Aus-
gangsposition verschafft, die weniger Interesse da-
ran hat, von der gesetzlichen Vorgabe abzurücken.
Die Zeitarbeitsunternehmen haben damit keine
gleichrangige Verhandlungsposition gegenüber
den Gewerkschaften, da die Arbeitsbedingungen
per Gesetz über die zwingende Geltung der Tarif-
verträge der Entleiherunternehmen festgesetzt
werden. Damit erhalten die Gewerkschaften vom
Gesetzgeber gegenüber den Zeitarbeitsfirmen fak-
tisch den Schlüssel zum „Tarifdiktat“.

Die weitere Ausnahmeregelung, zuvor Arbeitslosen
für längstens sechs Wochen einen geringeren Lohn
zu zahlen, um deren Beschäftigungschance zu er-
höhen, ist nicht ausreichend. Eine Ausweitung der
Frist auf mindestens sechs Monate wäre angemes-
sen. Die Begrenzung der Ausnahmeregelung auf
vormals Arbeitslose ist allerdings in höchstem Ma-
ße diskriminierend für andere Arbeitssuchende.
Generell ist — wie der Gesetzgeber zutreffend aus-
führt — der Zugang in eine unbefristete Beschäfti-
gung wahrscheinlicher, wenn in der Einarbeitungs-
zeit niedrigere Löhne gezahlt werden.

4.5 Aufhebung von Restriktionen 
im AÜG — eine Pseudo-Reform

Durch das neue Gesetz werden zwar die Beschrän-
kungen durch das Synchronisationsverbot, das Be-
fristungsverbot, das Wiedereinstellungsverbot so-
wie die Höchstüberlassungsdauer aufgehoben, es
bleiben aber Restriktionen auf dem Gebiet des ge-
nerellen Befristungsrechts bestehen. Offensichtlich
hat der Gesetzgeber das geltende Teilzeit- und Be-
fristungsgesetz versehentlich nicht hinreichend be-

rücksichtigt. Nachdem das AÜG als Spezialgesetz
keine eigene Befristungsregelung mehr enthält,
bleibt dennoch das allgemeine Teilzeit- und Befri-
stungsgesetz für den Bereich der Zeitarbeit wirk-
sam.12 Nunmehr sind Befristungen in der Zeitarbeit
nur noch nach Maßgabe des § 14 Teilzeit- und Be-
fristungsgesetz (TzBfG) zulässig. Die mit der Aufhe-
bung des Synchronisationsverbotes in Aussicht ge-
stellte Chance, befristete und auf die Dauer eines
Einsatzes beim Kunden terminierte Verträge abzu-
schließen, wird durch die zwingende Anwendung
des Teilzeit- und Befristungsgesetzes zunichte ge-
macht.13 Damit läuft die Aufhebung des Synchroni-
sationsverbotes faktisch ins Leere. Eine konse-
quente Deregulierung der Zeitarbeit wäre erst dann
gegeben, wenn die Einstellung eines Arbeitneh-
mers zum Zwecke der Überlassung an einen Kun-
den synchron zur Dauer des Einsatzes erfolgte und
dies einen eigenen Grund zur Befristung darstellte.
Daher muß die Möglichkeit von befristeten Arbeits-
verhältnissen zwingend eröffnet werden. Die Wie-
dereinstellung im Rahmen eines befristeten Ar-
beitsverhältnisses wird nach einem unterbroche-
nen Arbeitsverhältnis durch das besagte Gesetz
verhindert, so daß Arbeitsverhältnisse nur einge-
schränkt befristet werden können. Danach darf ein
Mitarbeiter in Deutschland nur einmal in seinem Le-
ben bei einem Unternehmen ohne besonderen
Sachgrund befristet beschäftigt werden. Innerhalb
von zwei Jahren sind nur drei sachgrundlose Ver-
längerungen eines befristeten Arbeitsverhältnisses
möglich.

In diesem kardinalen Punkt unterscheidet sich die
deutsche Gesetzgebung grundlegend von den Re-
gelungen zur Zeitarbeit in vielen anderen europäi-
schen Staaten, weil die Einstellung von Zeitarbeit-
nehmern in Deutschland nicht tatsächlich syn-
chron zu den Einsätzen in den Kundenbetrieben
erfolgen kann. In Frankreich gilt hingegen ein Syn-
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chronisationsgebot, das heißt, der Arbeitsvertrag
mit dem Zeitarbeitnehmer wird nur für die Dauer
der Überlassung geschlossen. In den Niederlan-
den endet ein Arbeitsvertrag mit dem Zeitarbeit-
nehmer in den ersten 26 Wochen automatisch,
wenn der Einsatz beendet ist. In den ersten 26
Wochen sind damit beliebig viele befristete
Einsätze möglich. Ist der Zeitarbeitnehmer bei ei-
nem tarifgebundenen Zeitarbeitsunternehmen
beschäftigt, gilt diese Regelung sogar weitere 26
Wochen, also insgesamt zwölf Monate. Während
dieser Periode gibt es für den Arbeitnehmer keine
Lohnfortzahlungsgarantie in Zeiten der Nicht-
beschäftigung. Daher ist es ein grober Irrtum zu
argumentieren, mit dem neuen Gesetz würden
letztlich niederländische Verhältnisse in Deutsch-
land eingeführt. Die von der Regierung verkünde-
te Deregulierung des AÜG entlarvt sich damit le-
diglich als Scheinreform.

4.6 Tarifverträge — ein 
Durchbruch in der Zeitarbeit

Die Zeitarbeit war lange Zeit eine der letzten tarif-
freien Branchen in Deutschland. Vereinzelte Haus-
tarifverträge14 in der jüngsten Zeit vermögen nicht
darüber hinwegzutäuschen, daß es in der Vergan-
genheit lange Zeit Vorbehalte und Berührungsäng-
ste zwischen den Sozialpartnerorganisationen gab.
Durch die Bestimmungen der Hartz-Gesetze kann
vom sogenannten Equal treatment nur dann abge-
wichen werden, wenn ein qualifizierter Tarifvertrag
gilt. Ein solches Tarifwerk hat der Bundesverband
Zeitarbeit (BZA) mit der Tarifgemeinschaft Zeit-
arbeit des DGB, bestehend aus acht Einzelgewerk-
schaften, nach fünfmonatiger Verhandlung abge-
schlossen. Die Tarifverträge treten am 1. Januar
2004 in Kraft, können aber schon jetzt einzelver-
traglich vereinbart werden. Parallel zum BZA haben

auch andere Verbände der Zeitarbeit (IGZ, INZ und
MVZ) mit dem DGB bzw. dem CGB ähnliche Tarif-
verträge abgeschlossen.

Vor dem Hintergrund des faktischen Tarifdiktates
durch den Gesetzgeber wurde letztlich ein vernünfti-
ger, in die Zukunft weisender Tarifabschluß erzielt. Er
ist einfach, transparent und praktikabel. Er sieht eine
eigenständige Struktur für alle Arbeits- und Be-
schäftigungsbedingungen der Zeitarbeitnehmer vor,
ohne direkt auf die Gleichstellung zum Kundenbe-
trieb abzustellen. Dieser Ansatz trägt der Tatsache
Rechnung, daß das Zeitarbeitsunternehmen Arbeit-
geber seiner Mitarbeiter ist. Obwohl sich die Dienst-
leistung Zeitarbeit im gering qualifizierten Segment
verteuert, bleibt die Zeitarbeit gleichwohl wettbe-
werbsfähig. Die Entkopplung von Arbeitszeit und
Vergütung durch Einrichtung eines Jahresarbeits-
zeitkontos ermöglicht ein Höchstmaß an Einsatz-
flexibilität. Die vierjährige Laufzeit des Tarifvertrages
schafft darüber hinaus Planungssicherheit sowohl
für die Zeitarbeitsfirmen als auch für die Kunden.

Die Existenz von Branchentarifverträgen zwischen
den Zeitarbeitsverbänden und den DGB-Gewerk-
schaften markiert einen Meilenstein im Verhältnis der
Sozialpartner in Deutschland. Sie werden dem Markt
in naher Zukunft das Gütesiegel von Sicherheit, Ver-
läßlichkeit und Vertrauen geben, ein neues Verhältnis
zwischen den Sozialpartnern begründen und die Ak-
zeptanz der Zeitarbeit in Deutschland spürbar ver-
bessern. Die Basis für mehr Beschäftigung durch
tarifierte Zeitarbeit ist gelegt. Gleichwohl bleiben die
verfassungsrechtlichen Vorbehalte gegen das Prinzip
„Equal treatment versus Tarifverträge“ unverändert
bestehen. Ein Widerspruch, der auch dem als vor-
bildlich geltenden Zeitarbeitsmodell der Niederlande
immanent ist. Eine tragfähige, auf Dauer angelegte
Tarifpartnerschaft bedingt ein faires Kräftegleichge-
wicht unter gleichberechtigten Partnern.
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4.7 Einrichtung von 
Personal-Service-Agenturen (PSA)

Der zweite große Baustein des Hartz-Konzeptes ist
die Einrichtung von Personal-Service-Agenturen
(PSA) durch die Arbeitsverwaltung. Der Gesetzge-
ber hat bestimmt, daß die Arbeitsämter Verträge
zur Einrichtung von Personal-Service-Agenturen
nur dann schließen dürfen, wenn sich die Arbeits-
bedingungen einschließlich des Arbeitsentgelts der
in den PSA beschäftigten Arbeitnehmer bis zum 31.
Dezember 2003 nach einem Tarifvertrag für Arbeit-
nehmerüberlassung richten.

Die Idee der Personal-Service-Agenturen als Ko-
operation der Arbeitsämter mit privaten Zeitarbeits-
firmen hätte unter bestimmten Prämissen durchaus
Chancen, Arbeitslosen eine Brücke in die Beschäf-
tigung zu schlagen. Unter dem Aspekt des bisher
eingeschlagenen Weges einer staatlich moderier-
ten Zeitarbeit sind allerdings Zweifel angebracht.
Das ihr zugrunde liegende arbeitsmarktpolitische
Ziel, Personen mit Vermittlungshemmnissen durch
Zeitarbeit wieder in Beschäftigung zu bringen, wäre
durch einfache Kooperation der Arbeitsämter mit
den rund 6.500 gewerblichen Zeitarbeitsbetrieben
zu erreichen. Dazu hätte es weder eigenständiger
Organisationsstrukturen noch komplizierter Proze-
duren mit Geschäftsanweisung und Vergabeverfah-
ren durch die Bundesanstalt bedurft. Der erleichter-
te Zugriff der privaten Zeitarbeitsfirmen auf opti-
mierte Arbeitsamtsdateien wäre durchaus geeig-
net, diese Personengruppen vermittlungsorientiert
und gefördert wieder in Beschäftigung zu bringen,
ohne sich dem Vorwurf rechtswidriger, staatlich
subventionierter Wettbewerbsverzerrung auszuset-
zen. Den betroffenen Arbeitslosen stünde damit
das gesamte Netzwerk aller Zeitarbeitsbetriebe zur
Verfügung. Der derzeit konjunkturell bedingt eher
niedrige Auslastungsgrad der kommerziellen Zeit-

arbeitsbetriebe legt den Schluß nahe, daß es an zu-
sätzlichen Zeitarbeitsagenturen in der geplanten
Größenordnung nicht mangelt, es sei denn, man
nimmt Substitutionseffekte bewußt in Kauf. Die ein-
fache Gleichung „mehr PSA gleich mehr Beschäfti-
gung“ kann nicht aufgehen. Beschäftigungseffekte
sind erst dann zu erwarten, wenn die Einrichtung
von PSA mit weiterer Deregulierung in der Zeitar-
beit einhergeht.

Die bisherigen Erfahrungen sind wenig ermutigend.
Wettbewerbsverzerrungen, Subventionsweiterga-
ben und Mitnahmeeffekte in den ersten Monaten
sind deutliche Alarmsignale. Weniger als ein Drittel
der PSA-Betreiber sind private Zeitarbeitsfirmen;
die Mehrheit sind Arbeitsvermittler, gemeinnützige
Träger oder Beschäftigungsgesellschaften. Bis En-
de August 2003 waren nach Angaben der Bundes-
anstalt für Arbeit rund 14.800 Arbeitssuchende in
818 Personal-Service-Agenturen beschäftigt. Den
Sprung in eine reguläre Beschäftigung haben bis-
her erst 608 Personen geschafft. Bis Jahresende
will die Bundesanstalt für Arbeit 50.000 Arbeitslose
in bis zu 1.000 solcher Agenturen unterbringen. Das
ursprüngliche Ziel, 750.000 Personen in einem
Zeitraum von drei Jahren in PSA zu beschäftigen,
scheint in weite Ferne gerückt. Korrekturen und
Nachbesserungen am Konzept sind unausweichlich.

5   Der Kommissionsentwurf 
einer EU-Richtlinie zur Zeitarbeit

Die neue gesetzliche Regelung zur Zeitarbeit in
Deutschland ist auch vor dem Hintergrund der eu-
ropäischen Gesetzgebung zu sehen. Am 20. März
2003 hat die Europäische Kommission einen Richt-
linienvorschlag über die Arbeitsbedingungen von
Leiharbeitnehmern vorgelegt.15 Vorausgegangen
war ein sozialer Dialog zur Zeitarbeit zwischen den

Willem G.M. Plessen / Reinhold Henseler



113

europäischen Sozialpartnervereinigungen UNICE
und ETUC, der schließlich an dem zentralen Begriff
des „vergleichbaren Arbeitnehmers“ gescheitert ist.
Nach Auffassung der Kommission bildet Zeitarbeit
das „Herzstück“ der auf der Tagung des Europäi-
schen Rates vom März 2000 in Lissabon aufge-
stellten Forderung, mehr Beschäftigung zu generie-
ren. Den beschäftigungspolitischen Leitlinien von
2001 zufolge sind die beiden Aspekte Flexibilität
und Sicherheit so miteinander in Einklang zu brin-
gen, daß bessere Arbeitsbedingungen in der Zeitar-
beit entstehen. Ziel des Kommissionsvorschlages
ist die Festlegung eines gesetzlichen Rahmens
zum Schutz der Zeitarbeitnehmer, der insbesonde-
re über eine strikte Anwendung des Grundsatzes
der Nichtdiskriminierung erreicht werden soll. Darü-
ber hinaus sollen ungerechtfertigte nationale Be-
schränkungen der Zeitarbeit beseitigt werden. In
der strittigen Frage des vergleichbaren Arbeitneh-
mers ist die Kommission der Auffassung der euro-
päischen Gewerkschaften gefolgt.

5.1 Das neue AÜG im 
Lichte der EU-Richtlinie

Der Richtlinienentwurf der EU-Kommission stellt
den Grundsatz auf, daß Zeitarbeitnehmer bezüglich
der wesentlichen Arbeitsbedingungen einschließ-
lich des Entgelts gegenüber vergleichbaren Arbeit-
nehmern des entleihenden Unternehmens, dem sie
überlassen werden, nicht diskriminiert werden dür-
fen. Jedoch sieht der Entwurf der Richtlinie Aus-
nahmen vom Grundsatz der Gleichbehandlung vor,
wenn objektive Gründe dies rechtfertigen. Eine sol-
che Ausnahme ist dann gegeben, wenn Zeitarbeit-
nehmer einen unbefristeten Vertrag mit dem Ver-
leihunternehmen abschließen, zwischen den Ver-
leihphasen angestellt bleiben, also auch dann be-
zahlt werden, wenn sie nicht an einen Entleihbe-

trieb überlassen werden. Offen ist derzeit die Dis-
kussion, ob diese mit Blick auf die bisherige deut-
sche Gesetzeslage vorgesehene Ausnahme auch
den Geltungsbereich befristeter Verträge umfassen
soll, bei denen infolge des Synchronisationsverbo-
tes in verleihfreien Zeiten ebenfalls der Anspruch
auf Entgeltfortzahlung besteht. Die Gesetzesbe-
gründung hebt hervor, daß die Verpflichtung zur
gleichen Bezahlung der Ausgleich für die Aufhe-
bung des Synchronisationsverbotes ist, demzufol-
ge Zeitarbeitsfirmen einen Arbeitnehmer nicht be-
fristet für einen bestimmten Einsatz einstellen dür-
fen. Auch in den Fällen, in denen Tarifverträge die
Arbeitsbedingungen für Zeitarbeitnehmer festlegen
und für einen angemessenen Schutz sorgen, soll
nach dem Richtlinienentwurf vom Grundsatz der
Gleichbehandlung abgewichen werden können.

Der Richtlinienentwurf der EU-Kommission trifft in
Deutschland inzwischen auf eine veränderte
Rechtslage. Bezeichnenderweise ist der deutsche
Gesetzgeber bei der Neuregelung der Zeitarbeit in
einem entscheidenden Punkt weit über den euro-
päischen Entwurf zur Gleichbehandlung hinausge-
gangen. Die neue Fassung des AÜG schreibt den
Grundsatz der Gleichbehandlung auch dann vor,
wenn der Zeitarbeitnehmer einen unbefristeten
Vertrag mit dem Zeitarbeitsunternehmen ab-
schließt und auch dann bezahlt wird, wenn er nicht
in einem entleihenden Unternehmen eingesetzt
werden kann. Lediglich in Form eines für den
Verleiher geltenden Tarifvertrages findet sich eine
entsprechend gestaltete Ausnahmeregelung zwi-
schen der vorliegenden Neufassung des AÜG und
dem Richtlinienentwurf. Durch formale Aufhebung
der Restriktionen Synchronisationsverbot, Befri-
stungsverbot, Wiedereinstellungsverbot sowie
Höchstüberlassungsdauer im AÜG eilt das neue
Gesetz der Richtlinie im Hinblick auf Deregulierung
voraus.16 Andererseits bleiben reale Beschränkun-

Hartz aus Sicht eines europäischen Unternehmens: Durchbruch für die Zeitarbeit?



114

gen durch das generelle Befristungsrecht beste-
hen.

Es bleibt festzuhalten, daß die revidierte Fassung
des AÜG weit über den europäischen Ansatz zur
Gleichbehandlung hinausgeht. Dies mag Beleg da-
für sein, daß man in Europa hinsichtlich der Nicht-
diskriminierungsnorm zu mehr Flexibilität bereit ist
als in Deutschland, wo eben diese dringend gebo-
ten wäre. Die deutsche Vorwegnahme einer euro-
päischen Richtlinie, um deren endgültige Fassung
noch in den zuständigen Gremien gerungen wird,
hat möglicherweise präjudizierende Wirkung auf
den weiteren Gang der Verhandlungen in Brüssel.
Es mögen plausible Gründe vorliegen, daß die Bun-
desregierung die Bedenken der Wirtschaft gegen
die jetzt geplante Richtlinie bisher unterstützte, ob-
wohl sie im Vorgriff für Deutschland ein restriktives
Zeitarbeitsrecht verabschiedet hat.

Die Neuregelung der Zeitarbeit in Deutschland un-
ter Anwendung der wesentlichen Arbeits- und Ent-
geltbedingungen des Entleiherbetriebes bedeutet
insgesamt eine Abkehr von dem bisherigen ver-
leiherbezogenen Konzept des deutschen Rechts
und eine unerwartete Hinwendung zu dem von der
EU als Grundmodell vorgesehenen entleiherbezo-
genen Konzept.17 Der Verweis der Bundesregie-
rung auf die europäische Rechtsentwicklung im
Richtlinienvorschlag belegt die plötzliche Kehrt-
wendung der Regierungsposition zur Rechtssyste-
matik der Arbeitnehmerüberlassung in Deutsch-
land, ohne allerdings konsequenterweise die mit
dem entleiherbezogenen Konzept verbundenen
Öffnungsklauseln für die Zeitarbeit (zum Beispiel
das Synchronisationsverbot) vorzusehen. Nach der
Logik des Richtlinienvorschlages hätte sich der
deutsche Gesetzgeber nur für eine von zwei Op-
tionen durchringen müssen: entweder für die
Variante mit unbefristeten Verträgen zu den Ar-

beitsbedingungen der Verleiher mit geringer Ent-
lohnung für die Dauer des Vertrages oder für die
Variante mit deckungsgleich befristeten Verträgen
zu den Arbeitsbedingungen des Entleihers mit
höherer Entlohnung für die Dauer der Überlassung.
Die Symmetrie der Interessen ist nicht gewahrt.
Das neue deutsche Recht der Zeitarbeit ist damit
mal wieder restriktiver als die europäischen Vor-
bilder. Nach Lage der Dinge haben sich bei dieser
Novellierung des Zeitarbeitsrechts offensichtlich
gewerkschaftliche Interessen durchgesetzt.

5.2 Der Grundsatz der
Nichtdiskriminierung

Nach langen und kontroversen Beratungen in den
Gremien und Ausschüssen sowie im Europäischen
Parlament ist noch keine Einigung über den Richtli-
nienvorschlag erzielt worden. Problematisch ist wei-
terhin, daß der Grundsatz der Nichtdiskriminierung
zu eng ausgelegt ist, um den in den Mitgliedstaaten
der EU vorhandenen Regelungen zur Zeitarbeit
gerecht zu werden. Strittig ist insbesondere der
Grundsatz der Nichtdiskriminierung im Richtlinien-
entwurf, der die Arbeits- und Beschäftigungsbedin-
gungen einschließlich des Entgelts regelt. Es ist al-
lerdings zweifelhaft, ob der EU überhaupt dafür die
Regelungskompetenz zusteht. Nach Art. 137 EGV
sind Entgeltfragen ausdrücklich ausgenommen. Die
Festsetzung eines allgemeinen Mindestlohns für
Zeitarbeitnehmer ist ausgeschlossen.18

Der vorliegende Richtlinienvorschlag diskriminiert
Zeitarbeitsunternehmen als legitime Arbeitgeber
ihrer Zeitarbeitnehmer, indem ihnen als einziger
Branche nicht erlaubt werden soll, die Arbeits- und
Entgeltbedingungen ihrer Mitarbeiter autonom fest-
zulegen. Die Beeinträchtigung anerkannter Prinzi-
pien wie Vertragsfreiheit, Koalitionsfreiheit und Tarif-

Willem G.M. Plessen / Reinhold Henseler



115

autonomie durch staatliche Entgeltvorgabe stellt
nicht nur einen Eingriff in den Schutzbereich des
Art. 9 Abs. 3 GG dar, sondern verstößt auch gegen
die ILO-Konventionen 87 und 98. Der CIETT als in-
ternationaler Verband der Zeitarbeit fordert konse-
quenterweise in Art. 5.1 der Richtlinie wahlweise
das Prinzip der Nichtdiskriminierung sowohl auf Ba-
sis des Zeitarbeitunternehmens als auch auf Basis
des Entleiherunternehmens anzuwenden, um damit
den jeweiligen Gegebenheiten der Mitgliedstaaten
Rechnung zu tragen.19 Die Bedingungen des Ent-
leihbetriebes sollten erst dann zur Anwendung kom-
men, wenn der Zeitarbeitnehmer länger als zwölf
Monate an den Entleihbetrieb überlassen wird und
vollständig in die Arbeitsorganisation des Entleihers
integriert ist. Die Ausnahmefrist in Art. 5.4 des
Kommissionsvorschlages ist völlig unzureichend
und geht an den Realitäten der Praxis vorbei.

6 Konklusion

Die im Rahmen des Hartz-Konzeptes eingeleiteten
Reformen des Arbeitsmarktes sind aus Sicht von
Randstad zu begrüßen. Sie bedeuten einen ersten
Schritt zu mehr Belebung und Beschäftigung auf
dem Arbeitsmarkt. Das ursprüngliche Ziel, durch
eine umfassende Deregulierung des Arbeitnehmer-
überlassungsgesetzes die Zeitarbeit nachhaltig zu
dynamisieren, wird mit der Neuregelung allerdings
verfehlt. Dazu hätte es einer konsequenteren Re-
form bedurft.

Auch der Verweis auf den Richtlinienentwurf der
EU-Kommission vermag an dieser Bewertung
nichts zu ändern. Die Gesetzesänderungen bedeu-
ten insgesamt einen Bruch mit dem bisherigen
Ansatz des deutschen Rechts eines verleiherbezo-
genen Konzepts und eine Umorientierung auf das
von der EU als Grundmodell vorgesehene entlei-

herbezogene Konzept.20 Dabei ist der deutsche
Gesetzgeber der Versuchung erlegen, beide Mo-
delle im Sinne der „Rosinenpickerei“ miteinander
zu kombinieren. Aus zwei möglichen Grundmodel-
len hat der Gesetzgeber im Ergebnis die Konstella-
tion gewählt, die eher die Nachteile für die Zeitar-
beitsbranche addiert.21 Der deutsche Gesetzgeber
hat das AÜG damit nur scheinbar dereguliert. Die
Gewährung der wesentlichen Arbeits- und Entgelt-
bedingungen des Entleihbetriebes sind ein hoher
Preis für die vermeintliche Aufhebung des Synchro-
nisationsverbotes unter der einschränkenden Be-
dingung des Teilzeit- und Befristungsgesetzes.

Die Kodifizierung einer staatlich verordneten Vergü-
tungsregelung durch Equal treatment und Equal
pay ist aus ökonomischer Sicht ungeeignet. Aus ju-
ristischer Sicht ist sie vor allem verfassungswidrig,
weil sie gegen die grundgesetzlich verankerte Ver-
tragsfreiheit und Tarifautonomie verstößt und damit
den Gewerkschaften den Schlüssel zum Tarifdiktat
in die Hand gibt. Mit Billigung des Gesetzgebers
wurde damit den Gewerkschaften ein beschäfti-
gungspolitisches Mandat zugewiesen. 

Erfreulicherweise — und für viele Kritiker unerwartet
— haben sich die Gewerkschaften in langwierigen
Tarifverhandlungen mit den Verbänden der Zeitarbeit
letztlich zu tragfähigen, unbürokratischen und markt-
konformen Vereinbarungen bereitgefunden. Die ab-
geschlossenen Tarifverträge zwischen dem BZA und
der Tarifgemeinschaft der acht DGB-Gewerkschaf-
ten zum Beispiel enthalten branchenspezifische
Sonderregelungen und zukunftsweisende Lösun-
gen. Der Tarifvertragsabschluß mit vierjähriger Lauf-
zeit markiert eine neue Ära im Verhältnis zwischen
der Zeitarbeit und den Gewerkschaften. Dennoch
bleibt mit Blick auf zukünftige Tarifrunden der Vorbe-
halt gegen die verfassungsrechtlich bedenkliche
Entscheidung des Gesetzgebers bestehen.
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Das Modell einer staatlich moderierten Zeitarbeit
über Personal-Service-Agenturen (PSA) hat seine
Tragfähigkeit bisher noch nicht unter Beweis stellen
können. Die bisherigen Erfahrungen mit dieser Va-
riante einer Public-Private-Partnership sind wenig
ermutigend. Nachbesserungen am Konzept sind
geboten.

Die Aufhebung der bestehenden Verbote und Re-
striktionen im AÜG ist im Ansatz folgerichtig, im Er-
gebnis allerdings unbefriedigend, da das Beschäf-
tigungspotential aus synchronen Befristungen nicht
annähernd ausgeschöpft wird. Das allgemeine Teil-
zeit- und Befristungsgesetz steht dem entgegen.
Das hohe Drehmoment, das dem Beschäftigungs-
motor Zeitarbeit in den Niederlanden immanent ist,
wird durch die bisherigen Reformschritte nicht er-
reicht. Dazu bedarf es weiterer zeitarbeitstypischer
Sonderregelungen und Erleichterungen, wie sie
beispielsweise in den Niederlanden im „Flexak-
koord“ zwischen Gesetzgeber und Sozialpartnern
vereinbart wurden. Bis dahin dürfte es hierzulande
noch ein langer und beschwerlicher Weg sein. Un-
ter den Bedingungen der mühsam gefundenen
Kompromißformel kann die Zeitarbeit in Deutsch-
land noch nicht ihr Potential als Job-Maschine voll
entfalten. Von einem Durchbruch für die Zeitarbeit
kann nach Lage der Dinge noch keine Rede sein.
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